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Vorbemerkung

			»Idealismus ohne Illusion, Realismus ohne Anpassung.«

			– Jürgen Habermas

			»Dieses Buch sagt nicht die Wahrheit. Tatsächlich ist eine der zentralen Aussagen dieses Buches, dass eine absolute Wahrheit entweder nicht existiert oder sich zumindest mit unseren herkömmlichen Mitteln, insbesondere der Sprache, nicht ausdrücken lässt.«

			– Jörg Starkmuth

			Es ist riskant, am Anfang eines politischen Sachbuches über die Wahrheit zu schreiben. Alles, was ich hier niedergeschrieben habe, geschah in voller Überzeugung. Ich möchte informieren, aber ich schreibe nicht als neutraler Beobachter, sondern möchte zum Selbstdenken und Handeln anregen. Neben den eigenen Erfahrungen und Erkenntnissen aus 35 Jahren aktiver Politik und 19 Jahren Bundestag flossen viel mehr Überlegungen philosophischer und psychologischer Natur in dieses Buch ein, darüber, wie Menschen meines Erachtens sind und handeln und nicht, wie ich sie gerne hätte. 

			Ich halte den Umgang mit Sprache für sehr wichtig, da ihr Gebrauch Denkweisen prägt. Insbesondere Fremdwörter und Fachbegriffe, die man in politischen und wissenschaftlichen Beiträgen verwendet, schließen Menschen aus oder schränken ihren Zugang ein. Sprache ist ein Machtinstrument. Auch ich habe mich teilweise dadurch umprogrammieren lassen, versuche aber, verständlicher und nachvollziehbarer zu schreiben. Das ist mir in diesem Buch sicher nicht an allen Stellen gelungen, obwohl ich Fachbegriffe erklären oder vermeiden wollte. 

			Meist kocht die Diskussion nicht beim Ausschluss durch Fremdwörter, Englisch oder fehlender Barrierefreiheit, sondern nur beim Gendern auf. Ich mag eine klare Sprache, ohne Umwege und Sternchen, möchte aber, wie gesagt, alle ansprechen. Ich benutze in diesem Buch die männliche Form in den ersten beiden Teilen und die weibliche Form im dritten Teil. Dazu überlasse ich jedem seine Deutung ;)

			Anregung, Erkenntnisse und Unterhaltung

			Marco Bülow am 1. Oktober 2024

			




I. (Demokratie-)Demontage 

			»Probleme kann man niemals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind.«

			– Albert Einstein

			Man stelle sich vor, die Demokratie wird demontiert und keiner bekommt es mit. Wenn, dann erwarten wir einen Umsturz, einen lauten Knall – ein Putsch des Rechtsstaates durch eine Diktatur etwa. Das ist nicht ausgeschlossen, aber es wäre eher das letzte Kapitel, dem eine lange Vorgeschichte vorangeht. Gerade rauscht einiges an Entwicklung an uns vorbei. Es gibt ein Gespür, aber wir leben weiter in unseren Mustern, ignorieren, kritisieren, ziehen uns raus. Und wenn wir uns engagieren, dann gegen Symptome oder Sündenböcke. Die aufgebauten Denkstrukturen zu verlassen ist äußerst unbequem und dazu muss man sie erst einmal erkennen.

			Unsere Demokratie war nie eine wirkliche Herrschaft des Volkes. Selbst die reale repräsentative Demokratie – wie wir sie nennen – wird zunehmend ausgehöhlt. Die Ökonomisierung aller Lebensbereiche hat längst die Politik erreicht. Ausufernder Profitlobbyismus, bröckelnde Gewalten- und Machtteilung sowie zusammenbrechende Korrektive sind die Folge. Wir haben uns korrumpieren lassen, zu viele wollen mitprofitieren. Und noch mehr ergeben sich den Bedingungen oder ihrer Ohnmacht.

			Der erste Teil des Buches gliedert sich in drei Kapitel unter den Titeln: »Korrumpiert«, »Lobbyiert« und »Monetarisiert«. Darin folgen wir der Spur des Geldes. Statt einer langen Einleitung oder ausführlicher Angaben über die Inhalte geht es gleich hinein in die politische Realität – eine Art Vorspiel, die uns das Wesen der erreichten Korruption gut verdeutlicht.

			Vorspiel: Deals für Deutschland

			Karlsruhe, 12. Juli 2022

			Der Hammer fällt. Die letzte höchste Instanz, der Bundesgerichtshof, hat entschieden: Freispruch für die beiden Abgeordneten. Ihr Handeln, ihr Vorgehen, ihre verdeckten Vorteilsnahmen werden nicht bestraft. Die Maskendeals sind vollkommen legal. Sie dürfen ihre »Schmiergelder« – pardon, ihre »Provisionen« – von 1 240 000 Euro und 660 000 Euro für die korrupten Geschäfte behalten. 

			Irgendwo tief im Westen der Republik erfährt der 30-jährige Gärtnergehilfe Frank zufällig vom Freispruch. Mit Politik hat er nicht so viel am Hut. Egal, wer regiert, für ihn tut eh keiner was. Er ist froh, wieder einen Job zu haben, wenngleich auch im sogenannten Niedriglohnsektor. Jeden Monat wundert er sich, wie wenig Geld für so viel Arbeit am Ende rauskommt. So wie ihm geht es etwa einem von fünf Beschäftigten in Deutschland. Über sieben Millionen Menschen verdienten 2021 mit unter 12 Euro Bruttostundenlohn sogar noch weniger als er.1 Und da steckt sich ein Politiker nebenbei 1,2 Millionen ein. Wahnsinn. Er beginnt zu rechnen; glaubt, sich verrechnet zu haben, kommt aber immer wieder zum gleichen Ergebnis: Für das Geld, das dieser Abgeordnete mit wenig Zeitaufwand als Provision kassiert hat, müsste er über 50 Jahre lang malochen. Ein gemischtes Gefühl aus Neid und Wut überkommt ihn. 

			Zur gleichen Zeit irgendwo im Nordosten. Die Grundschullehrerin Iris liest gewissenhaft ihre Lokalzeitung. »Freispruch« lautet die Schlagzeile. Den Bericht muss sie zweimal lesen, sie will es nicht begreifen. Iris ist Anfang 60, alleinstehend und hat nur noch ein paar Jahre bis zu ihrer Rente. Sie verdient als Grundschullehrerin nicht schlecht, auch wenn sie etwas mehr für angemessen halten würde. Schon öfter hat sie nachgeschaut: Sie liegt mit ihrem Gehalt fast beim Durchschnittslohn von monatlich etwa 4 000 Euro brutto. Sie überschlägt kurz, dass sie für die 1 240 000 Euro mehr als 25 Jahre Vollzeit arbeiten müsste. Wie hoch da wohl der Stundenlohn des Politikers ausfiel? Dann dazu die Diäten, die Renten und was bekommen die Abgeordneten wohl sonst noch für Vergünstigungen? Sie verspürt einen Groll, aber auch von Neugier durchsetzt. Sie fängt jetzt an zu graben, zu recherchieren. Das Gerichtsurteil ist real. Bei Frank und Iris handelt es sich dagegen um fiktive Personen – um Menschen, wie sie überall leben, wenngleich sie auch nicht in Sachbüchern, Berichten, Talkshows oder in der Politik vertreten sind. In diesem Buch werden sie immer wieder auftauchen.

			Berlin, 25. März 2020

			Aber Moment, gehen wir noch einmal gut zwei Jahre zurück, zum Ausgangspunkt der Maskendeals. Es ist kein guter Frühling, der da in einem Krisenjahr beginnt, aber die Reden im Bundestag klingen wie immer. Fast wie immer.

			»Uns alle, Regierung wie Opposition, eint ein Ziel, (…) Schaden vom deutschen Volke abzuwenden. Das ist Dreh- und Angelpunkt, meine Damen und Herren, dieser Gesetze, die wir heute debattieren. (…) Das Bevölkerungsschutzgesetz ist die Grundlage für Eingriffe in Grundrechte wie die körperliche Unversehrtheit, die Freiheit der Person oder die Versammlungsfreiheit. Das Gesetz ermächtigt aber auch den Bundesgesundheitsminister, umfassend und situativ einzugreifen, um insbesondere die Gesundheitsversorgung zu gewährleisten. Es ist, meine Damen und Herren, ein unabdingbarer Vertrauensvorschuss an den Gesundheitsminister. Jens Spahn hat im Krisenmanagement Größe gezeigt und dieses Vertrauen schon jetzt in ganz besonderer Weise gerechtfertigt. *Beifall bei der CDU/CSU* (…) Ihnen allen Gesundheit und Gottes Segen!«2

			Applaus, vor allem von Abgeordneten der Union und SPD, aber auch von einigen aus der Opposition. In der Krise steht man zusammen, wollen einige symbolisieren. Ein wenig Pathos kann doch jetzt nicht schaden. Zu diesem Zeitpunkt sitze ich als fraktionsloser Abgeordneter im Bundestagsplenum. Ich schaue hoch zur gläsernen Kuppel aus 3 000 Quadratmetern Glas und dem Gang für die Besucher, die dann theoretisch zu uns in den Plenarsaal herunterschauen können. Wegen der Corona-Auflagen ist er verwaist. Im Plenum sind trotz der weitreichenden Entscheidungen noch weniger Abgeordnete als sonst anwesend. 

			Ich kenne den Redner gut. Georg Nüßlein, nur zwei Jahre älter als ich, ist 2002 gemeinsam mit mir in den Bundestag gekommen. Er begleitet mich jetzt, genau wie Jens Spahn, wohl oder übel schon 18 Jahre als Abgeordneter. Nüßlein ist Stellvertretender Fraktionsvorsitzender der Union und, wie auch ich, für das Thema Energie zuständig. Wie oft haben wir in den Großen Koalitionen an einem Tisch gesessen, wenngleich auf unterschiedlichen Seiten. Wie oft habe ich den Lobbyeinfluss der fossilen Großkonzerne deutlich in seinen Worten und Reden vernehmen können. Nach außen freundlich und jovial, ansonsten ein knallharter Interessenvertreter. 

			Nüßlein ist passionierter Jäger, promovierter Jurist, arbeitete im Bank- und Finanzwesen und gründete eine Holding sowie eine GmbH. Damit passt er wunderbar in den Bundestag des Jahres 2020.3 Mit 147 Absolventen der Rechts- und 102 Absolventen der Wirtschaftswissenschaften verkörpern diese beiden Gruppen geradezu das Bild der deutschen Parlamentarier. Insgesamt wird die Einseitigkeit der Zusammensetzung des Bundestages, was die Berufe und vor allem den Bildungsgrad angeht, immer größer. Im aktuellen Bundestag hat sich der Anteil der Abgeordneten mit einem abgeschlossenen Hochschulstudium auf fast 90 Prozent gesteigert. In der gesamten Bevölkerung liegt er nicht einmal bei 20 Prozent.

			Eine typische Politikerkarriere. Nüßlein kann reden. Aber warum hat ausgerechnet er 2016 vom Bundespräsidenten das Bundesverdienstkreuz verliehen bekommen? Seine Rede erreicht mich trotz seiner Wortgewandtheit kaum. Ich höre nur »ermächtigt« und »Eingriffe in Grundrechte« – wie passend, wenn man zu Beginn der Rede über das »Deutsche Volk« schwadroniert. Heute schränken wir also mal so eben die Grundrechte der Bevölkerung und des Parlamentes ein. Das Merkel-Kabinett will mit Ministerpräsidenten und nicht mit dem Bundestag schnelle Entscheidungen treffen, obwohl dieser jeden Tag zu einer Sondersitzung einberufen werden könnte. Und dann auch noch die Lobeshymne und Vorschusslorbeeren für den Gesundheitsminister. Meine Gelassenheit ist aufgebraucht. 

			NRW, Frühjahr 2020

			Wie vom Kollegen Georg Nüßlein verkündet, wird der Bundestag also in den Hintergrund gedrängt, seine Rechte beschnitten. Bundesregierung und Ministerpräsidenten geben nun vollends den Ton an. Ich leugne die Krise zu null Prozent, doch diese Verlagerung ist völlig überzogen und unnötig. Keine Entscheidung wird dadurch schneller oder besser informiert getroffen. Aber wir haben nun eine Blaupause zur Einschränkung von Parlamentsrechten – so schnell kann das also gehen. Mittlerweile schnellen die staatlichen Ausgaben wegen der Pandemie in die Höhe. Auch die Landesregierungen investieren im großen Stil. Nach einem Erlass des Landes NRW können Kaufaufträge nun praktischerweise ohne Ausschreibungen rausgehen. Damit lohnen sich direkte Kontakte zur Politik noch mehr. Die Landesregierung ordert dann schnell für 45 Millionen Euro Schutzkittel beim Textilunternehmen van Laack, einem Modehaus, das für höherpreisige Garderobe und nicht für Schutzkleidung bekannt ist. Die Vermittlung läuft über Johannes Laschet, den Sohn des damaligen Ministerpräsidenten von NRW, der sich praktischerweise als Modeblogger und Werbepartner des Unternehmens betätigt. Der zuständige Minister Karl-Josef Laumann berichtet von Erleichterung, als man ihm den Vollzug des Deals verkündet. Natürlich wegen des »dramatischen Mangels an Schutzausrüstungen«.4 Wer es glaubt. Von Provisionen ist keine Rede, und so war an der Sache auch nichts ungesetzlich. Alles, was nicht legal gewesen wäre, hat man ja mit Verordnungen vorab legal gemacht. 

			Zur gleichen Zeit kassierten auch andere ab. Bei vielen werden wir es wohl nie erfahren, und wenn doch, interessiert es kaum noch jemanden. Wer erinnert sich etwa daran, was zum Beispiel ein Rechercheteam von WDR, NDR und Süddeutscher Zeitung aufdeckte: 2020 gab die Bundesregierung monatelang für jeden PCR-Test 59 Euro aus – ein viel zu hoher Betrag, insgesamt eine Steuergeldverschwendung von »möglicherweise« Milliarden, die vor allem eine »Ärzte-Lobby« mit guten Kontakten durchgesetzt hatte.5 Ab Juli 2020 wurde dann an die Labore, welche die Tests auswerten, 39,40 Euro pro Test bezahlt; immer noch doppelt so viel wie für andere, vergleichbare PCR-Tests. Die Ärzte, die sie selbst auswerteten, bekamen neun Monate lang sogar 50,50 Euro pro Test. Der zuständige Minister hieß Jens Spahn. Aber auch mit einem neuen Minister waren die Kosten 2022 und 2023 immer noch höher als gerechtfertigt.6 Warum wurde an den vielen Tests so lange mehr verdient als sonst üblich? Wer hatte das Ministerium dazu gebracht, dies zuzulassen? Und wo blieben die Nachfragen, die Recherchen und die Empörung? Die Krisensituation wurde ausgenutzt und die Politik spielte mit, indem sie sich lobbyieren ließ. Während und am Ende der Krise leiden viele, zerbrechen Existenzen, aber genau auf deren Rücken werden richtig gute Geschäfte gemacht. Jeder ist doch seines Glückes Schmied. 

			Leipzig, 20. Oktober 2020 

			Keine fünf Monate nach der Bundestagsbelobigung des Gesundheitsministers Jens Spahn gibt er eines von Hunderten Interviews dieser Monate. Mit den immer gleichen Aufforderungen und Warnungen, diesmal dem ZDF. Die Hauptansteckungsgefahr gehe von Feiern und vom »Geselligsein« aus7 – sprach’s und machte sich dann abends auf, solch eine Geselligkeit in Leipzig zu besuchen. Eine, die er organisiert hatte – oder besser gesagt – die für ihn organisiert worden war. Beim eigentlichen Gastgeber handelte es sich um den PR-Manager Peter Zimmermann. Der war thüringischer und sächsischer Staatssekretär und stand auf der Gehaltsliste zweier Bundesländer. Wie immer mehr Politiker tauschte er fix sein politisches Amt gegen das eines Lobbyisten ein. Die »Drehtür« nutzen – die zwischen Politik und Wirtschaft – nennt man das. Natürlich geschieht dies nicht wegen des ökonomischen Sachverstandes, sondern weil Politiker gut vernetzt sind und weiter viele direkte Zugänge zu den Entscheidungszentralen besitzen.

			Aber Zimmermann gelang das nicht nur im politisch zarten Alter von 37 Jahren, sondern auch ohne Kündigung beim ehemaligen Arbeitgeber. Er war mit 37 in den Ruhestand geschickt worden – inklusive aller Versorgungsleistungen.8 So fürsorglich kann der Staat sein. Kein Wunder, dass für junge Leute der Weg zur Karriere über die Politik reizvoll erscheint. Immer weniger Konkurrenz in den Parteien, schnelle Versorgung und nur eine kurze Zeit mit Verantwortung. Zimmermann wurde dann freischaffender Lobbyist und wollte sich selbst und seinem Ex-Kollegen Jens Spahn unter die Arme greifen. Nicht mit Geselligkeit, sondern mit Spenden, die an diesem Abend fließen sollten. Zimmermann lädt für Spahn vor allem Unternehmer zu einer privaten Party, einem intimen, besonderen Essen ein. Ziel der Aktion ist, dass die Unternehmer einen Abend mit dem Minister verbringen und dafür eine Spende an ihn leisten. Die lassen sich nicht lange bitten. Nur diesmal dringt die Spendenparty, vermutlich wegen der eigentlichen Corona-Auflagen, die Zusammenkünfte ja eingeschränkt haben, an die Öffentlichkeit. Die Bild spekulierte später, ob mit oder ohne Maske gefeiert wurde und ob es Rinderfilet gab.9 Die taz sprach von einem Schweigekartell,10 weil wenig über die weiteren Gäste herauszubekommen war. Die SZ machte später mit dem Hinweis vom Lob der Kanzlerin für Spahn quasi den Deckel auf die Geschichte.11 Auch die Kommentare von anderen Politikern bezogen sich meist auf das Verhalten bezüglich Corona und der Vorbildfunktion des Ministers. Pikant war zudem, dass sich Spahn am folgenden Tag positiv auf Corona getestet meldete. Wie war das noch mal mit dem Vertrauensvorschuss von Georg Nüßlein?

			Alles natürlich eine unerfreuliche Geschichte, die nicht öffentlich hätte werden sollen. Aber besonders interessant ist, dass der eigentliche Anlass höchstens als Nebenthema vorkam. Die Gäste – wohl vor allem Unternehmer – wurden deshalb eingeladen, um für den Politiker Jens Spahn zu spenden. Möglichst knapp unter 10 000 Euro, damit die Spendernamen nicht genannt werden müssen. Eine Praxis, die sicher nicht selten angewandt wird und die nur wegen der Umstände hier mal zu einem Skandälchen wurde. Warum will wohl keiner zugeben, dabei gewesen zu sein? Warum verschweigt Spahn beharrlich die Namen seiner Gönner? Gerade damals war man ja aufgefordert, bei einer Ansteckung zu melden, mit wem man Kontakt hatte. Aber die eigentlichen Fragen sind doch: Wenn die Zeit, das Ohr eines Ministers, eines Politikers, käuflich ist, was kann man noch alles kaufen? Was bekommt man als Gegenleistung für die Spenden? Vor allem: Wie käuflich ist die Politik?

			Deutschland, 12. Juli 2022.

			Im Herbst 2021 endet die Legislaturperiode. Der Gesundheitsminister Jens Spahn wird von Karl Lauterbach abgelöst und die GroKo von der »Zukunftskoalition« der Ampel. Ein progressiver Ruck geht allerdings nicht durch die Republik. Auch nicht im Juli, als die Klage gegen die Maskendeals am Bundesgerichtshof in Karlsruhe verhandelt wird. Die Abgeordneten Alfred Sauter und Georg Nüßlein werden freigesprochen. Sie dürfen die insgesamt 1,9 Millionen Euro für die Masken­deals behalten. Damit haben sie die Krise gut genutzt, um mit ihren politischen Kontakten einen Deal einzufädeln und sich persönlich zu bereichern. Unter Rückbezug auf Nüßleins Rede vom 25. März 2020, »um Schaden vom deutschen Volke abzuwenden«. Dem CSU-Mann kam dabei zugute, dass er den Deal bequem über sein sich selbst zugelegtes Beraterunternehmen abwickeln konnte. Ein Loblied auf die möglichen Nebentätigkeiten der Abgeordneten.

			Durch Sauter und Nüßlein vermochte ein Unternehmen wegen seiner politischen Kontakte Masken für 60 Millionen Euro an das Gesundheitsministerium in Bayern und des Bundes verkaufen. Und der Bundesgerichtshof macht es jetzt unfreiwillig amtlich: Diese »Korruption« oder, wie die Münchener Richter des Oberlandesgerichtes das Vorgehen nannten, »die missbräuchliche Kommerzialisierung des Mandats unter Ausnutzung einer nationalen Notlage von beispielloser Tragweite«,12 ist in Deutschland nicht strafbar. Der Bundesgerichtshof fühlt sich nicht zuständig und verweist auf den Bundestag: »Falls der Gesetzgeber eine Strafbarkeitslücke erkennen sollte, ist es seine Sache, darüber zu befinden, ob er sie bestehen lassen oder durch eine neue Regelung schließen will.«13 Kann man schöner beschreiben, dass die Gewaltenteilung hier nicht funktioniert und die Legislative selbst entscheiden darf, ob und wie über sie gerichtet wird?

			Das Resultat: Die Schampusflaschen knallen. Auch der beteiligte Unternehmer geht straffrei aus. Er darf den dicken Gewinn behalten. Gute Kontakte zu Politikern und Lobbyarbeit zahlen sich aus, ebenso wie der Missbrauch von politischen Ämtern für Deals. Es dürften noch mehr Beteiligte feiern. Jens Spahn veröffentlichte im April 2021 eine Liste mit 40 Abgeordneten, die in der ersten Phase der Pandemie Kontakte zwischen Unternehmen und dem Gesundheitsministerium herstellten. Aufgeführt waren laut Redaktionsnetzwerk Deutschland nur die Firmen, bei denen es tatsächlich zu einem Geschäftsabschluss mit der Bundesregierung kam.14 Es bleibt unklar, ob und welche weiteren Provisionen dabei an beteiligte Politiker flossen. Wer hat sich da also noch bereichert? Nachforschungen Fehlanzeige. Zudem gibt es mehrere Landesministerien, die ebenfalls Bestellungen tätigten. Wer weiß, welche übrigen Kontakte das Bundesministerium zurückhielt? Natürlich ging es nicht nur um Masken, sondern auch um weiteres medizinisches Material, Schutzkleidung und andere benötigte Posten, die wegen der Pandemie knapp waren sowie um die Gelder der Landes- und Bundesregierung, die zusätzlich flossen, zum Beispiel in die Schnelltests. Wer dies gründlich prüft, wird sicher noch weitere unnötige Steuergelder und viele weitere nicht uneigennützige Vermittlungen von Politikern aufdecken. 

			Herbst 2021 bis heute 

			Nicht nur gegen Nüßlein und Sauter leitete man Strafverfahren ein. Einige Abgeordnete mussten die Union verlassen. Rechtlich verurteilt wurde am Ende jedoch nur eine Person: Andrea Tandler. Keine Abgeordnete, sondern eine Unternehmerin, die keinerlei Bezug zu Medizinprodukten, wohl aber beste Kontakte zur Politik hatte. Ihr Vater ist der ehemalige bayrische Landesminister und CSU-Generalsekretär Gerold Tandler. Vermutlich zusammen vermittelten sie eine gigantische Maskenbestellung. Allein als Provision gab es die wahnsinnige Summe von fast 50 Millionen Euro für Andrea Tandler und ihren Geschäftspartner.15 Rekordverdächtig ist auch, dass gleich mit drei Gesundheitsministerien aus NRW, Bayern und dem Bund ein Deal ausgehandelt wurde. Erneut war also Jens Spahn mit im Spiel und erneut gilt die Sache nicht als illegal. Dumm nur, dass sie dann nicht alles ordentlich versteuert hat. Einzig aus diesem Grund ist Andrea Tandler die einzige Person, die wirklich rechtlich belangt wurde. 

			Im Sommer geraten die Maskendeals und das Gesundheitsministerium noch einmal in die Öffentlichkeit und ins Fahndungskreuz der Ermittler. Es geht um zwei Bestellungen von FFP2-Masken bei der Schweizer Firma Emix im Wert von insgesamt 790 Millionen Euro; eben die Aufträge, die durch die Tandlers und Monika Hohlmeier – ehemalige Landesministerin und Europaabgeordnete der CSU – vermittelt wurden. Zum Zeitpunkt der zweiten Bestellung hatte das Ministerium schon genug Masken auf Vorrat zu günstigeren Konditionen gekauft.16 Auch Karl Lauterbach muss sich deshalb die Frage gefallen lassen, warum das Gesundheitsministerium unter seiner Führung nichts wirklich aufgeklärt hat. 5,7 Milliarden Masken kaufte das Ministerium unter Jens Spahn ein, teilweise überteuert, 1,2 Milliarden davon sind bereits verbrannt worden, weitere 1,7 Milliarden werden folgen müssen. Was für eine gigantische Vernichtung – nicht nur von Masken und umweltbelastenden Materialien, sondern von Steuergeldern. Jürgen Dahlkamp schrieb darüber im Juli 2024 im Leitartikel des Spiegels: »Doch kaum im Amt, begann Lauterbach zu mauern. Er übernahm die Methode Spahn, möglichst wenig über die toxischen Geschäfte nach außen dringen zu lassen.«17

			Nur wenn jemand verurteilt wird, ist es wirklich von Belang. Legale Korruption und politische Einflussnahmen (durch Geld oder Gegengefallen provoziert) kehrt man am Ende unter den großen Tisch der Öffentlichkeit. Aber bei den Maskendeals wird es zudem amtlich: Amtsmissbrauch, Korruption von Mandatsträgern ist in unserem Rechtsstaat für bestimmte Personen erlaubt. Was für eine Republik haben wir eigentlich, wenn in solchen Fällen nicht direkt gehandelt wird, kein riesiger Aufschrei durch die Öffentlichkeit, die Medien geht? Was sagt das über unser politisches System, über unsere Demokratie aus? Ist dies nicht ein Grund für die wachsende Wahlmüdigkeit, Unzufriedenheit mit den Parteien, dem Vertrauensverlust gegenüber Politikern? Keine Fragen, die nach dem Urteil aufgeworfen werden, kaum ein Ruf nach einem verbindlichen Rechtsrahmen auch für korrupte Politiker und nach einer Debatte, wie wir insgesamt mit der einseitigen und profitgetriebenen Beeinflussung der Politik umgehen. Stattdessen weiter Showkämpfe, Berieselungen, höchstens künstliche Empörungen für den Einzelfall – gerade aus dem Lager derjenigen, die kräftig mithelfen, die Demokratie auszuhöhlen. Sie wird in ihrem Kern, der Herrschaft des Volkes, zweckentfremdet. Wir überlassen die notwenige Debatte lieber den Rechtspopulisten, die darin einen fruchtbaren Boden für einen Generalangriff auf den Staat sowie auf die Demokratie sehen und sind dann wiederum empört über ihren starken Zulauf. 

			Es geht in diesem Buch um die (legale) Korruption in der Politik, die einseitige Beeinflussung und die Auswüchse des Profitlobbyismus –, aber nur als ein Ausgangspunkt, um aufzuzeigen, wie unsere Demokratie, unsere ganze Gesellschaft korrumpiert wird. Profit ist darin zur dominierenden Antriebskraft geworden, weil wir alle Lebensbereiche systematisch ökonomisiert haben. Alles, was sich nicht direkt zu Geld machen oder in Geld berechnen lässt, gilt in unserem System als wertlos. Ich möchte weder sagen, dass alles gut wird, wenn wir nur dies oder jenes verändern, noch den typischen Reflex bedienen, es rein mit dem Wesen des Kapitalismus zu erklären. 

			Die Sache ist komplexer. Nicht nur die Marktwirtschaft hat sich als anpassungsfähig erwiesen. Demokratie und Gesellschaft sind dem Wesen des Kapitalismus angepasst worden. Wir haben uns mit Brot und Spielen korrumpieren lassen. Viele ignorieren die Nachteile und Nebenwirkungen, auch weil wir sie teilweise auf andere und die nächsten Generationen abwälzen können. Wir haben es geduldet, dass unsere Lebensgrundlagen geplündert werden und dabei fleißig mitgeplündert. Geld und Profit sind zu unserem »Übergott« geworden, der viele Untergötter duldet, wenn sie den Profit von Wenigen nicht schmälern, sich anpassen, sich korrumpieren lassen. Ohne Verschwörung, sondern einfach durch den Druck und die Fliehkräfte, die bei dem Kampf um Geld und Macht entfacht werden. Die große süße Lüge, dass alle profitieren und unendliches Wachstum möglich sei, wirkt wie eine Droge. Das Korrektiv und Gegenkollektiv zu dieser Entwicklung ist immer weiter zusammengeschrumpft, während Ohnmacht, Verunsicherung, Rückzug und Wut bei den Menschen spürbar anwachsen. Um daran etwas zu ändern, muss man sich zunächst ehrlich machen, Fehlentwicklungen und -verhalten aller Seiten offenlegen und nicht mit den ewig gleichen Antworten, Appellen und Aktionen vorgehen. Auch darum wird es in diesem Buch gehen. 

			Ich habe das Kapitel mit dem Freispruch von Georg Nüßlein begonnen und werde es nun mit ihm beenden. 2002 wurde ich gemeinsam mit ihm und Jens Spahn das erste Mal direkt in den Bundestag gewählt. Nüßlein und ich verabschiedeten uns beide fraktionslos im Herbst 2021 aus dem Parlament. Damit enden die Gemeinsamkeiten. Ich war bis zum Ende der Legislaturperiode voll dabei, sprach und arbeitete im Plenum ebenso wie im Ausschuss. Selbstbestimmt verließ ich meine eigene Fraktion und Partei, die SPD, gerade auch, weil sie nichts gegen den wachsenden Einfluss der Profitlobbys unternommen hat. Georg Nüßlein trat aus seiner Fraktion bereits im März 2021 aus. Er legte seine Ämter nieder, weil er unter Druck geraten war und die Union damit das Thema erledigen wollte.18 Nüßlein blieb zwar noch bis Oktober mit vollen Bezügen Abgeordneter, im Bundestag sah man ihn aber nicht mehr, und er konnte es sich daraufhin mit dem hohen Provisionsgeld plus üppigem Übergangsgeld und den später anstehenden Rentenbezügen gemütlich machen. Würde Korruption auch bei Abgeordneten entsprechend geahndet, dann müsste er nicht bloß die Provision abgeben, sondern zusätzlich bestraft werden. So aber kann er nicht nur abgesichert, sondern in Reichtum leben und wer weiß, ob er nicht sogar in der Union wieder rehabilitiert wird wie andere vor ihm. Unser politisches Gedächtnis ist kurz. Und ob Frank, Iris oder wer auch immer auf der Welt diese Ungerechtigkeit versteht, interessiert keinen mehr. Wie der Union insgesamt, konnten Jens Spahn alle Skandale und fragwürdigen Beteiligungen gar nichts anhaben. Er ist stellvertretender Fraktionsvorsitzender der Unionsfraktion und wieder Anwärter auf einen Ministerposten. Also auf ein Neues. Oder wie Nüßlein sagte: »Ihnen allen Gesundheit und Gottes Segen.«

			1. Korrumpiert

			»Korruption, nicht als sporadische Tat einer Gruppe von Einzelpersonen, sondern als Verhalten, das das Gemeinwesen beschädigt und unter der Hand versucht, sich einen Freibrief im individuellen und kollektiven Bewusstsein zu verschaffen. Das ist der größte Schaden.«

			– Sergio Ramírez Mercado

			Das Wesen der Korruption 

			Korrupt. Dieses »böse« Wort wird bei uns gemieden. Korrupt sind Autokraten, Diktatoren in fernen Ländern. In der Politik wird über viel gestritten, aber nicht über das System, das sich entwickelt hat oder die Demokratie. Ihre Feinde sind Extremisten von rechts und links, alle anderen dagegen seriöse, aufrechte Demokraten. 

			Auch in Deutschland hat man immer mehr Lebensbereiche ökonomisiert. Meist geht es nur noch ums Geld, um den Profit. Alles wird auf dieses Ziel ausgerichtet, egal, was das vor allem langfristig bedeutet. Es kommt zum Ausverkauf der Demokratie. Die Grenzen, das Korrektiv zu dieser Entwicklung, lösen sich auf, während wir uns über Nebenthemen streiten. Sehen wir endlich mal hin und nennen das Kind beim Namen: Nahezu unsere ganze Gesellschaft wird korrumpiert.

			In Krisenzeiten gilt es oftmals, schnelle Entscheidungen zu treffen, man nimmt mehr Geld in die Hand und die Kontrollmechanismen greifen weniger als sonst. Nun befinden wir uns in einer Zeit der multiplen Krisen. Die geschilderten Beispiele aus der Pandemie sprechen für sich, aber sie sind nur ein Ausschnitt, nicht mal die Spitze des Eisberges. Das gesamte Ausmaß von korrupten und legalisiert korrupten Vereinbarungen ist deutlich größer. Dazu kommt eine breite Grauzone, die sich zwischen Politik und Unternehmen entwickelt hat. Es gibt privilegierte Zugänge, starke Beeinflussungen, Abhängigkeiten, Druck, Erwartungen und Vorteilsnahmen. An deren Wirkungsende steht, dass Profitinteressen bei politischen Entscheidungen Vorrang vor dem Gemeinwohl haben. Gerade auch die Politik wird korrumpiert. Und unsere Demokratie schützt davor immer weniger. Im Gegenteil, sie wird genau daran angepasst.

			Was heißt denn überhaupt »korrupt«? Der Ausdruck geht auf das lateinische Wort corruptus zurück, welches gleich mehrere Bedeutungen aufweist: »verdorben«, »sittenlos«, »bestochen«, »verkehrt«. Der Begriff lässt sich nicht nur in der Wirtschaft oder Politik, sondern in allen gesellschaftlichen Bereichen anwenden. Bei uns wird er heute meist direkt mit Geld in Zusammenhang gebracht. Korruption meint allerdings eher den allgemeinen Missbrauch einer Vertrauensstellung. Dieser besteht darin, eine Position, die man innehat, zum weiteren Vorteil auszunutzen oder jemand anderen, der eine Position innehat, mit einem Angebot, einer Gegenleistung zu selbigem anzustiften. Dabei spielt es natürlich eine wichtige Rolle, ob es sich um eine öffentliche Stellung handelt und wer der eigentliche Auftraggeber dieser Person ist. 

			Die Position selbst entscheidet also darüber, ob man sie für korrupte Zwecke ausnutzen kann. Korruption ist niemals legitim, aber manchmal legal, wenn Politiker trotz Nachweis nicht dafür verurteilt werden, weil die Parlamente diese Handlungen selbst nicht mit gesetzlichen Grundlagen versehen haben. Damit legalisiert die Legislative Korruption für ihre Amtsträger. Und außerhalb der Politik? Selbst wenn der Einzelne von sich aus nicht korrupt ist – allein schon, weil er keine solche Stellung innehat, die er zu seinem persönlichen Vorteil ausnutzen könnte –, gibt es dennoch Möglichkeiten für ihn, sich korrumpieren zu lassen. In einer Demokratie etwa zeichnet er gewissermaßen mit dafür verantwortlich, wenn er legale Korruption in der Politik duldet. Aber die Möglichkeiten des Einzelnen, daran etwas zu ändern, sind sehr begrenzt und kaum jemand hilft ihm, dieses System zu durchblicken. Dazu kommen wir noch. Meist machen wir Privatpersonen uns der Korruption schuldig, wenn wir für Geld Dinge tun, die wir aus ethischen Gründen sonst nicht tun würden. Man kann noch einen Schritt weitergehen und behaupten, dass dies auch gilt, wenn wir Dinge kaufen, die wir nicht brauchen, die anderen schaden oder die unsere Lebensgrundlagen zerstören. Aber ist es dann in unserem gegenwärtigen System, mit den nationalen und globalen Gegebenheiten, nicht unausweichlich, dass wir uns korrumpieren lassen? Wir müssen doch überleben, uns arrangieren. Genau das ist der springende Punkt! 

			Wo ziehen wir die Grenze und was ist vertretbar? Kann man in unserem System überhaupt noch unbestechlich oder gar unkorrumpierbar zu sein? Und warum muss für die Politik ein anderer Maßstab gelten? Wenn unser Hilfsarbeiter Frank der Lehrerin Iris anbietet, mal ihren Garten umzugraben, wenn sie ihn dafür bei seinen Bewerbungen unterstützt, würde dies sicher niemand als Bestechung ansehen. Aber wenn einem Abgeordneten vom wem auch immer etwas angeboten oder in Aussicht gestellt wird, damit er seine Stellung, seine Kontakte nutzt, um irgendeinen Vorgang, eine Entscheidung zu verhindern, zu beeinflussen, dann ist das ein klarer Fall von Korruption. Dabei muss weder Geld fließen noch ein Vertrag geschlossen werden. 

			Vielfach muss nicht mal ein Gesetz gebrochen werden, weil Politiker selbst darüber entscheiden, welche Korruption für sie legal ist. Im deutschen Recht existieren diesbezüglich einige Straftatbestände. Besonders bei der Vorteilsnahme und bei der Bestechung kann man erkennen, dass die Korruption auch juristisch viel weiter gefasst ist, als man gemeinhin vermutet. Im Juristischen Lexikon heißt es dazu: 

			»Bei der Vorteilsannahme geht es um das Entgegennehmen einer Zuwendung ohne konkrete Diensthandlung, aber mit dem Ziel, den Amtsträger oder Beauftragten in seiner Entscheidungsfreiheit und Loyalität irgendwie zu beeinflussen. Auf der anderen Seite stehen die Bestechung als das Anbieten, Versprechen oder Gewähren einer solchen Zuwendung mit der Absicht, eine Diensthandlung zumindest zu beeinflussen.«19

			Es ist also ein Straftatbestand, wenn die Loyalität und Entscheidungsfreiheit eingeschränkt, und wenn eine Diensthandlung beeinflusst werden. Das passiert in der Politik jeden Tag. Es ist sogar zu einem Prinzip in unserem politischen System geworden und gehört zu den Spielregeln, die sich die Politik selbst gegeben hat. Hier wird also geltendes Recht stetig gebrochen. Aber nachzuweisen ist das kaum, niemand würde es so formulieren. Die Entgegnung wäre: »Völlige Übertreibung! Wir sind sauber, so was passiert bei uns nicht.« Und die Maskendeals? »Das war eine absolute Ausnahme, schwarze Schafe gibt es überall.« Eine Ausnahme? Da waren doch recht viele daran beteiligt. »Eine Ausnahmesituation und es wurde ja niemand verurteilt. Unsere Demokratie ist moralisch über jeden Zweifel erhaben. Wir sind doch keine Autokratie!«

			Korrumpierte Knechte 

			»Wir gehen einem Zeitalter der Korruption bis in hohe Positionen entgegen. Die Macht des Geldes in diesem Land wird ihren Einfluss durch Ausnutzung der Vorurteile im Volk so lange wie möglich zu halten versuchen, bis der Wohlstand in wenigen Händen versammelt und die Republik zerstört ist.« 

			– Abraham Lincoln

			Was macht denn eigentlich eine Demokratie aus? Und wann sprechen wir von einer Autokratie? Einige Unterschiede neben den wirklich freien geheimen Wahlen kommen uns sicher schnell in den Sinn: die Gewaltenteilung, die Presse- und die Meinungsfreiheit. Aber wohl auch, dass Korruption in den Autokratien eine wichtige Rolle spielt und sich ihre Außenpolitik offen erkennbar nicht nach moralischen Prinzipien, sondern nach Eigennutz und Profit ausrichtet.

			Im März 2024 titelte das ZDF: »Demokratien verlieren weiter an Boden«.20 Eine Bertelsmann-Studie zeigte auf, dass bei 137 untersuchten Staaten 74 Autokratien 63 Demokratien gegenüberstehen. 2022 hatte die Vorgängerstudie erstmals mehr Autokratien als Demokratien vermeldet. Der Übergang von einer Autokratie zur Demokratie war damals nur Armenien, Sri Lanka und Tunesien gelungen. Ich denke jedoch, dass es sehr schwierig ist, die Graustufen zwischen Demokratie und Autokratie voneinander abzugrenzen. Die Grenzen sind fließend und selbst in angeblich »lupenreinen« Demokratien zeigen sich bisweilen autokratische Züge. Bei der Beurteilung liegt unser Wahrnehmungsfokus etwa zu sehr auf freien fairen Wahlen. Auch die Bertelsmann-Studien treffen differenziertere Einteilungen, von harter und gemäßigter Autokratie über defekte Demokratie bis hin zu sich konsolidierender Demokratie. Besonders spannend für die Demokratiedebatte ist jedoch eine andere Passage: 

			»Ursache für diesen Rückgang von Demokratiequalität ist zumeist die einseitige Konzentration der politischen Eliten auf politische und wirtschaftliche Machtsicherung, der jegliche gesellschaftliche Entwicklung untergeordnet wird. Der vielerorts vorangetriebene Abbau von Rechtsstaatlichkeit und Freiheitsrechten, die wachsende wirtschaftliche Ungleichheit und das Unvermögen von Regierungen, nach einem breiten Konsens für politische Lösungen zu suchen, sind einige der Auswirkungen, die der BTI21 seit mehr als einem Jahrzehnt beobachtet.«22 

			Zumindest einige dieser Anzeichen würde ich nach meinen vielen Jahren im Bundestag und der stetigen Auseinandersetzung mit dem Thema auch bei uns in westlichen Demokratien und in Deutschland ausmachen. Ich möchte hier nicht von einem Weg in die Autokratie sprechen, aber sehr wohl von einer fortschreitenden Demontage unserer Demokratie. Dieser Abbau und die damit einhergehenden Gefahren werden verschwiegen, auch wenn immer mehr Menschen sie wohl mit einem schlechten Bauchgefühl wahrnehmen. Darüber geredet wird höchstens bei einzeln auftretenden Symptomen und Erfolgen von Rechtsextremen. Fast nie kommt es zu einer wirklichen Einordnung, werden die Anzeichen in den Zusammenhang gesetzt. 

			Sprechen wir von einer »lupenreinen Demokratie«, werden wir schnell Lügen gestraft. Vor allem müssen wir erst einmal darüber sprechen, was eine solche überhaupt ausmacht. Dagegen ist eine »lupenreine Autokratie« einfacher zu deuten. Eine dieser Autokratien überfiel in den letzten Jahren seinen Nachbarn und versuchte dann, eine der wenigen sich neu entwickelnden Demokratien ganz auszuschalten. Nach außen ist sein Führer bemüht, sich ein gutes und demokratisches Image zu geben. Er pflegt viele gute Kontakte, gerade auch zu westlichen Politikern und lässt sich das gern etwas kosten. Das Land ist gesegnet mit fossilen Energieträgern, die natürlich gewinnbringend an den Westen verkauft werden. In der bereits erwähnten Bertelsmann-Studie landet das Land ganz weit unten im Ranking und fällt unter die Kategorie »Harte Autokratie«.23 Nein, die Rede ist nicht von Russland und Putin, sondern von Aserbaidschan und seinem Staatspräsidenten Ilham Alijew. Er griff nahezu unbehelligt das Nachbarland Armenien an. Am 1. Januar 2024 wurde die Region Bergkarabach überrollt und musste sich als Staat auflösen. Aserbaidschan hat nun die vollständige Kontrolle über das ganze Gebiet. Eine Demokratie wurde ausradiert.24 Keine Intervention, keine Unterstützung des Westens, keine Sanktionen gegen Aserbaidschan, kein Schutz Bergkarabachs oder für Armenien. Nichts. 

			In dem einen Fall sind wir entrüstet, leisten Unterstützung, zahlen Milliardenhilfen, liefern Rüstung und schwere Waffen. Nur etwa 1 400 Kilometer weiter führen solch eine Aggression, Krieg und der Freiheitsentzug höchstens zu Achselzucken. Das Thema ist schnell erledigt. Nein, nicht ganz. Noch während der Angriffskämpfe wird der harte Autokrat Alijew in Berlin mit allen militärischen Ehren vom Kanzler und der Bundesregierung in Berlin empfangen. Man muss bei den Suchmaschinen schon lange schauen – zunächst erscheinen hauptsächlich Bekanntgaben der Bundesregierung und dann noch Artikel von einem Alijew-Besuch bei Merkel von 2015. Schließlich wird man doch fündig: die Frankfurter Allgemeine Zeitung, die titelte »Scholz nennt Aserbaidschan ›Partner von wachsender Bedeutung‹«.25

			Hauptthema ist, dass unser »Partner« mehr Gas nach Europa liefern soll: statt 12 stolze 20 Milliarden Kubikmeter. Ein riesiges Geschäft, Alijew beziffert es als die Hälfte dessen, was er insgesamt an Gas exportiert und »preist« sich ausdrücklich als Alternative zu Russland an.26 EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen beschließt mit der Autokratie im gleichen Jahr eine Energiepartnerschaft. Auch die Grünen machen mit, wenn die Regierung »eine große Chance für die deutsche Wirtschaft« sieht.27 Im Februar 2024 findet in Baku auf Initiative des Bundesumweltministeriums eine dreitägige Studienreise deutscher Unternehmen nach Aserbaidschan statt. Um Bergkarabach und um die in Baku gefangenen Armenier ist es dort sicher nicht gegangen. 

			Wir Deutschen sind also voll dabei. Die Aussicht, sich Rohstoffe zu sichern und ein Stück vom Kuchen abzukommen, ist so reizvoll, dass moralische Prinzipien nicht mehr gelten. Dabei sollte die Moral, die man predigt, doch einheitlich sein – und auch in der Außenpolitik gelten. Etwa, wenn Außenministerin Annalena Baerbock aus heiterem Himmel im Januar 2024 Saudi-Arabien die Lieferung von schwerem Kriegsgerät zusagt und selbst dies moralisch begründet. Zuvor hatte die Große Koalition nach langen Diskussionen die Waffenlieferungen an eines der größten Unrechtsregime gestoppt, auch weil sich der Wüstenstaat an einem Angriffskrieg beteiligt. Die Bemerkung, dass Saudi-Arabien laut Bertelsmann Stiftung als eine der härtesten Autokratien gilt, erübrigt sich, ist es doch ein Land, in dem öffentliche Hinrichtungen zum Alltag gehören. 

			Doppelmoral und Freundschaften mit Autokratien sind weitere Stellschrauben der Demontage der eigenen Demokratie. Sie untergraben die Staatsmoral und die Werte, für die wir eigentlich stehen. Aber am Ende geht es hauptsächlich um den Profit und den eigenen persönlichen oder parteipolitischen Vorteil. Hier wird Politik korrumpiert.

			Doch die Geschichte ist noch nicht zu Ende. Denn es gibt weitere profitable Gründe, warum wir bestimmte Autokraten bevorzugen. Als Gerhard Schröder sich aufmachte, vor allem die Energieabhängigkeit von Russland zu vergrößern, störte sich keiner an der Nähe zu einer »starken Autokratie«. Auch Nord Stream 2 wurde gerade von denen unterstützt, die es heute so viel besser wissen. Schröders Wechsel aus dem Kanzleramt zu Gazprom war zwar ein kurzes mediales Ereignis, aber eine wirkliche Empörung oder eine Diskussion über Korruption und Beeinflussung kam nicht in Gang. Erst später wurde er massiv verurteilt. Für Putin gab es im Bundestag und bei sonstigen Auftritten lange Applaus, so wie jetzt für den Präsidenten von Aserbaidschan. 

			Bereits im Januar 2018 fragte der Tagesspiegel: »Mit Teppichen, Kaviar und viel Geld sicherte sich Aserbaidschan jahrelang Einfluss im Europarat. Auch eine CDU-Abgeordnete profitierte. Zieht der Bundestag daraus Konsequenzen?«28 Zog er nicht. Der einzige Abgeordnete, der das Thema unermüdlich zur Sprache brachte und dafür mehr Kritik als Unterstützung bekam, war mein damaliger Kollege aus dem Umweltausschuss und der spätere Menschenrechtspolitiker des deutschen Bundestages, Frank Schwabe von der SPD. Durch seine Aufklärungsarbeit und die einiger Journalisten wurde zunehmend klarer, dass deutsche Abgeordnete in die weitreichende Korruption involviert waren. Aber immer wieder versuchte man, das ganze Thema unter der Decke zu halten. 

			Dann wurde der italienische Abgeordnete Luca Volontè –zwischenzeitlich sogar Vorsitzender der mächtigen konservativen EVP-Fraktion im Europarat – wegen Geldwäsche vor Gericht gestellt und 2020 wegen Korruption verurteilt. Von Aserbaidschan hatte er 2,39 Millionen Euro erhalten und dies auch zugegeben. Zudem war er der Drahtzieher für weitere Deals zwischen dem Land und diversen Europaabgeordneten. Doch ein späteres Berufungsgericht sprach ihn wegen Verjährung frei.29 Korruption wurde wieder legalisiert. Das Signal aus Europa: Bereichert euch! Das taten dann auch wohl noch deutlich mehr Politiker, die daraufhin sehr bemüht waren, Aserbaidschan für uns attraktiv zu machen und die Menschenrechtsverletzungen dabei zu kaschieren. Natürlich waren auch wieder Deutsche mit von der Partie. Der CDU-Bundestagsabgeordneten Karin Strenz konnte man die Geldzuwendungen aus Aserbaidschan über eine Zwischenfirma nachweisen. Der Bundestag erhob eine lächerliche Geldstrafe, die Abgeordnete war aber mittlerweile verstorben. Dann tauchten weitere deutsche Namen auf. Vor allem die Abgeordneten Eduard Lintner, Mark Hauptmann, Axel Fischer und der ehemalige Staatssekretär Thomas Bareiß, allesamt von der Union, werden mehrfach genannt, zum Beispiel in einer Reportage von ntv.30 Alle setzten sich für besonders gute Beziehungen mit der Autokratie ein. Die Frage war und ist, was haben sie dafür bekommen? 

			Fischer und Bareiß sind mir wie Georg Nüßlein wohlbekannt. Sie steuerten jahrelang als Dreigestirn die Energiepolitik der Union, einen Bereich, in dem es viel um Geld und Macht geht. Alle drei Abgeordneten waren der fossilen Lobby stets verbunden. Natürlich setzen sie einen klaren Kurs gegen eine Energiewende und für atomare und fossile Subventionen. Wie ernüchternd waren die Verhandlungen mit der Union in diesen Jahren, weil Argumente eh nichts ausrichten konnten. Ich will aber nicht verhehlen, dass die Herren zunehmend Rückendeckung aus meiner damaligen SPD-Fraktion bekamen. In der Großen Koalition war ich ziemlich allein, als ich mich zum Beispiel gegen Nord Stream 2 aussprach. Ich wollte die Abhängigkeiten verringern und nicht vergrößern. Dafür gab es Spott und Hohn auch aus den eigenen Reihen. Heute will man davon nichts mehr wissen, dennoch befürwortet derzeit eine ähnlich große Mehrheit parteiübergreifend eine wachsende Abhängigkeit von Aserbaidschan, der nächsten »lupenreinen Demokratie«.

			Anfang 2024 wurden Axel Fischer und Eduard Lintner angeklagt. Meine Hoffnungen auf eine Verurteilung, die in der Folge dann auch wirklich vollzogen wird, halten sich in Grenzen. Wie viele Namen standen und stehen wohl noch auf der Liste dieser oder anderer korrupter Autokratien? Es wird über ein großes Netzwerk gemutmaßt. Und die Gelder zahlen sich gerade jetzt aus. Eine Autokratie bezahlt europäische Abgeordnete, bekommt dafür eine bessere Reputation, Zugänge und die Chance auf Milliardendeals. Bei den erweiterten Gaslieferungen, die von den Bevölkerungen der europäischen Demokratien finanziert werden, muss es nicht bleiben. Die Hauptmotivation, Aserbaidschan – und auch Armenien – unter Kontrolle zu bekommen, sind die dort noch ausbeutbaren wertvollen Rohstoffe wie Gold, Kupfer, Bauxit und Uran. Ein weiterer Anreiz für gute Handelsbeziehungen zwischen der Autokratie und Europa. 

			Ähnlich gelagert ist der Skandal um »Katargate«. Auch dort geht es um Staaten, besser gesagt um Autokratien, die sich Abgeordnete kaufen, damit ihre Reputation steigt, damit sie bessere Zugänge bekommen und Geschäfte mit der demokratischen, aber vor allem reichen EU machen können. Im Mittelpunkt steht das Emirat Katar, der freundliche Gastgeber der Fußball-WM im Winter 2022. Zunächst hat man alle Bedenken beiseite gewischt, doch dann können die Negativschlagzeilen über die katastrophalen Arbeitsbedingungen vor Ort nicht mehr zurückgehalten werden. Anfang 2021 bringt der britische Guardian einen umfassenden Bericht, der die drastische Situation auf den Baustellen schildert und sogar von tausenden Todesfällen spricht.31 Erst kurz vor der WM, als alles eh zu spät ist, ploppt das Thema wirklich auf. Amnesty International geht mittlerweile von über 15 000 Toten aus. Wird an anderer Stelle jedes Opfer laut beschrien, spielt die Politik hier alles herunter. Der FIFA-Präsident spricht anfangs sogar von drei Toten, später räumt das WM-Komitee 37 Fälle ein.32 Ein Hohn. Am Ende feuern wir natürlich unsere Nationalmannschaft an. Wir lassen uns korrumpieren. The Show must go on. Die Große Rebellion ist eine Regenbogen-Armbinde, die dann aber nicht einmal getragen wird. Fast schon lustig, wenn es nicht so unfassbar beschämend wäre.

			Aber wie sagte die Vizepräsidentin des EU-Parlamentes, Eva Kaili, nach ihrem Besuch und Treffen mit der Regierung in Katar im Oktober 2022 kurz vor der WM im EU-Parlament:

			»Die WM in Katar ist Beweis dafür, wie tiefgreifend Sportdiplomatie ein Land verändern kann. Mit Reformen, die die ganze arabische Welt inspirieren. Laut der internationalen Arbeitsorganisation gilt Katar als Vorreiter bei den Arbeitnehmerrechten.«33 

			Kurz danach beschlagnahmen belgische Ermittler bei Eva Kaili 1,5 Millionen Euro in Bargeld. Davon gehören 900 000 Euro angeblich dem sozialistischen Europaabgeordneten Pier Antonio Panzeri, für den Kailis Lebensgefährte arbeitet. Bis heute bestreitet sie, dass es sich um Schmiergeld aus Katar handelt. Ihre Staranwälte machen sie gar zum Opfer einer Intrige gegen das gesamte Parlament. Aber es wird ein ganzes Netzwerk aufgedeckt, in das deutlich mehr Politiker verwickelt sind und in dem es nicht nur um Geld aus Katar, sondern auch aus anderen Ländern wie Marokko geht. Trotz der Ermittlungen und Verhaftungen bliebt vieles im Dunkeln. Die Investigativjournalistin Elisa Brown, die sich auf das Thema Katargate spezialisiert hat, sagt: »Diese Geschichte ist einmalig – sie zeigt, wie dieses Parlament funktioniert, wie fremde Staaten Einfluss nehmen.«34 Wohl wahr, aber dennoch passiert wieder nicht viel. Die Details sind nachzulesen und schaffen es auch in die Öffentlichkeit und in Dokumentationen. Wie bei Aserbaidschan kommt es aber mehr darauf an, welche Konsequenzen ausbleiben und warum am Ende Verurteilungen zurückgenommen oder erst gar nicht ausgesprochen werden. Ein Jahr später sind alle Beteiligten auf freiem Fuß, gar nicht oder nur auf Bewährung verurteilt. Die Berufungsklagen laufen.35 Im Jahr 2024 wird es dann ganz still, auch die Medien berichten nicht mehr. Bei den Europawahlen darf die Affäre natürlich kein Thema sein: Wo kämen wir denn hin, wenn so etwas bei der Demokratieausübung eine Rolle spielen würde? Von den neuen Gesetzen und Regelungen, die man schaffen wollte, ist keine Rede mehr, auch nicht in den Monaten nach der Wahl. Eine der ganz wenigen Nachrichten, die man diesbezüglich noch lesen kann, erscheint im April 2024 im Spiegel. Dort wird berichtet, dass das versprochene Kontrollgremium in der EU, das gegen Korruptionsfälle vorgehen soll, mittlerweile sehr umstritten ist. Vor allen konservative Abgeordnete seien dagegen. Typisches Argument: Parlamentarier nicht an den Pranger stellen.36 

			Auf einen Nenner gebracht: Profit, Geschäfte, Macht. Keine Moral, keine Sicherheit oder Freiheit, die wir sonst wo angeblich verteidigen. Gewählte »Demokraten« lassen sich von Unrechtsregimen korrumpieren und die demokratischen Institutionen unternehmen nichts dagegen, gestatten ihnen sogar, dass sie weiter Einfluss ausüben. Ein geniales System und eine besondere Form des Lobbyismus, dass Autokratien Politiker in den westlichen Demokratien zu ihren Knechten machen. Weil dies möglich ist und möglich bleibt, machen sich auch alle schuldig, die zuschauen und nichts dagegen unternehmen. Die Geschäfte mit den Unrechtsregimen sind kein Zufallsprodukt. Blanker Hohn spricht aus den Klimakonferenzen, erst 2023 in Dubai und 2024 in Aserbaidschan. Es ist völlig absurd für echte Demokratien, sich an solchen Possenspielen zu beteiligen und letztlich auch für die Bürger, dies zuzulassen. Aber wir machen brav mit, selbst alle Nichtregierungsorganisationen (NGOs) fahren jedes Jahr wieder zur nächsten Konferenz, wo nicht nur scheinbare Klimaschutzbemühungen grün-, sondern auch Autokratien reingewaschen werden. Von Sportevents ganz zu schweigen. Ein oder zwei Dokus zeigen Hintergründe, aber keine der Affären schafft es in die Talkshows, in die Primetime der Sender, Leitartikel der Magazine oder in den Bundestag. 

			Korrumpierte Parteien

			Satire ist bei den Parteien nicht beliebt, denn wer möchte schon gern den Spiegel vorgehalten bekommen? Aber wie sollte man die geschilderte absurde Realität überhaupt noch parodieren? Das weiß der Europaabgeordnete und Vorsitzende der Satirepartei Die PARTEI Martin Sonneborn. Er will es nicht lassen, auch im EU-Parlament zu den korrupten und lobbygetriebenen Machenschaften Stellung zu beziehen. Eine Arbeit, die sonst fast niemand verrichten will. Jetzt nimmt er auch in Berlin den Fehdehandschuh auf und macht dort das, was die anderen Parteien eigentlich tun müssten. In einem Podcast sagte Martin Sonneborn mir gegenüber:

			»Ja, wir sind dabei, Klage einzureichen. Es gibt einen Berliner Immobilienunternehmer, Christoph Gröner heißt der, es ist der größte, einer der größten Immobilienfritzen im Lande, und der hat im Jahr 2020 an den Berliner Landesverband der CDU 820 Millionen Euro gespendet. Eine wahnsinnige Summe. (…) Jedenfalls hat er klugerweise ein Jahr später im Deutschlandfunk ausgeplaudert, dass er auch drei Bedingungen verknüpft hat mit dieser Spende. Eine davon: Wenn das Verfassungsgericht den Berliner Mietendeckel nicht abschafft, dann müsste die CDU ihn zumindest modifizieren, wenn sie an der Regierung ist. Damit ist es eine hochillegale Erwartungsspende, wenn man sie mit Erwartungen verknüpft und dann eine Abmachung hat. Die Bundestagsverwaltung ist dann von LobbyControl aufgefordert worden, das doch bitte mal zu überprüfen. Sie hat überprüft und hat festgestellt, es ist alles in Ordnung. (…) Also diese Verwaltung sagt zur Spende mit einer Erwartung – alles okay, kein Problem. Und jetzt ist es so, dass niemand dagegen klagen kann, außer einer Partei, die ebenfalls an der Parteienfinanzierung teilnimmt. Wir haben lange nachgedacht, dann sind wir auf uns selbst gekommen und dann haben wir der mit der Düsseldorfer Professorin Doktor Sophie Schönberger eine Klage aufgesetzt und haben jetzt die Bundestagsverwaltung gebeten, sich noch mal Gedanken über den Fall zu machen und angekündigt, dass wir klagen werden. Und das Lustige daran ist, dass man, wenn man beim Schummeln erwischt wird – in der äußerst unseriösen deutschen Parteienfinanzierung wird kaum erwischt – wenn aber doch, dann muss man das Dreifache der inkriminierten Summe als Strafe zurückzahlen. Das heißt 820 000-mal drei, sind knapp 2,5 Millionen, Gerichtskosten plus dies und jenes.«37 

			Eine einzige Spende über 820 000 Euro, das ist mehr, als die meisten Berliner Parteien insgesamt für Wahlkämpfe ausgeben können. Auch ohne Beeinflussung und Bedingungen wäre dies problematisch, weil es zu einer absoluten Verzerrung des Wettbewerbes führen würde, der ja eh schon wegen der verschiedenen Geldmittel und Ausgangslagen etwas schiefliegt. Die Berliner CDU erhielt 2020 insgesamt über 1,25 Millionen Euro von der Immobilienwirtschaft. Das machte dann 80 Prozent des gesamten Spendenaufkommens der Landes-CDU in diesem Jahr aus.38 Wie käme man nur darauf, zu glauben, dass es sich dabei um eine Reaktion auf Mietenpolitik, Mietendeckel oder das drohende Volksbegehren »Deutsche Wohnen & Co enteignen« handle und mit den Spenden irgendeine Erwartung verknüpft sei? Wie gut, dass die Bevölkerung bei den einzelnen Themen nichts zu sagen hat. Denn selbst wenn mal ein Volksbegehren zugelassen und sogar beschlossen wird, heißt das noch nichts. Die Regierung muss es auch umsetzen und da hat sich schon Franziska Giffeys SPD erfolgreich geziert. O-Ton der damals regierenden Bürgermeisterin: »Ich kann das mit meinem Gewissen nicht vereinbaren, mich für die Enteignung einzusetzen.«39 Dabei wäre sie laut Gewaltenteilung eigentlich dazu angehalten. Die Regierung ist die Exekutive, die ausführende Gewalt, und das betrifft sowohl die Beschlüsse des Senats als auch beschlossene Volksentscheide. Nur als Abgeordnete wäre sie laut Grundgesetz ihrem Gewissen verpflichtet – aber genau da interessiert es fast niemanden. Bei der Enteignung kam bei ihr also auf einmal das Gewissen ins Spiel? Gut, aber dann hätte sie zurücktreten müssen. Ihr Gewissen interessiert dagegen wohl nicht, was die Bevölkerung mehrheitlich beschließt. Ebenso zeigt es sich wenig belastet von Spenden der Immobilienwirtschaft, die sie zumindest in einem Fall mit einem Dankesschreiben plus Angebot quittiert: »Sie können mich bei Fragen oder Anregungen gerne direkt ansprechen.«40 Ist es bei der Wiederholungswahl im Februar 2023 zunächst noch darum gegangen, die CDU zu verhindern, wird der Schalter im Anschluss umgelegt: In einer Koalition mit der noch unwilligeren und noch höher »bespendeten« Union hat eine Volksabstimmung keine Chance. 

			Meist reicht eine entsprechende Summe aus, damit die Empfänger sich dem Spender verpflichtet fühlen. Dazu bedarf es keines Vertrages oder öffentlicher Bekräftigungen. Aber Christoph Gröner hat sich dummerweise hinreißen lassen. So etwas passiert höchst selten. Doch selbst das zieht keine Konsequenzen nach sich, so normal sind diese Vorkommnisse für uns mittlerweile. Es ist zudem interessant, dass in solch einem Fall, zumal in einem demokratischen Rechtsstaat, nur andere Parteien die Union verklagen dürfen. Sollten wir das nicht alle können? Denn wenn eine Partei korrumpiert wird, dann schadet dies doch neben ihren Konkurrenten auch Teilen der Bevölkerung. Immerhin hat Die Linke, die Spenden von Unternehmen grundsätzlich ablehnt, eine Prüfung eingeleitet, dank Sonneborn wissen wir aber, wie die ausgegangen ist. Fast alle anderen Parteien hätten die Spende wohl angenommen, worin sicher ein Grund für deren Zurückhaltung liegt – vor allem, wenn man auf die weiteren Spenden schaut. 

			Allein im Wahljahr 2021 nahmen die Parteien Großspenden in Höhe von 12,4 Millionen Euro ein. Die FDP, die eine ganze Legislaturperiode gar nicht im Bundestag war, sicherte sich die meisten Spenden mit gut 4,4 Millionen Euro, dicht dahinter die Union mit 4,3 Millionen Euro. Aufsteiger waren die Grünen mit gut 3,4 Millionen und weit abgeschlagen folgten die anderen Parteien, von denen die SPD mit 225 000 Euro noch am meisten bekam.41 Das sah alles schon mal anders aus, diesmal verschoben sich die Erwartungen von der SPD zu den Grünen und von der Union etwas zur FDP. Traditionell gibt es für das konservativ-liberale Lager die meisten Zuwendungen. Und das ist alles nur die Spitze des Eisberges, denn der Bundestag listet allein die Großspenden ab 50 000 Euro auf. 

			Alles, was unter diesem Betrag liegt, wird in der Berichterstattung und selbst bei einigen statistischen Erhebungen ausgelassen. Das verzerrt das Bild massiv. Die Spenden ab 10 000 Euro, die noch namentlich genannt werden müssen, dringen erst mit einiger zeitlicher Verzögerung über die Rechenschaftsberichte der Parteien nach außen. Alles, was sogar darunterliegt – Jens Spahns Corona-Party lässt grüßen – bleibt anonym. Die Gesamsumme lässt sich kaum herausfinden und vor allem nicht zuordnen. Schon das ist ein Skandal. Was die Spenden von Konzernen und Verbänden angeht, hat die NGO LobbyControl für 2021 nachgerechnet und kommt allein für Union und FDP auf fast 25 Millionen und abgeschlagen für SPD und Grüne zusammen auf knapp 5 Millionen Euro.42 Ein weiterer versteckter Profit für die Parteien: Für jeden Euro, den eine »natürliche Person« spendet, gibt es vom Staat 45 Cent dazu. Der Steuerzahler finanziert dadurch weitere Einnahmen der Parteien und unterstützt indirekt beispielsweise Kampagnen gegen den Mindestlohn. Die 820 000 Euro von Christoph Gröner und viele andere bedenkliche Spenden wurden auf diese Weise mit Steuergeldern zusätzlich vergoldet. Der Ausdruck »staatlich belohnte Korruption« kommt einem in den Sinn.

			Weil das alles noch nicht reicht und noch nicht intransparent genug ist, gibt es außerdem das Parteiensponsoring, mit dem zum Beispiel Parteitage bezahlt werden. Vor dem eigentlichen Veranstaltungsort finden sich oft weitläufige Hallen, Räume, bestückt mit Werbeständen, auch von Lobbyisten und Konzernen. Dort ist meist mehr los als im Plenum, wenn die Basis vor eher leeren Rängen ihr Rederecht in Anspruch nimmt. Für solche Stände fließt dann schon mal Geld, erst recht, wenn auch die Parteiprominenz dort vorbeischaut. Diese Mittel sind noch schwieriger aufzuspüren. Es gibt dazu keine Veröffentlichungspflicht und einen besonderer Coup: Das gesponserte Geld können die Unternehmen von der Steuer absetzen. Also bezahlen wir auch hier indirekt die Einflussnahme mit. Selbst der Ort, wo die Basis noch mitreden kann, werden kommerzialisiert. Es ist allerdings eh nur noch eine romantische Vorstellung, dass dort wirklich die Basis sitzt und um Inhalte ringt. Fraktionen und insbesondere Regierungen halten sich an Beschlüsse und Vorgaben der Parteien – wenn sie diese nicht selbst initiiert haben – schon lange nicht mehr. Auf den Parteitagen sitzen vor allem Abgeordnete oder hochrangige Funktionäre und weniger »einfache« Basismitglieder. Die meisten Städte und Kreise haben kaum Delegierte und da kommt dann der Bürgermeister, Parteivorsitzende und Landtags- oder Bundestagsabgeordnete. Abgestimmt wird über das Votum der Antragskommission, der man in der angeblich so »streitbaren« SPD zu 95 Prozent folgt. Das Organ setzt sich aus der absoluten Parteispitze zusammen; seine Leitung hatte in der SPD viele Jahre lang Olaf Scholz inne. 

			Jetzt noch mal zusammengerechnet: Mit den anonymen Spenden unter 10 000 Euro belaufen sich die Parteispenden 2021 dann sogar auf eine Gesamthöhe von 113,5 Millionen Euro. Hinzu kommen nach Schätzungen von LobbyControl noch 14,5 Millionen an Sponsoring-Geldern.43 Dabei bleiben Unsicherheiten. Das sind immense Summen, die ungleich verteilt sind und einen großen Unterschied machen können. Gerade vor Ort reichen mitunter einige tausend Euro. Ich habe bereits mehrfach erlebt, was Öffentlichkeitsarbeit im Wahlkreis ausmacht. In der Regel bekommen die Kandidaten die meisten Spenden, die für große Parteien antreten, wo eh schon viel Geld für allgemeine PR und auch im Wahlkampf ausgegeben wird. 

			Neue Parteien oder erst recht unabhängige Kandidaten haben keine Chance, wenn sie nicht von sich aus sehr vermögend sind. Das größte Problem bleibt aber: Natürlich verlangen großzügige Spender eine Gegenleistung. Zumindest können sie sich sicher sein, dass man ihnen mehr Zeit und Aufmerksamkeit widmet als den anderen. Ich hatte deshalb die Spenden für meinen Wahlkampf erst auf die Höhe von 250 Euro und dann auf 100 Euro pro Person begrenzt. Das tut aber fast niemand. Selbstverständlich kamen deutlich höhere Angebote, allein schon aufgrund meiner Chancen, den Wahlkreis zu gewinnen und damit wieder im Bundestag zu sitzen. In der Demokratie sollen sich die Bürger und Politiker sowie auch – im übertragenen Sinne – die Parteien als Gleiche begegnen. Sieht man mal von der Erwartungshaltung einer Gegenleistung ab, dann wird dieser Grundsatz schon allein durch die krasse Ungleichheit der finanziellen Möglichkeiten untergraben. 

			Geld macht Politik

			Insgesamt gibt es eine politische Allmacht einiger weniger Parteien, gerade wegen des Geldes. Um überhaupt eine Chance zu haben, gewählt zu werden, benötigt man in Deutschland ein hohes Maß an Aufmerksamkeit, und um die zu bekommen, ist man entweder bereits etabliert und sitzt in den Parlamenten oder muss sehr, sehr viel Geld in die PR-Arbeit stecken. Für Letzteres braucht man wiederum großzügige Spender, die jedoch nur dann auf den Plan treten, wenn schon hinreichend Aufmerksamkeit generiert worden ist. Da schließt sich ein Kreis, der sich kaum durchdringen lässt. Selbst viele engagierte Mitglieder können dies nicht ausgleichen und auch die bekommt man meist nur, indem man auf sich aufmerksam macht – womit wir wieder am Anfang stehen. Neue Parteien, die wirklich Erfolg haben und in die Phalanx des Establishments einbrechen, bleiben die absolute Ausnahme. Die Etablierten werden sich immer gerade gegen Neulinge abschotten. Dabei hilft ihnen die Fünf-Prozent-Hürde ungemein. Immer wieder wird dazu aufgerufen, die Stimme nicht zu verschenken, keine Kleinparteien, sondern taktisch zu wählen. Die neuen Parteien sind meist ziemlich mittellos und werden hart angegangen, verhindern sie doch diese oder jene »mögliche Mehrheit«.

			Als ich das erste Mal nicht für die SPD zur Bundestagswahl antrat, war dies der Satz, den ich am meisten zu hören bekam: »Ich habe dich gewählt und würde dich auch wiederwählen, aber ich will meine Stimme nicht verschenken. Du und deine neue Partei kommen ja eh nicht in den Bundestag.« Damit einhergehend blieben die Einladungen zu den Kandidatendiskussionen aus. Auch die Berichterstattung wurde runtergefahren, obwohl ich unverändert Abgeordneter war. 

			Bleiben wir also beim Geld und im Jahr 2021, dann sind die Daten gut ins Verhältnis mit den aufgeführten Parteispenden zu setzen. Zu den 128 Millionen aus Spenden – ohne die unter 10 000 Euro – kommen noch etwa 200 Millionen Euro aus der staatlichen Parteien­finanzierung dazu. Diese richtet sich nach den Wahlergebnissen, und deshalb bekamen die sieben vertretenen Fraktionen im Bundestag mit 192,7 Millionen Euro auch dort den Löwenanteil. Dazu kommen weitere offizielle Töpfe, etwa Gelder für die Parteistiftungen, die Bundestags-, Landtags-, Rats- und Kreisfraktionen. Für die Bundestagsfraktionen wurden 2021 genau 121,5 Millionen veranschlagt, für die Stiftungen sogar 700 Millionen Euro, die in den wenigen Gesamtrechnungen, genau wie die Sponsoren und die Spenden unter 10 000 Euro, meist nicht auftauchen. Auch dieses Geld kommt den Parteien zumindest indirekt zugute und es wird ebenfalls auf die wenigen Etablierten aufgeteilt. Es fehlen noch die Mitgliedsbeiträge, die sich 2021 auf knapp 150 Millionen summieren und die Sonderabgaben von Abgeordneten an ihre Parteien von etwa 75 Millionen Euro.44 

			Alles zusammengenommen landen wir bei den Berechnungen für 2021 schnell bei über einer Milliarde Euro pro Jahr für die etablierten größeren Parteien, dazu eine nicht zu berechnende Dunkelziffer. Davon kassierten Union, SPD, FDP und Grüne den Löwenanteil. Zur Einordnung gehört auch, dass die sechs großen etablierten Parteien zusammengenommen seit 1990 von etwa 2,4 Millionen auf etwa 1,1 Millionen im Jahr 2023 deutlich über die Hälfte ihrer Mitglieder verloren haben,45 meist gnadenlos überaltert sind und eben bei Weitem nicht mehr ihrer eigentlichen Aufgabe nachkommen: Träger der politischen Willensbildung zu sein. Dafür besitzen sie aber alle Privilegien, besetzen alle relevanten Ämter und sitzen an allen politischen Machthebeln. Viele denken bei den Posten vor allem an Mandate und Ministerien, doch die Parteien haben Zugriff auf unglaublich viele andere Stellen, gerade was die Führungsetagen angeht. Bundes- und Landesämter, staatlich finanzierte oder unterstützte Institutionen – nehmen wir als Beispiel die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) mit ihren 23 000 Mitarbeitern oder die einflussreiche Deutsche Energie-Agentur (DENA). Die Liste ist lang und nicht nur bei den obersten Etagen kungeln die Parteien aus, wer welchen Posten erhält. Dabei entscheiden maßgeblich einige wenige Personen in den jeweiligen Führungsebenen. Besonders die sind häufig Tummelplätze für Politiker und Lobbyisten, die ihre Positionen wechseln und in diversen Konstellationen zusammenarbeiten. Nicht zu vergessen die Medienräte und Geschäftsführungen bei den Öffentlich-Rechtlichen. Besonders dort müssten sich die Parteien eigentlich vollständig raushalten. Dazu nur ein Beispiel: Programmdirektorin der ARD ist seit 2021 das CDU-Mitglied Christine Strobel, Tochter von Wolfgang Schäuble und Ehefrau des Innenministers von Baden-Württemberg, Thomas Strobel. 

			Am Ende sind die Parteien und ihr Spitzenpersonal verantwortlich für die Korruption und dafür, dass selbst überführte Politiker straffrei ausgehen können. Bereicherung und Vorteilsnahme bleiben so teilweise legal, eine Einladung, sich zu bedienen. Neue Parteien und solche, die an der Fünf-Prozent-Hürde scheitern, bekommen selbst in Relation zu ihrem Erfolg und ihrer Größe unterdurchschnittlich wenig. Viele Geldquellen, wie die staatlichen Mittel für die Stimmenanteile, für Stiftungen, Fraktionen, aber auch Abgaben der Mandatsträger, fallen vollständig weg. Spenden fließen ebenfalls zunächst in geringerem Maße. Von schwarzen Kassen habe ich noch gar nicht gesprochen. Die sind zwar illegal, aber ganz sicher selbst nach dem Kohl-Schreiber-Skandal nicht abgeschafft worden. Viele, die mal in Vorständen von Parteien oder in den Gliederungen und Ortsgruppen gearbeitet haben, wissen von diesen »Kriegskassen«, wie sie auch genannt werden. Man spricht nicht darüber, aber zumindest die jeweiligen Vorsitzenden kennen die Höhe der angesparten »Reserven«.

			Von den USA wissen wir, wie wichtig Geld für die politische Karriere ist. Ohne Geld wird in den Staaten niemand Senator, Kongressmitglied, Gouverneur oder gar Präsident. Millionen sind dafür nötig, aber mittellos kommt man gar nicht erst in die Position, Spenden einzuwerben. An den Finanzen wird gemessen, wie erfolgreich, wie chancenreich ein Kandidat ist. Auch deshalb setzt sich Geld häufig durch. Es war eine Ausnahme, dass bei der Wahl zwischen Hillary Clinton und Donald Trump nicht das größere Budget gewann. Kamala Harris hat ebenfalls mehr Geld investiert. Natürlich verfügten beide Male auch Trump und die Republikaner über immense Summen. Kleinspenden existieren daneben, aber gewuchert wird mit Geldgebern wie dem Geschäftsmann und ehemaligen Vorsitzenden der Holdinggesellschaft Pan Am Systems, Timothy Mellon, der Trump 2024 mit 125 Millionen US-Dollar unterstützte, dicht gefolgt von Elon Musk, der 119 Millionen zur Kampagne beisteuerte.46 Sowohl bei Demokraten als auch bei Republikanern führen Geschäftsleute mit ökonomischen Interessen die Rangliste der Spender an.47

			Auch die Nebenverdienste der deutschen Abgeordneten müssen noch aufgeführt werden, weil sie erstens zu Geldern führen, die im politischen Wettkampf einen Vorteil einbringen können, und weil sie zweitens für Gegenleistungen anfallen, die direkt mit dem Mandat zu tun haben. Trotz aller Gesetzesveränderungen und höheren Transparenz ist es immer noch schwer, einen Überblick über die Nebenverdienste zu bekommen. Die Angaben finden sich versteckt in Untermenüpunkten der Bundestagsseite und dies in Einzelposten, die man erst mal zusammenrechnen muss. Abgeordnetenwatch wagte im Oktober 2024 einen Versuch.48 Die Zusammenfassung: Fast die Hälfte aller Abgeordneten haben in den ersten zweieinhalb Jahren dieser Wahlperiode Nebeneinkünfte von insgesamt 51 Millionen Euro angesammelt; erwirtschaftet aus Honoraren für Vorträge, »entgeltlichen Mandaten«, zum Beispiel als Geschäftsführer eines Vereins oder einer Firma, Gewinnausschüttungen und Funktionen in Unternehmen oder Aufsichtsräten. Die Top-Nebenverdiener haben über einer und über sieben Millionen Euro zusätzlich zu den Diäten eingenommen. Aus Erfahrung kann ich sagen, dass nicht wenige dieser Einnahmen erst durch das Mandat ermöglicht werden und es dadurch natürlich zur Befangenheit der Abgeordneten bei bestimmten Themen kommt. 

			Der ganze Kreislauf des Geldes ist zu der zentralen Basis auch unserer Demokratie geworden. Von Spenden, Sponsoring über Staatsgeld, Diäten, Sonderleistungen bis hin zu Geld für Lobbying, PR-Kampagnen und Studien: Geld macht Politik. Parteien und Entscheidungsträger werden davon korrumpiert, Themen und Beschlüsse beeinflusst. Geld formt Meinungen und deformiert die Moral. Hauptsächlich auf »legale« Art und Weise, weil klare Regeln fehlen und sich ein System entwickelt hat, das einige Wenige bevorzugt und alle anderen außen vor lässt. Ein Wirrwarr aus Regelungen und unzureichenden Vorschriften zu Veröffentlichungen, zum Beispiel von Parteispenden, begünstigen die intransparente Gesamtlage. 

			2. Lobbyiert

			Das Wesen des Lobbyismus

			Die häufigste Frage, die ich von Journalisten bekomme, lautet: »Aber Lobbyismus ist doch auch wichtig und richtig?« Gern glaubt man an den »guten« Lobbyismus und die Notwendigkeit, dass die Interessen vertreten werden müssen. Die Kategorien »Gut« oder »Böse« halte ich sowieso für unangemessen. Stattdessen geht es einerseits darum, welche Interessen mit welchen Mitteln vertreten werden, welchen Einfluss die Lobbyisten ausüben und wer wie von der Einflussnahme profitiert, und andererseits darum, welche Interessen nicht vertreten werden und damit unter die Räder kommen. Aber von vorn: Ja, im Grunde ist jeder, der eine Mail an seinen Abgeordneten schreibt oder als Teil einer kleinen Initiative einen Aufruf verfasst, auch ein Lobbyist. In einer perfekten Welt, in der »Superdemokratie«, würde Interessenvertretung einen Beitrag für das Gemeinwohl leisten. Dort bräuchte es aber gar keinen Lobbyismus, denn in einer echten Demokratie sollten die Interessen bereits ausgewogen vertreten sein. Diese Ausgewogenheit ist jedoch eine Illusion, die die Politik und ein Teil der Medien vorgaukeln. 

			Schon die Ausgangslage zeigt ein riesiges Ungleichgewicht bei den verschiedenen Lobbygruppen. Einige haben immense finanzielle Mittel und vielfache Möglichkeiten, die Politik zu beeinflussen, während andere insgesamt nur über stark begrenzte Ressourcen verfügen. Gut ausgebildete Profis stehen engagierten »Feierabend-Amateuren« gegenüber, Millionenbudgets treten gegen Spendenfinanzierung an.49 Außerdem wird die Mehrheit der Bevölkerung durch keine oder zumindest keine finanzkräftige Lobby vertreten und hat keinen Zugang zur Politik. Wer setzt sich beispielweise für Alleinerziehende ein? Viele versuchen es auch erst gar nicht und selbst wenn, dringen sie höchstens mal kurz zu einem lokalen Politiker durch.

			Ich unterscheide generell zwischen Interessenvertretungen und Profitlobbyisten, also zwischen Vereinigungen, die ein Gemeinwohlinteresse verfolgen und Lobbys, die vor allem auf den Profit eines Unternehmens oder einer Gruppe abzielen. In der Regel verläuft zwischen diesen Gruppen auch die Grenze zwischen »einflussreich« und »weniger wirksam«. Aber es bestehen natürlich Ausnahmen, Zwischenstufen und gerade unter den Profitlobbyisten große Unterschiede. Über wirklich massiven finanziellen Spielraum verfügt nur ein kleiner Kreis. Bei den Interessenvertretungen gibt es einige wenige NGOs, die durchaus gut ausgestattet sind. Allein daran, wer sich im Regierungsviertel ein Büro leisten kann, zeigt sich das Ungleichgewicht. Trotz des 2024 noch mal erweiterten Lobbyregisters50 ist es schwer, das Verhältnis genau abzuschätzen. Wird wirklich alles eingetragen? Zudem stimmen viele Einträge nicht, weil längst noch nicht alle wissen, welche Tätigkeiten sie denn nun angeben müssen. Meine Schätzung, dass etwa jedes neunte oder zehnte Lobbyistenbüro von einer NGO besetzt wird, passt wohl zu dem, was sich bald besser beurteilen lässt. Gerade im Regierungsviertel, wenn man vor dem Pariser Platz steht, sieht man, welche exklusiven Vertretungen dort ausschließlich ansässig sind. Und insgesamt wird die Waffenungleichheit beim Personal und den finanziellen Mitteln noch größer sein. Aus dem Lobbyregister erfahren wir, dass die Gasindustrie 2023 über 40 Millionen Euro in die gemeldete Lobbyarbeit steckte. Der Gesamtverband der Versicherer (GDV) investierte allein 15 Millionen Euro und der Bund der deutschen Industrie (BDI) stellte 43 Stellen für die direkte Lobbyarbeit zur Verfügung 51

			Viele Interessenvertretungen verfügen weder über bezahlte Mitarbeiter noch über ein Büro. Wer von ihnen ein professionelles Team hat, setzt es hauptsächlich für organisatorische und inhaltliche Arbeit ein. Die sind dann höchstens nebenbei mal lobbyistisch tätig. Meist geschieht dies in Form von Positionspapieren oder E-Mails und weniger über direkte Kontakte zu Volksvertretern. Um Treffen und Kontakte mit NGOs musste ich mich als Abgeordneter teilweise selbst kümmern. Und ich weiß nur zu gut, dass ihre Papiere sogar bei den Fachpolitikern oft gar nicht über die Ablage hinauskommen. Aber was letztlich zählt, um mit Anliegen durchzudringen, ist das persönliche Gespräch, die direkte Aufmerksamkeit. Ich weiß nicht, wie viele Hunderte solcher Gruppen zusammen nicht aufzubringen vermögen, was allein der GDV und der BDI zur Verfügung steht. 

			Vor Anfragen von Profitlobbyisten kann man sich dagegen kaum retten. Ich habe die in meinem Büro mal mehrere Wochen gezählt: Von 200 Kontakten, Mails, Anschreiben, Anrufen und direkten Ansprachen pro Woche sind mindestens 70 der Profitlobby zuzuordnen. Dazu kommen gut zehn Anfragen von Einzelpersonen und weniger als zehn von Interessenvertretungen, davon selten mal direkte Einladungen oder Gesprächswünsche und wenn, dann im Wahlkreis. Profitlobbyisten suchen dagegen meist den direkten Kontakt – und den bekommen sie auch. Ein Abgeordneter kommt in einer Sitzungswoche sicher auf mindestens ein Dutzend Kontakte mit der Profitlobby. So füllen sich gern 10 bis 20 Wochenstunden allein für deren Interessen, zumindest, wenn man in einem Politikbereich arbeitet, in dem es um große Summen geht. Ich kenne fast keinen Parlamentarier, der ähnlich viel Zeit auf Einzelpersonen und kleine Interessengruppen verwendet.

			Um das Missverhältnis auch an einem Beispiel aus meinem politischen Bereich der Umwelt- und Energiepolitik deutlich zu machen: Als ich umweltpolitischer Sprecher der SPD war, traf mein Fraktionsvorsitzender einmal in der gesamten Legislaturperiode für 90 Minuten mit allen relevanten Umweltgruppen zusammen. Jede von ihnen hatte also nur wenige Minuten Zeit für ihr Statement. Er hielt aber nahezu wöchentlich Kontakt, telefonisch oder bei einem persönlichen Treffen mit Lobbyisten aus den Chefetagen der großen Energiekonzerne. Wenn die wichtigen Profitlobbys einen Zugang wollen, bekommen sie ihn. Nicht nur Christian Lindner hat – wie es 2023 kolportiert wurde – den direkten Draht zum Porsche-Chef, eher haben alle Minister diese direkten Kontakte zu hochrangigen Wirtschaftsführern oder ihren obersten Lobbyisten.

			Wenn es also um Korruption in der Politik geht, kann man sich hauptsächlich auf die Profitlobby konzentrieren, schon allein deshalb, weil es bei den anderen wenig zu holen gibt. Problematische Verflechtungen sind dennoch möglich, wie zum Beispiel mit einigen Gewerkschaften. Ich fand es auch nicht okay, als der Sekretär einer Arbeitnehmervertretung in seinem Amt blieb und gleichzeitig als Abgeordneter agierte. 

			Unter den Profitlobbyisten gibt es natürlich ebenfalls Konkurrenz und, wie schon geschildert, große Unterschiede. Ein kleiner Mittelständler in meinem Wahlkreis hat mir einmal gesagt, dass ich sein einziger Kontakt sei und der ganze Lobbyismus sein Geschäft kaputt mache, weil die Gesetze meist nur zugunsten der großen Unternehmen verändert würden, so dass sein »Laden« hinten runterfalle. Einige Mittelständler tun sich deshalb zusammen und auch da fließt dann Geld und wird Einfluss genommen. Andere haben das Nachsehen. Es wird in der Wirtschaft fast zur Pflicht, Lobbyismus zu betreiben, wenn man nicht ins Hintertreffen geraten will. Soloselbstständige sind eh schon benachteiligt – sie haben meist weder Interessenvertretung noch Gewerkschaft. Von Niedriglöhnern und Arbeitslosen brauchen wir erst gar nicht zu reden. Die politische Einflussnahme von Gärtnergehilfe Frank liegt wohl nahe Null, selbst wenn er sich noch in einem Verein engagiert. In der Politik werden solche Einzelpersonen nur dann wichtig, wenn man sie gegeneinander ausspielen kann. So kommen auch die Interessen von Kindern unter die Räder, sie dürfen noch nicht einmal wählen. Ausgenommen sind die Sprösslinge aus reichem Hause, weil die natürlich mit der Lobby ihrer Eltern großwerden. Die vielen Menschen und Gruppen, die keine oder keine starke Vertretung haben, sind die Leidtragenden des massiven Einflusses einiger weniger Profitlobbyisten. »Profit first« gilt also auch in der Politik.

			Die Adressaten meiner Kritik sind aber gar nicht in erster Linie die Konzerne und ihre Lobbyisten. Sie wären benachteiligt, würden sie ihre Möglichkeiten in unserem dergestalt ausgerichteten System nicht ausnutzen. Mal helfen sie sich, mal versuchen sie sich auszustechen. Eine erfahrene Kollegin sagte mir schon vor langer Zeit bei den Verhandlungen zum Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG): »Wenn du einer Lobby was entgegensetzen willst, dann musst du andere Lobbys suchen, die du ihr entgegenstellst.« Sie hat recht behalten, aber das Zitat spricht Bände. Was für ein Verständnis von Demokratie haben wir dann und warum sollte ich also überhaupt noch versuchen, inhaltlich zu argumentieren? Von wegen Wettstreit der Ideen und Positionen. 

			Insgesamt sind es tatsächlich nicht so viele Unternehmen und Netzwerke, die bundesweit erheblichen Einfluss besitzen. Exemplarisch zu nennen wäre da etwa die Autolobby mit einigen großen Konzernen, aber auch dem Umfeld, den Zulieferfirmen, den Gewerkschaften und Autoclubs. Oder die benannten Chemiefirmen wie BASF und Bayer zuzüglich den Verbänden, wie in diesem Fall der Verband der Chemischen Industrie (VCI). Dazu bedarf es vieler Ressourcen und möglichst vieler bereits bestehender Kontakte. Dass sich das bloß eine Handvoll leisten kann, führt gerade auch in der Wirtschaft zu Wettbewerbsverzerrungen. Hohe Subventionen und Vergünstigungen bekommen nur wenige. Bleiben wir beim Beispiel der Autolobby. Allein durch das Dienstwagenprivileg subventioniert der Staat den Kauf von über 60 Prozent aller Neufahrzeuge mit etwa fünf Milliarden Euro jährlich.52 Auch größere und teurere Autos, als für den wirklichen Dienst notwendig wären. 

			Wer wird gerettet, wenn es zum Ernstfall kommt? Nur die ganz großen Konzerne. Jeder kennt die Maxime »too big to fail«. So wie bei der Globalen Finanzkrise 2007/2008, als man die Banken für so groß und wichtig hielt, dass sie mit immensen Staatsgeldern gerettet wurden. Gerade die politische »Mitte« redet gern darüber, unseren Schuldenstand nicht zu erhöhen. Insgesamt sanken die Staatsschulden in Europa bis 2007 beständig und gingen dann wegen des Finanzmarktes wieder steil nach oben. Also büßen dafür heute diejenigen, die nichts damit zu tun hatten. 

			Ich habe im Bundestag 19 Jahre Erfahrungen gesammelt; dabei ist der Lobbyismus ungewollt zu meinem Hauptthema geworden. Am Ende geht es meistens ums Geld und um den Einfluss derjenigen, die viel davon besitzen. Ich könnte hier etliche Seiten mit Beispielen und Abläufen füllen. Das habe ich allerdings – wie in meinem Buch Lobbyland53 – schon mehrfach ausführlich getan. Daher konzentriere ich mich an dieser Stelle auf die Hauptwesenszüge. Anhand einer Schlüsselerfahrung kann ich verdeutlichen, wie das Wesen des Lobbyismus zu erfassen und warum die Profitlobby so erfolgreich ist. 

			Wie ich (fast) Lobbyist wurde 

			Parlamentarier, die gleichzeitig Lobbyisten sind, die ein oder mehreren Lobbys dienen, nenne ich »Lobbytarier«. Die Überschrift müsste also eigentlich heißen: »Wie ich (fast) Lobbytarier wurde«. Als Unterzeile könnte man schreiben: »Eine wahre Geschichte darüber, wie Politik sich korrumpieren lässt«. 

			Es begann alles mit meinem Einzug in den Bundestag 2002. Ich kam in den von mir gewünschten Umweltausschuss und wurde Berichterstatter für Erneuerbare Energien und Co-Berichterstatter für Klimaschutz, Energie und Energieeffizienz. Genau da, wo es gerade richtig zur Sache ging, wollte ich mitspielen. Die Erneuerbaren Energien sollten ausgebaut werden, Klimaschutz wurde zu einem immer wichtigeren Thema. Ich wollte da schon den sonst gern vergessenen sozialen Bezug herstellen. Es ging um eine Zukunftsbranche und um große Summen. Gleichzeitig gab es für einige wichtige Player im Energiemarkt auch viel Geld und Marktmacht zu verlieren. 

			Es war davon auszugehen, dass ich zu den Abgeordneten gehören würde, die, weil sie aus einem nahezu sicheren Wahlkreis kommen, eine gute Chance haben, länger im Bundestag zu verweilen. Zudem hatte ich mich im Ruhrgebiet durchgesetzt – in einer Region, in der ein Sozialdemokrat klassisch die Positionen der fossilen Energielobby vertritt und gute Kontakte zu ihren Vertretern pflegt. Ich wurde dann frisch im Parlament auch direkt von Lobbyisten umlagert. Einladungen zu Veranstaltungen, zu Essen, Gesprächswünsche, Glückwunschnachrichten, alle von der Profitlobby. Auch in der Geschwindigkeit sind sie den anderen Interessenvertretungen meilenweit voraus. Ich bekam den Hinweis, so viele Termine wie möglich anzunehmen. Schnell begriff ich, dass ich dadurch, gepaart mit den Pflichtterminen, immer weniger Zeit für die inhaltliche Arbeit haben würde. Aber genau die wollen einem die Lobbyisten gerne abnehmen. Kein Scherz, dass genau diese Fachexpertise bei den meisten Abgeordneten zu kurz kommt. Sitzungen, Termine, Parteitaktik und Lobbykontakte nehmen so viel Zeit und Energie in Anspruch, dass sie ein tieferes Eindringen in Sachthemen meist verhindern. Da kommen dann freundliche Hinweise, dies doch auch der Fraktion zu überlassen und es gebe ja zudem noch die Ministerien und Mitarbeiter. Dabei hatte ich mich für einen Teil der Fraktion gehalten, nicht nur für einen Mehrheitsbeschaffer.

			Allein über die Lobbytermine und vor allem die Einladungen könnte ich ein Buch schreiben. Von einem Treffen im Kaminzimmer des Adlon mit einem Luxusessen und eigenem Diener, Gesprächen bei Sportereignissen, einer offenen teuren Rechnung, mit der mich drei Mitglieder des Bauernverbandes zurückließen, bis hin zu opulenten Festen und intimen Barbesuchen. Aber das ist noch nichts Ungewöhnliches. Nach einigen Monaten lief die Arbeit richtig an und ich hatte auch die ersten Lobbygespräche in meinem Büro. Ein Vertreter eines großen Eneergieversorgers ging es besonders geschickt an. Nennen wir ihn Thomas Weiß. Er wusste alles, was man über mich in Erfahrung bringen konnte und selbstverständlich hatte er was Nettes zu meiner Heimatstadt Dortmund und dem BVB zu sagen. Er beglückwünschte mich zu meiner Direktwahl und sagte mir eine große politische Zukunft voraus. Über Energie sprach Weiß ebenfalls, aber eher nebenbei, hauptsächlich war er bemüht, eine gute Atmosphäre herzustellen. Natürlich ließ er dann und wann durchblicken, dass er sich in den politischen Gefilden auskenne, in denen ich nun verkehrte, und er alles über den Energiemarkt wisse. Ich schätze, wir Politiker sind naturgemäß etwas eitler als das Bevölkerungsmittel, deshalb verfängt die Masche des Umgarnens besonders gut. Nach einer Stunde verließ er ohne Forderung, ohne Bitte und ohne brauchbare Informationen meinerseits das Büro. 

			Am gleichen Tag kam dann noch das Kontrastprogramm, ein Termin mit einem Umweltverband, den ich selbst organisiert hatte. Der Referent war kein Lobbyist und nahm solche Gespräche nur in seltenen Fällen wahr. Seine Organisation verfügte über kein Büro in Berlin, er reiste für einen einzigen Tag an, eine Übernachtung konnte man ihm nicht bezahlen. Damit sich die Fahrt lohnt, wollte er an einem Tag dann gleich mehrere Abgeordnete treffen. Er hatte entsprechend nur 30 Minuten Zeit, war etwas abgehetzt und redete fast durchgehend. Keine Floskeln, streng inhaltlich, stellte wenige Fragen, baute nicht wirklich einen Kontakt auf, sondern kritisierte vor allem die Umweltpolitik der SPD. Dann musste er schnell weiter.

			Wer bleibt bei einem Politiker wohl besser im Gedächtnis? Wen merkt man sich? Wie offen ist man wohl für welche Position in Zukunft? Natürlich kann es auch anders laufen, bei den großen NGOs gibt es ebenfalls geschulte Leute. Dem Umweltschützer kann ich gar keinen Vorwurf machen. Ich sah ihn allerdings nie wieder, genauso wenig wie die meisten seiner Kollegen. Der zweite Kontakt mit Thomas Weiß ließ dagegen nicht lange auf sich warten. Er lud mich zu einem Mittagessen im Bundestag mit ihm und einem Vorstandsmitglied des Konzerns ein. Das Essen lief ähnlich ab wie unser erstes Treffen, die Atmosphäre war gut. Mir wurde suggeriert, dass ich wichtig sei, nur deshalb bemühe sich jemand aus dem Vorstand um mich. Die Situation erweckte den Anschein, als böte man mir eine Art Dienstleistung an. Etwas politischer wurde es auch, aber in einem angenehmen Rahmen. »Wohlfühllobbyismus« war das Wort, dass mir damals dazu einfiel und das ich seitdem gern für diese Art des Beziehungsaufbaus benutze. Er steht meist am Anfang und lotet aus, was geht. Nicht selten bleibt es zunächst einmal dabei und der Kontakt wird erst wieder aktiviert, wenn die Lobby ein wichtiges Anliegen hat. Die kostbare Aufmerksamkeit des Abgeordneten ist aber meist gesichert. Schon da hat man mehr Zeit mit einem Lobbyisten verbracht, als man dies mit Iris, Frank oder irgendeiner »normalen« Person je tun würde.

			Bei mir ging es weiter. Eine Energielobby, der auch dieses Unternehmen angehörte, lud mich zu einem größeren Treffen ein. Konzerne können sich zwar selbst vertreten und haben eigene Vertreter, sind aber dennoch zusätzlich in Zusammenschlüssen vertreten. Meist wissen die Abgeordneten gar nicht so genau, wessen Profit diese vermehren wollen und fragen die Lobbyisten auch nicht, wer sie finanziert. Tarnung ist alles. 

			Wenige Wochen nach dem Treffen passte mich Thomas Weiß vor dem Umweltausschuss ab. Auch dies ist ein normaler Vorgang. Die wichtigen Lobbyisten haben einen Hausausweis, kommen ohne Kontrollen zu den Büros, in alle Bereiche des Bundestags, außer zum Plenum und zu nicht öffentlichen Sitzungen. Die Scheine bekommt man nur, wenn mehrere Abgeordnete unterschreiben. Lange war das völlig undurchsichtig, bis die Organisation Abgeordnetenwatch 2015 die Transparenz einklagte und vor Gericht Recht bekam. Die Fraktionen müssen seitdem offenlegen, welche Lobbyisten einen Hausausweis bekommen und ohne Aufsicht ihren Geschäften im Bundestag nachgehen können – während jeder Normalsterbliche trotz Anmeldung lange Schlangen und Durchleuchtungen hinnehmen muss und selbst dann nur Zugang zu einem Teil des Bundestags erhält.

			Im Jahr 2019 gab es mehr Hausausweise als Abgeordnete.54 Auch »mein« Energielobbyist kam jederzeit überall hin und passte mich ab. Er habe etwas für mich. Was jetzt verabredet wird, macht man mündlich, die schriftliche Einladung kommt dann später. Sie würden einen parlamentarischen Abend veranstalten. Das sind Veranstaltungen, meist im Regierungsviertel und meist von Profitlobbyisten organisiert, zu denen man Abgeordnete und Hauptstadtjournalisten einlädt, um mit Unternehmern und Lobbyisten zusammenzukommen. Meist mit einigen Reden und mit einem Podium, auf dem dann einige Politiker die Positionen ihrer Fraktionen vertreten. Wichtiger ist aber das Networking nebenbei und danach, gern bei Getränken und Essen. Die großen Lobbyisten lassen sich diese Abende eine Menge kosten, teilweise werden auch kulturelle Highlights geboten und manchmal moderiert eine bekannte Persönlichkeit, die man sonst aus TV-Talkshows kennt. Sicher nicht für ein Handgeld. Thomas Weiß bot mir einen Podiumsplatz an. Es ist durchaus üblich, dass die Lobbyisten auswählen, wer die Fraktionen vertritt und nicht unbedingt die Fraktionen ihre zuständigen Fachpolitiker schicken. In Talkshows ist das ausschließlich so, deshalb sitzen dort auch immer die gleichen Gesichter und nicht diejenigen mit der tiefsten Expertise. 

			Mir wurde bewusst gemacht, dass dies ein Vertrauensvorschuss und für einen neuen Abgeordneten etwas Besonderes sei. Ich sagte zu, saß dann dort vor über 100 Menschen und diskutierte über den Strommarkt der Zukunft. Es war genau die Mischung, die meistens zusammentrifft im politischen Berlin: Lobbyisten, Politiker, Journalisten, Berater. Fast alle gut bezahlt, vernetzt und mit akademischem Hintergrund – ein Treibhaus, das einen schnell einseitig prägt. 

			Ich fühlte mich ein wenig gehemmt und meinen eigentlichen Biss gegenüber der fossilen Lobby hielt ich im Zaum. Erstaunlich waren die Reaktionen danach. Meine Teilnahme hatte sich schnell rumgesprochen, gerade weil es ein wichtiges Treffen einer mächtigen Lobby war. Kollegen zollten mir Respekt und einige nahmen mich überhaupt zum ersten Mal wirklich wahr. Es war, als wäre ich eine Stufe nach oben geklettert, als hätte ich an Ansehen gewonnen. Nicht wegen meiner Inhalte oder meines Engagements, sondern weil ich auf dem Zettel einer wichtigen Lobby stand. Man wird im Bundestag ins kalte Wasser geworfen, kennt nicht die Spielregeln, die Wege und auch nicht die wichtigen Stellen. Aber »die Lobby« kümmert sich um einen. Da fühlt man sich mal wieder wichtig. Genau das nahm ich immer mehr bei den Kollegen wahr. Erst wenn die richtigen Kontakte geknüpft sind, gilt man als respektabel und gut vernetzt. »Wirtschaftskompetenz« wird das dann genannt, obwohl es mit ökonomischem Sachverstand sehr wenig zu tun hat. Und so ist es nicht nur bei der Union oder der FDP, sondern auch bei der SPD und den Grünen. 

			Die absoluten Macher, die einflussreichsten Politiker in der SPD sind immer die mit den besten Kontakten zur Wirtschaftselite gewesen – nicht, wie man denken sollte, zu den sozialen Gruppen, den Sozialverbänden, nicht mal zu den Gewerkschaften: Schröder, Clement, Steinmeier, Steinbrück, Gabriel, Oppermann, Scholz, um nur die wichtigsten zu nennen. Per Steinbrück hatte zwischenzeitlich die Messlatte hochgelegt bei den bezahlten Vorträgen; er war der Spitzenreiter der Nebenverdienste. Nach dem Scheitern der SPD bei der NRW-Landtagswahl war er von 2009 bis 2016 Bundestagsabgeordneter. Bis 2012 hatte Steinbrück schon über 1,2 Millionen Euro nebenbei verdient.55 Das ist seine Offenlegung und sicher niedrig gerechnet, weil zu der Zeit noch keine volle Transparenz der Nebeneinkünfte herrschte und man dazu nur Stufen angeben musste. Die 1,2 Millionen zeigen also lediglich einen Mindestwert an. Sein Standardhonorar für einen Vortrag betrug 15 000 Euro, ein Betrag, den sich nur die Oberschicht der Profitlobby leisten konnte. Im Zentrum stand dabei die Finanzwirtschaft mit Banken wie JPMorgan Chase, Deutsche Bank, HypoVereinsbank, Citigroup, Sal. Oppenheim und die Unternehmensberatung KPMG.56 

			Dafür machte sich Steinbrück im Parlament rar. Eigentlich saß er in der Fraktion fast genau hinter mir, aber der Platz war häufig verwaist. Auch im Plenum bekam man nicht viel von ihm zu sehen. Obwohl er einer der bekanntesten Sozialdemokraten war, hielt er seine Jungfernrede, also erste Bundestagsrede, erst nach 18 Monaten. Ziemlich rekordverdächtig, die meisten »Neulinge« halten sie innerhalb des ersten halben Jahres. Im selben Zeitraum schaffte er allerdings 46 bezahlte Honorare. Damit toppte er alle anderen Abgeordneten, und der Rekord dürfte noch immer Bestand haben. Genau mit dieser Arbeitsmoral, andere würden es »Standing« nennen, wurde Per Steinbrück Kanzlerkandidat. Er galt als kompetent und wirkte mit seiner Ausstrahlung gerade auch in das konservative und liberale Milieu hinein. Die Mehrheit der Medien hielt ihn ebenfalls hoch, genau bis zur Nominierung als Kanzlerkandidat. Nach viel Vorschusslorbeeren kam die Kritik dann unmittelbar im Anschluss. Eine heftige Diskussion lösten nicht seine Nebenverdienste oder gar seine Arbeit im Parlament aus, sondern der Stinkefinger, den man im SZ-Magazin sehen konnte. 

			Nach der verlorenen Wahl galt er aber wieder als »Macher« und genau zu solchen Typen schauen nicht nur die Neulinge im Bundestag auf. Es ist klar, an wem man sich orientiert, wenn man was werden will. Und wer nicht danach strebt, der sollte sich dennoch tunlichst nicht mit ihnen anlegen. Also macht man es so wie die, zu denen man aufschaut: Lobbykontakte nutzen, ausbauen, Netzwerke schaffen. Wer sich dagegen bei der Profitlobby rar macht, sich stattdessen inhaltlich profilieren will und die einseitige Beeinflussung sogar kritisiert, der macht sich keine Freunde und stellt sich schnell ins Abseits. So weit war ich noch lange nicht. 

			Ich wollte eine Rolle spielen und genoss meinen steigenden Status. Kritik hatte ich zwar durchaus und ich machte auch nicht von Beginn an alles mit, aber ich war immer noch naiv optimistisch und dachte, dass man eine Balance zwischen »Mitspielen« und der Wahrung der eigenen Ideale hinbekommen könnte. Ich wurde nach nur drei Jahren Sprecher der größeren Arbeitsgruppe Umwelt, Naturschutz, Reaktorsicherheit. Jedem Bundestagsauschuss – die wiederum meist deckungsgleich die Ministerien abbilden – ordnet die SPD eine Arbeitsgruppe zu, die die ganze Facharbeit koordiniert. Sie wird von einem Sprecher geleitet, der dann der Verantwortliche gegenüber der Fraktion und dem Ministerium ist. Er koordiniert auch das weitere Personal, das die Fraktion für die Facharbeit stellt. Ich war der Jüngste in der Arbeitsgruppe, setzte mich aber in der Wahl gegen einen älteren Kollegen durch. Schnell stieg ich nach oben. 

			Ich blieb im Kontakt mit den Lobbyisten und auch mit Thomas Weiß. Die Angebote und Geschenke wurden größer, Besichtigung von Atomkraftwerken mit First-Class-Übernachtungen und Sightseeing in München, Tickets für die Fußball-WM, teure Weinlieferungen, Loge bei meinem Heimfußballclub, Galadinner. Um das eindeutig klarzustellen: Es ist im Gegensatz zu einem Beamten absolut legal, diese Einladungen und Geschenke anzunehmen. Der Reiz ließ sich nicht leugnen, doch spürte ich auch, dass sich da eine Grenze auftat, die ich nicht überschreiten sollte. Ich beschäftigte mich mit dem Thema, das in der Partei, in der Politik bis dahin nie ein Thema gewesen war: Lobbyismus, Korruption, was ein Abgeordneter darf und was nicht. Ich redete mit Freunden und der Basis drüber. Dann wurde mir von dem Energielobbyisten ein Gesetzesentwurf des Umweltministeriums zugespielt. Schon bezeichnend, dass ich die Vorlage als zuständiger Abgeordneter und sogar Sprecher – wie auch meine Kollegen – nicht bekam, aber die Lobby ihn längst hatte. Eigentlich sollte ja die Politik, einschließlich der Vorlagen, im Bundestag gemacht werden. Längst hat den Job fast ausschließlich die Bundesregierung übernommen und deshalb spreche ich schließlich davon, dass die in der Demokratie wichtige Gewaltenteilung bei uns eingeschränkt ist. Die Regierung stellt nicht mehr nur die ausführende Gewalt dar, die Exekutive – sie erstellt die Gesetze und lässt sie im Bundestag abnicken, was mit den vorhandenen Mehrheiten und dem faktischen Fraktionszwang dann fast nur noch Formsache ist. Man erwartet, dass die Entwürfe und Vorlagen in Absprache mit dem Bundestag und dort mit den Fachpolitikern und den Ausschüssen geschehen. Real läuft es aber so, dass auch diese erst spät davon erfahren und dann ein Zeitdruck aufgebaut wird, der Änderungen und Debatten kaum noch zulässt. Stellt man sich als Abgeordneter quer, interessiert dies die Fraktion in der Regel nicht. Man könnte dagegenstimmen, aber das hat immer negative Konsequenzen, wie ich am eigenen Leib erfahren musste. Wenn bei bestimmten Vorlagen, in bestimmten Bereichen auch noch die Lobbys eher als die eigentlich zuständigen gewählten Abgeordneten informiert und teilweise involviert sind, zeigt dies genau, wie es um unsere demokratischen Prozesse bestellt ist. 

			Dazu kam auch noch, dass das Umweltministerium in der Großen Koalition mittlerweile in der Hand der SPD lag. Es ist generell wichtig, frühzeitig von Gesetzesentwürfen zu erfahren, wenn man wirklich noch Einfluss auf sie ausüben will. Genau darin besteht eigentlich unser Job. Deshalb ist es auch ein Problem, dass diese frühzeitige Debatte meist nicht stattfindet, sondern oftmals die Vorlage auf den Tisch kommt, wenn sie nicht mehr geändert werden kann und zügig beschlossen werden soll. 

			Eigentlich sollte, wie beschrieben, das Parlament die Entscheidungsmitte sein. Die Regierung kann dabei unterstützen, aber sie ist dafür legitimiert, die Aufträge und Gesetze des Bundestags umzusetzen. Das hat sich vollständig umgekehrt. Absprachen trifft die Regierung eher mit Lobbyisten als mit der Fachpolitik. Ich habe mir das für die 18. Wahlperiode von 2013 bis 2017 angeschaut und nachgerechnet: 555 beschlossene Gesetze teilten sich auf 488 Regierungsvorlagen, 10 Bundesratsinitiativen, 46 Vorlagen der Regierungsfraktionen und nur 6 Gesetze, an denen neben den Regierungsfraktionen noch weitere Fraktionen beteiligt waren.57 Mit der zusätzlichen Einschränkung, dass es sich bei den 46 Vorlagen der Regierungsfraktionen häufig um Beschlüsse handelte, die bestehende Gesetze ergänzten oder an einzelnen Stellen korrigierten. Sie fanden immer in Absprache mit der Regierung oder sogar auf ihren Auftrag hin statt. Wenn überhaupt, werden Regierungsvorlagen nur in Nuancen verändert – gern um einer Lobby weiter entgegenzukommen. Aber deshalb ist das Parlament bei den Interessenvertretungen noch nicht ganz aus dem Spiel, obwohl sich die mächtigen Profitlobbys längst auf die Regierung konzentrieren. 

			Dagegen werden alle Anträge von der Opposition grundsätzlich abgelehnt. Ein ungeschriebenes, aber sehr gewissenhaft befolgtes Gesetz. Völlig undemokratisch, eine absurde Normalität. Es kommt regelrecht zu Beschimpfungen Richtung Opposition, wenn diese Anträge stellt, die zumindest einen Teil der Regierungskoalition an ihre eigene Versprechen oder Position erinnern. Als es 2021 zum Abzug der westlichen Truppen aus Afghanistan kam, musste dies viele Monate im Voraus geplant werden. Die Grünen und die Linken stellten einen Antrag, dass man dabei auch an die Ortskräfte denken müsse, weil die nach einem Abzug mit Vergeltung seitens der Taliban zu rechnen hätten. Die Regierungsparteien Union und SPD lehnten ihn am 23. Juni 2021 mit den Stimmen der AfD ab.58 Ich sprach mit meinen Ex-Kollegen in der Fraktion. Ihre Reaktion: »Schon richtig, was im Antrag steht, aber du weißt doch, wie es läuft – Oppositionsanträge werden abgelehnt«. Dann kam der Abzug und damit immer mehr Medienberichte, die auch die Ortskräfte erwähnten. Das erwartbare Chaos folgte und nur einen Monat später lenkten die Regierungsfraktionen ein, was aber in vielen Fällen schon zu spät war. 2022 wurde dann zum Afghanistan-Abzug ein Untersuchungsausschuss eingerichtet, der nun den Ortskräften gar nichts mehr brachte. 

			Diese Spielregel greift ebenfalls die Gewaltenteilung an und macht den demokratischen Wettstreit zur Farce. So wird ein Parlament weitestgehend überflüssig. Die gewählten Abgeordneten könnten einfach nur zusammenkommen, um einen Regierungschef zu wählen und dann auf Dauer nach Hause gehen. Vielleicht sind sie noch dazu nütze, die Politik in ihren Wahlkreisen zu verkaufen. Die Opposition arbeitet nur für den Papierkorb und ab und zu, damit die Medien Kritik oder eine andere Position selektiv darstellen können. Es reichen dann Fraktionsvorsitzende, die über die Stimmen der eigentlichen Mitglieder der Fraktionen verfügen und bei den Abstimmungen mit Ja oder Nein stimmen. Das stellt den Sinn des Parlaments infrage und macht es leichter für die Profitlobby, sich vor allem auf die Regierung zu konzentrieren. 

			Während also einzelne Lobbys bei der Erstellung von Gesetzesvorlagen ins Bild gesetzt werden oder sogar daran mitwirken, erfahren die Abgeordneten häufig erst sehr spät von ihnen. »Mein« Lobbyist verschaffte mir folglich einen Wissensvorsprung. Ich konnte reagieren, vor allem konnte ich wieder meine unwissenden Kollegen beeindrucken und auch dem Ministerium gegenüber signalisieren, dass ich im Bilde war. Natürlich gab ich meine Quelle nicht preis. Die meisten, die einen solchen Wissensvorsprung haben, versuchen nicht, daran etwas zu ändern, sondern eher, diesen Vorteil für einen politischen Deal zu nutzen. Im Gegenzug würde man zum Beispiel eine andere wichtige Information oder sogar Unterstützung bei einem Anliegen einfordern. Ich tat, was man eher nicht tut. Ich sprach mit meiner Arbeitsgruppe Umwelt über das Gesetz und wir meldeten beim Ministerium Gesprächsbedarf an. Wir wollten eine Änderung einfügen, aber dazu kam es natürlich nicht, weil die Fraktionsspitze nicht mitging. Sehr selten setzt sich eine Position der Fachpolitik durch, die den Interessen einer wichtigen Lobby widerspricht. 

			Wieder hatte mir der Lobbyist einen Gefallen erwiesen, wieder ohne direkt eine Gegenleistung dafür zu verlangen. Aber es fühlte sich mittlerweile schon so an, als wäre ich ihm etwas schuldig. Ganz ohne Vertrag, ganz ohne Absprache. Am Ende wäscht immer eine Hand die andere. Und das macht die Ungleichheit bei den Lobbys so groß – es gibt einige Hände, die sehr viel für einen Abgeordneten waschen beziehungsweise tun können. Auf der anderen Seite gibt es viele Hände in der Bevölkerung und bei den mittellosen Interessenvertretungen, die fast gar nichts für einen tun können und auch nichts tun wollen. Sie bieten höchstens noch ihre Expertise, ihre Sichtweise, ihre Kritik an. Das ist für die meisten Politiker wenig hilfreich, sondern eher ein zusätzlicher Zeitaufwand. 

			Der smarte Lobbyist Thomas Weiß brachte viel Geduld und Geschick auf, dennoch wurde mir immer mulmiger zumute. Hätten sich meine Positionen näher an denen der Energielobby befunden, dann weiß ich ehrlich gesagt nicht genau, wie es noch weitergegangen wäre. Wenn einem bestimmte Themen nicht ganz so wichtig sind, man inhaltlich nicht so festgelegt ist, schrumpfen mögliche Skrupel schnell zusammen. Erst nach und nach stieg mein Widerwillen gegen jeglichen Versuch der einseitigen Beeinflussung, der Korrumpierung der Politik. Aber keine Lobby dürfte überhaupt solch einen Einfluss erlangen, die Möglichkeit, Gegenleistungen von Abgeordneten einzufordern. Vor allem sollte kein Politiker seine Aufmerksamkeit so einseitig verteilen und aus diesen »Angeboten« einen persönlichen Nutzen ziehen. Jeder Abgeordnete lügt, wenn er behauptet, dass er nicht beeinflusst werde. Wir Menschen werden durch alles Mögliche beeinflusst, so funktionieren wir. Erst recht, wenn wir einen Vorteil daraus ziehen können. Schon allein die Häufigkeit, mit der vor allem die Profitlobby meine Aufmerksamkeit und die der Mehrheit meiner Kollegen auf sich zog und zieht, wirkt auf uns ein. Aufmerksamkeit und Zeit sind die wohl kostbarsten Güter in der Politik. Gerade die Profitlobbyisten kennen sich auch inhaltlich gut aus. Schenkt man ihnen Aufmerksamkeit und dies immer wieder ohne einen Ausgleich und ohne Korrektiv, entfalten sie dadurch eine große Überzeugungskraft. Ihnen gegenüber stehen Mails, Forderungskataloge, Aufrufe, Analyse- und Forschungsberichte, die selten genug auch nur überflogen werden. Zeit für Initiativen und die Menschen vor Ort bleibt kaum, höchstens für das Foto und die drei Standardsätze, die wir alle schnell zu jedem Thema draufhaben. 

			Ich rang also mit mir. Eine Zeit lang beruhigte ich mein Gewissen damit, auch Termine mit Vertretern von NGOs und der Zivilgesellschaft zu machen, auch andere Positionen nachzulesen. Aber ich wusste, ich muss eine Grenze ziehen. Vor allem wurde mir immer klarer, dass dies nicht meiner Vorstellung von Demokratie entspricht, dass hier etwas vollständig falsch läuft, dass die Spielregeln unfair und unausgewogen sind. 

			Einfacher gesagt als getan. Ich sprach mit Kollegen darüber. Die meisten sahen zwar das Problem, spielten es aber herunter oder kamen mit der Binsenweisheit, dass es so nun mal sei. Diesen Satz hatte ich schon als Jugendlicher gehasst. Ich wusste jedoch früh, wenn ich mich verweigere, wenn ich Grenzen ziehe, dann wird es meiner Position schaden, meinen Einfluss beschränken. Wenn ich gar dagegen vorgehe, öffentlich darüber rede, dann war es das mit der politischen Karriere. Zumindest wird mir das politische Leben schwer gemacht. Das sind auch die Gründe, warum selbst diejenigen mitmachen, die kaum etwas zu gewinnen haben oder die, die das Ganze kritisch sehen und nichts damit gewinnen wollen. Sie helfen aktiv nicht mit, den Profitlobbyismus zu begrenzen. Genau diese Form der stillen Duldung ist so grundlegend für die Beeinflussung von Entscheidungen geworden. 

			Nun besaß ich den Vorteil, dass ich meinen Wahlkreis deutlich direkt gewonnen hatte und auf keinen Listenplatz angewiesen war. Sollte mich die Basis in Dortmund wieder aufstellen – bei uns geschah dies mittlerweile in einer Urwahl aller Mitglieder – dann würde ich trotz aller Widerstände aus Berlin auch das nächste Mal mit einer großen Chance wiedergewählt werden. Das führte wahrscheinlich erst recht dazu, dass meine spätere, immer deutlichere Kritik dann so harte Reaktionen nach sich zog. Ansonsten werden missliebige Abgeordnete, die nicht »lernfähig« sind, gern still und ohne große Debatte einfach bei der nächsten Wahl nicht mehr auf einen aussichtsreichen Listenplatz gesetzt. 

			Wie ich zum Antilobbyist wurde

			Mein Sinneswandel vollzog sich schrittweise und meine bisherigen Schilderungen ereigneten sich in meiner ersten und am Anfang meiner zweiten Amtszeit als Abgeordneter von 2002 bis 2007. Am Ende steht dann sogar der Austritt aus der SPD, in die ich mich über 25 Jahre mit Herzblut eingebracht hatte. Das besiegelte auch meinen Auszug aus dem Bundestag. Bis dahin war es aber noch ein weiter Weg. 

			Das Thema Demokratie, wie sie wirklich funktioniert und welchen Einfluss vor allem die Profitlobby ausübt, dominierte immer mehr meine politischen Gedanken. Mir wurde klar, dass ich ohne eine Veränderung der Abläufe, der »Spielregeln«, viele meiner Umwelt- und Energiepositionen nicht wirklich umsetzen könnte, unabhängig von den Mehrheiten. Fakten und Argumente zählen nur dann, wenn eine starke Lobby in der Lage ist, aus ihnen Profit zu ziehen. Zunächst beendete ich die Beziehung zu Thomas Weiß. Ich teilte ihm mündlich mit, dass der Austausch und unser Kontakt für mich zu weit gehen würden. Dies habe nichts mit ihm als Person zu tun, aber ich könne es vor mir selbst nicht mehr vertreten. Er war perplex, sagte jedoch nichts weiter. Kurze Zeit später meldete sich dann eine seiner Kolleginnen, bot sich als neue Ansprechpartnerin an. Ich schloss keinen Kontakt aus, sagte aber erneut, dass es nicht um die Person gehe. Dies wurde dann wohl kurze Zeit Thema in der Fraktionsspitze, die den späteren Geschäftsführer und anschließenden Vorsitzenden Thomas Oppermann schickte, um mich ins Gebet zu nehmen. Er teilte mir eindringlich mit, dass dieses Verhalten absolut nicht akzeptabel und es mein Job sei, gerade mit solch einem wichtigen Unternehmen zu sprechen. Dabei hatte ich dem Konzern meinen Kontakt doch gar nicht verweigert. Außerdem: Niemals wäre ich von irgendjemanden aufgefordert worden, mit diesem oder jenem Umweltverband zu sprechen. Genau da nahm ich mir zum ersten Mal vor, wirklich anders mit meinen Lobbykontakten umzugehen. 

			Wenn ich dafür sorgen wollte, dass Regeln für den Umgang mit dem Lobbyismus geschaffen werden, dann musste ich zuerst bei mir selbst anfangen und mehr Transparenz herstellen. Schon in den eigenen Reihen rannte ich gegen dicke Wände: Ja, Transparenz sei wichtig, natürlich müssten wir auf eine Ausgewogenheit achten, aber dies bekomme jeder Abgeordnete selbst hin. Verbindliche Regeln würden symbolisieren, dass wir alle Politiker unter Generalverdacht stellen. Die Vorwürfe, vor allem aus der eigenen Fraktion, lauteten, ich sei ein Nestbeschmutzer und so etwas öffentlich zu diskutieren werfe ein schlechtes Licht auf die gesamte Politik.59 Wenn, dann könnte ich mich höchstens über die Konkurrenz auslassen. Nestbeschmutzer? Ich versuchte damit, dass Haus sauberer zu halten, Schaden abzuwenden. Generalverdacht? Dann stünden alle Menschen unter Generalverdacht, Diebe und Verbrecher zu sein, denn für alle möglichen Delikte haben wir auch Gesetze und Regeln. Nur wenige Genossen sagten mir ihre Unterstützung zu. 

			Ich versuchte es auch bei Kollegen in anderen Fraktionen, denn letztendlich betraf das Thema den ganzen Bundestag. Statt Zuspruch bekam ich gern und häufig den persönlichen Hinweis, dass ich damit mein politisches Grab schaufele. Einige Abgeordnete sicherten mir aber Unterstützung zu. Einer davon war der damalige finanzpolitische Sprecher der Grünen, Gerhard Schick. Er verließ den Bundestag noch einige Zeit eher als ich und gründete die »Bürgerbewegung Finanzwende«. 

			Zusammen mit unseren Teams erarbeiteten wir einige allgemeine Regeln und Reformvorschläge und veröffentlichten 2013 einen Verhaltenskodex für Abgeordnete. Der Spiegel verkündete: »Geheimsache Schick/Bülow: Zwei Oppositionspolitiker haben einen Verhaltenskodex für Abgeordnete entworfen, der Filz und Korruption vorbeugen soll. Ihre Chefs sind entsetzt.«60 Der Titel sagt eigentlich schon alles. Es war das erste Mal, dass es im Bundestag eine wirkliche Initiative für Transparenz und eine Selbstbeschränkung der Berufspolitiker gab. Aber trotz aller Mühen, Gespräche und mehrfachen Einladungen fanden wir am Ende nur gut 40 Abgeordnete, die den »Politik-Kodex« unterzeichneten. Hauptsächlich Linke und Sozialdemokraten, ein paar Grüne und niemanden von der Union und der FDP. Auch dort gab es Gesprächspartner, aber sie sprangen kurz vor der Unterzeichnung ab. Überall das gleiche Spiel: Die Fraktionsspitzen wollten das Thema nicht besetzen und schon gar nicht einen Zusammenschluss von Abgeordneten verschiedener Fraktionen. So viel zur Freiheit des Mandates. So verloren wir die Unterstützung von mehreren Abgeordneten.

			Immerhin lösten wir aber eine Debatte aus, die im Politikbetrieb in der Form vorher nicht stattgefunden hatte. Dort war das Thema Profitlobbyismus, Korrumpierung und Intransparenz bislang erfolgreich totgeschwiegen worden. Öffentlich gewordene Skandale saß man aus, die Tatsachen wurden weiter verleugnet, aber ganz verschwinden sollte das Thema nicht mehr. Aufklärende und recherchierende Organisationen wie Abgeordnetenwatch und LobbyControl, die sich Mitte der Nullerjahre gegründet hatten, betrieben zunehmend effektive Öffentlichkeitsarbeit. Den von meinen Mitstreitern und mir erarbeiteten Kodex schickte ich nach den folgenden beiden Wahlen den neuen Kollegen. Bei diversen Erweiterungen und Überarbeitungen half uns der gemeinnützige Verein Plattform.Pro.61 

			Es gab auch Beschlüsse in einigen Parteien zu der Thematik, aber in der praktischen Politik änderte sich erst mal nichts. Erst nach weiteren Skandalen – wie zum Beispiel den Aktienoptionen Philipp Amthors – mit stärkerem Medienecho kamen zaghafte Gesetze, die etwas mehr Transparenz und einige Regeln brachten. So 2021 zum Beispiel das Lobbyregister, das ich bereits 2008 gefordert hatte. Davon wird später noch die Rede sein. 

			Was sich tatsächlich stetig veränderte, war der Lobbyismus selbst und damit die Ungleichheit zwischen Interessenvertretungen und dem Profitlobbyismus, der zunehmend die Politik bestimmte. Die Beeinflussung differenzierte sich immer weiter aus. Längst sind nicht mehr hauptsächlich die Abgeordneten das Ziel. Während die NGOs und ein großer Teil der Bevölkerung noch ihre Hoffnungen und Erwartungen an die Fraktionen und den Bundestag knüpfen, wissen viele Profitlobbyisten besser, in welche Stellen sie hauptsächlich investieren müssen: in die Regierungen und Ministerien. 

			Schlüssel dazu sind die Staatssekretäre. Sie wechseln besonders gern auch ohne Übergangsgzeit von der Regierung in die Wirtschaft. Sie starten Kampagnen und geben Studien in Auftrag, um Meinungen in eine bestimmte Richtung zu lenken. Mittels »Deep Lobbying« werden politische Änderungen vorbereitet oder abgewandt. Die Technik zielt auf mittelfristige Stimmung und Diskurse in der Bevölkerung ab. Medien und auch Wissenschaft werden dafür gern benutzt: Man gibt Studien in Auftrag, lanciert Artikel und Positionen, plant langfristige Kampagnen und gründet sogar Bürgergruppen. Und wer hat genug Geld, um solche Strategien zu entwickeln und vor allem umzusetzen? Nur einige finanzkräftige Profitlobbyisten. 

			Die Waffenungleichheit wächst weiter. Vertreten werden die Konzerne längst nicht nur von eigenen Lobbyisten oder Zusammenschlüssen. Da kommen Anwaltskanzleien, PR-Agenturen, Thinktanks und Selbstständige (bevorzugt ehemalige Politiker) zum Einsatz; gern so getarnt, dass der wirkliche Auftrag- und Geldgeber geheim bleibt. Besonders perfide getarnt sind Lobbyisten, die sich als Bürgerbewegungen oder Initiativen ausgeben, sich also scheinbar für das Allgemeinwohl einsetzen. Da sticht beispielsweise die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) hervor, an der in Wahrheit kein soziales Haar wächst. Sie vertritt knallharte, marktradikale Profitinteressen einzelner Konzerne und wird von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie sowie der Automobilindustrie finanziert. Sie haben in den ersten 20 Jahren seit ihrer Gründung im Jahr 2000 wohl über 100 Millionen Euro für Lobbying ausgegeben.62 Darunter fallen beispielsweise auch Kampagnen gegen den Ausbau der Erneuerbaren Energien und gegen den Mindestlohn. 

			Die meisten Politiker wissen gar nicht mehr, mit wem sie da sprechen, also welche Interessen vertreten werden und wer diese finanziert. Ich habe jedes Gespräch abgebrochen und später erst gar nicht mehr begonnen, wenn man mir nicht sagen wollte, wer der Geldgeber ist. Genau darum geht es doch immer wieder: Wer profitiert? Allein dadurch reduzierten sich meine Lobbykontakte deutlich, denn die meisten geben ihre Geldgeber nicht preis und schon gar nicht die genauen Beträge. Oft war die Antwort ausweichend oder man gibt vor, die »Mandanten« zu schützen. 

			Deshalb lässt sich die wirkliche Summe, die in Lobbyismus fließt, kaum einschätzen. Nur Aktiengesellschaften sind detaillierter zur Angabe verpflichtet. Mit Einführung des Lobbyregisters im Bundestag kann man nun auch wenige Daten über die Vereinigungen herausfinden. Folgt man den getätigten Angaben, Stand Februar 2024, dass zum Beispiel die Bayer AG, der Verband der Chemischen Industrie (VCI) und der Verband der europäischen Chemieindustrie (CEFIC) zusammen jährlich 20,5 Millionen Euro in die Lobbyarbeit allein auf der EU-Ebene investieren.63 Über die Hälfte des Geldes stammt von deutschen Konzernen. Ich bin mir sicher, dass nur diese drei Lobbyisten mit nahezu identischen Interessen mehr Geld in die Beeinflussung der EU-Politik stecken als alle NGOs, unabhängig von ihrem Themengebiet, zusammen. Keine einzige nichtstaatliche Organisation taucht in den Toplisten auf. Was für eine Waffenungleichheit! Dazu kommen die eh schon besseren Zugänge der Profitlobby zu den Politikern und die Angebote, die sie machen können. Natürlich schießt Geld Tore – einen Fußballvergleich erlaube ich mir –, aber dabei wird die Politik korrumpiert. Es ist klar, dass Bayer, der VCI und der CEFIC politische Entscheidungen mit ihren Mitteln beeinflussen, selbst wenn das Gemeinwohlinteresse dadurch großen Schaden nimmt. 

			Hauptmerkmale des Lobbyismus

			Die Lobbyarbeit hat sich ausdifferenziert und gibt immer mehr Geld aus. Mit dieser Entwicklung kommen Maßnahmen wie die Anpassung der Gesetzeslagen, die Schaffung von Regeln und erst recht die Debatte um das Maß der Beeinflussung nicht einmal ansatzweise hinterher. Natürlich ist auch diese Art des Lobbyismus nur ein Symptom unseres Systems, welches auf Profit und Macht abzielt. Ich halte es aber für falsch, allein der Marktwirtschaft die Schuld zuzuweisen. Mir ist das zu leicht. Ja, zwar fördert gerade der herrschende Finanzkapitalismus die Gier, den Wettkampf und die Bevorteilung der eh schon Privilegierten – aber sind dies nicht grundsätzliche Eigenschaften des Menschen? Sind wir nicht immer für Profitobbyismus und Korruption empfänglich und müssen wir deshalb nicht versuchen, dem entgegenzuwirken? Darauf kommen wir an anderer Stelle wieder zurück.

			Wenn wir dem Wesen des Lobbyismus und der Korruption in der Politik auf den Grund gehen wollen, müssen endlich alle Vorgänge, alle Einflussnahmen ans Tageslicht, in das Zentrum der Debatte über unsere Demokratie gerückt werden. Initiativen wie abgeordnetenwatch.de, Finanz Watch, FragDenStaat, Goliathwatch, LobbyControl und Lobbyland wachsen, doch sie haben lange nicht die Mittel und die Aufmerksamkeit, um mehr als Bruchstücke der korrumpierten Politik in unser Bewusstsein zu bringen. Es gibt auch einige engagierte Journalisten, aber die meisten Medien halten sich bei dem Thema jenseits von bereits veröffentlichten Skandalen zurück, vor allem wird die grundsätzliche Bedeutung nicht beschrieben, die Gesamteinordnung nicht vorgenommen. Auch die Literatur ist eher dünn. Tiefergehende Bücher wie Die korrupte Republik von Hans-Martin Tillack oder Lobbykratie von Markus Balser und Uwe Ritzer sind längst nicht mehr aktuell. Neuere Literatur gibt es nur zu bestimmten Bereichen, etwa Die Klimaschmutzlobby von Susanne Götze und Annika Joeres. Eine sachliche Übersicht bietet noch Florian Spohrs Lobbyismus.64

			Ich habe nur einen Ausschnitt des Eisberges beleuchtet, aber auch einen Teil, der unter der Wasseroberfläche liegt. Trotz aller Komplexität kann und sollte man einige Hauptmerkmale, Thesen und Auswirkungen benennen: 

			
					Es geht beim Lobbyismus auf der Seite der Politik nicht nur um Geld, sondern um weitere Vorteilsnahmen wie gesteigertes Standing, Machtgewinn, Absicherungen, Ego und Zukunftsaussichten.

					Einige Lobbys wenden für die Beeinflussung Millionen von Euro auf und beschäftigen viele ausgebildete Mitarbeiter. Ein geringer Bruchteil hat zudem einen direkten Draht zu hochrangigen Politikern. 

					Der Erfolg oder Misserfolg von Gesetzen, Verordnungen und Satzungen, gerade dort, wo es um viel Geld geht, ist stärker von der Profitlobby bestimmt als von den gewählten Abgeordneten.

					Die finanzielle Unausgewogenheit bei den Lobbyisten führt zu unterschiedlich großen Einflussmöglichkeiten. Auch besteht innerhalb der Profitlobby eine ungleiche Konkurrenz.

					Es existiert eine große Grauzone zwischen Korruption und wirklich sachlicher Interessenvertretung.

					Längst verlagert der einflussreiche Lobbyismus das Ziel seiner Ansprache von den Parlamenten auf wenige Schlüsselpolitiker und die Regierungen.

					Der Lobbyismus hat sich stark ausdifferenziert, in seiner Form, seinen Handlungen und Ansprechpartnern. Er betrifft bei Weitem nicht nur die Politik, sondern alle relevanten Bereiche unserer Gesellschaft, von den Medien bis zur Wissenschaft. 

					Wenn einem bezahlten Politiker vom wem auch immer etwas angeboten oder in Aussicht gestellt wird, damit er seine Stellung, seine Kontakte nutzt, um irgendeinen Vorgang, eine Entscheidung zu beeinflussen oder zu verhindern, dann ist das nichts anderes als Korruption. Und dabei muss weder Geld fließen noch ein Vertrag geschlossen werden.

					Einfluss und Aufmerksamkeit sind immer mehr eine Frage des Geldes. Politik und damit auch Demokratie können bis zu einem gewissen Grad selbst hier in Deutschland gekauft werden. 

			

			3. Monetarisiert

			Cum-Ex und Hopp

			Köln, 22. April 2024. Eine Nachricht wie ein Paukenschlag: Die Cum-Ex-Chefermittlerin Anne Brorhilker legt von sich aus ihr Amt nieder, als ich gerade genau zu diesem Themenbereich für das vorliegende Buch schreibe. Seit 2012 hat die Oberstaatsanwältin gegen die beschuldigten Finanzverbrecher ermittelt: Banker, Finanzberater, Aktienhändler, allesamt Akteure, die mit Sachverstand und vor allem viel Geld ausgestattet sind. Sie werden beschuldigt, am größten Steuerraub der deutschen Geschichte beteiligt gewesen zu sein. Die Verbrechen an sich hat die Politik weitestgehend ignoriert, verharmlost und dann als bedauerliche Einzelfälle deklariert. Aber genau das sind sie nicht. Brorhilker ist schon deshalb unbequem geworden, weil sie trotz eingeschränkter Mittel ihre Ermittlung auf mehr als 1 700 Beschuldigte ausgeweitet hat. 

			Immer noch wissen viele nicht, was Cum-Ex-Geschäfte eigentlich sind und wir können weiterhin nur schätzen, um welche Beträge es wirklich geht. Meist werden 12 Milliarden Euro genannt. Ich halte die Zahl für zu niedrig, weil es eben keine angemessene Aufklärung und Verfolgung gibt. Ein Cum-Ex-Experte, der investigative Journalist Oliver Schröm, schätzt den für die Bundesrepublik entstandenen Schaden eher auf 36 Milliarden Euro.65 Wie der Betrug genau funktionierte, ist für die Öffentlichkeit nicht relevant, obwohl Politik und Medien die Komplexität des Ganzen gerne übertreiben. Im Kern geht es um Aktiengeschäfte, die sich am Tag der Dividendenausschüttung sowie kurz davor (cum) und danach (ex) abspielen. Die Wertpapiere werden zwischen den Betrügern mehrmals hin- und wieder zurückgehandelt, so dass sie am Ende die Kapitalertragsteuer zurückfordern können, ohne sie je gezahlt zu haben. 

			»Aktien werden ganz schnell im Kreis ge- und verkauft. Es wird der Eindruck erweckt, dass eine Aktie zwei oder mehr Inhaber hat. Jemand greift in die Staatskasse und holt sich Geld raus, das ihm nicht gehört«, 

			bringt es Oliver Schröm auf einen Nenner.66 Wichtig ist aber vor allem, dass es sich dabei erstens um ein geplantes und bewusst verübtes Verbrechen und kein Ausnutzen von Gelegenheiten oder ein Versäumnis bei der Steuererklärung handelt, dass zweitens von einem kriminellen Kartell geredet werden muss, das dort auf Kosten des Steuerzahlers abkassiert hat, und dass drittens die Politik viel zu schwach und zu spät dagegen vorgeht. Stellen wir uns mal vor, was hier los wäre, würde diese kriminelle Energie von Arbeitslosen gegenüber staatlichen Einrichtungen oder von einfachen Beschäftigten gegenüber ihrem Arbeitgeber ausgehen. Es gäbe wohl keine politische Debatte ohne Forderung nach Aufklärung, harter Bestrafung und Vorschlägen für neue Gesetze. Keine Talkshow, kein Medium, welches nicht noch härter, intensiver aufklären will. Wir würden alle Hintergründe und alle Abläufe so gut kennen, als wären wir selbst beteiligt gewesen. 

			Aber bei Cum-Ex hat sich die Aufregung schnell wieder gelegt und die Maßnahmen bleiben zurückhaltend. Ein Paukenschlag mit dem Rücktritt der obersten Staatsanwältin wird daran nicht viel ändern, auch wenn er die Misere verdeutlicht. Der Steuerdiebstahl ist längst nicht aufgeklärt und geht munter weiter. Es gibt Nachfolgemodelle wie die sogenannten Cum-Cum-Geschäfte, bei denen der Schaden teils noch höher ausfallen soll. Wieder handelt die Politik nicht, blockt Informationen sogar ab. Dagegen geht Finanzwende e. V. nun auch rechtlich vor.67 Wie Anne Brorhilker betont, ein weiteres »Hase-und-Igel-Spiel«,68 wobei die Verbrecher im Vorteil sind. Und die gibt es in solcher Fülle nur, weil so wenige erwischt werden, weil man zu wenig durchgreift und bestraft. Die Staatsanwältin ist absolut unzufrieden damit, wie Wirtschaftskriminalität in Deutschland verfolgt wird. Sie bezieht klar Stellung, bemängelt die Möglichkeiten und Mittel beim Kampf gegen die Finanzverbrechen: 

			»Da geht es oft um Täter mit viel Geld und guten Kontakten und die treffen auf eine schwach aufgestellte Justiz. Und dann kommt es oft dazu, dass sie sich aus den Verfahren schlicht rauskaufen können. Das ist ungerecht und birgt die Gefahr, dass die Allgemeinheit das Vertrauen in den Rechtsstaat verliert.«69

			Finanzkräftige Verbrecher müssen in Deutschland also kaum Angst haben, erwischt zu werden, und wenn dies doch passiert, können sie sich meist freikaufen. Der Staat, die Politik schaut zu und lässt es zu, obwohl Geld sonst »so wichtig« ist und an allen Ecken und Enden fehlt. Wie zur Bestätigung kam es am 24. Juni 2024 zum Abbruch des Verfahrens gegen Christian Olearius von der Hamburger Privatbank Warburg. Die Staatsanwaltschaft hatte ihm 15 Fälle besonders schwerer Steuerhinterziehung vorgeworfen, wodurch ein Steuerschaden von rund 280 Millionen Euro entstanden ist. Das Verfahren wurde eingestellt, weil er zu hohen Blutdruck hat.70

			Das bekommt Züge einer korrupten Autokratie, denn er hätte, egal wie krank er ist, vor allem erst mal verurteilt werden müssen. Zur Not wäre ihm dann der Haftantritt erspart geblieben, aber so bleibt sein Verbrechen völlig ungeahndet. Zudem müsste er natürlich finanziell bestraft werden und nicht nur das erbeutete Geld zurückbezahlen. Was für ein Zeichen auch an die Öffentlichkeit! Die Gewaltenteilung funktioniert hier nicht mehr. Wenn es um die Verbrechen der Finanzeliten geht, ist unsere Strafverfolgung und Verurteilung zu schwach aufgestellt. Das fachkundige Urteil Anne Brorhilkers, der absoluten Insiderin innerhalb der Justiz, sagte eigentlich alles. Wer gibt schon seinen Beamtenstatus auf und verzichtet fortan auf die Stellung und die hohen Bezüge? Brorhilker geht, weil sie es will. Sie hatte augenscheinlich nicht mehr das Gefühl, etwas bewirken zu können. Genau das ist das Problem und es kommt mir ein wenig bekannt vor. Sie gibt ihr Engagement aber nicht auf, denn sie wechselt zur Bürgerbewegung Finanzwende e. V., wo sie wahrscheinlich mit deutlich kleinerem Salär die Finanzkriminalität weiter bekämpft. Ein Coup für die NGO, ein Armutszeugnis für den Staat, die Politik und die Justiz. 

			Cum-Ex, Steuerbetrug, Wirtschaftskriminalität und wie dagegen vorgegangen wird, sind ein tragischer Beleg für das Sprichwort: »Die Kleinen hängt (fängt) man, die Großen lässt man laufen«. Obdachlose Schwarzfahrer oder Straßenblockierer landen schnell mal im Knast. Große Finanzverbrechen finden Gesetzeslücken und Regierende, die sich Zeit lassen zu handeln und auch noch die Rechtsprechung behindern. Dieser politische Einfluss auf die Justiz ist für mich besonders skandalös. Dabei darf man die Beeinflussung und die Kontakte der Chefetagen der Finanzindustrie zur Politik nicht unterschlagen. Kontakte beispielsweise zwischen Olaf Scholz und Christian Olarius von der Warburg-Bank. Bei Cum-Ex zögerte man lange, überhaupt etwas zu unternehmen, und als man dann endlich zur Tat schritt, wurde deutlich zu wenig Personal eingesetzt. Heute gibt es immer noch keine bundesweite Behörde zur Bekämpfung von Finanzkriminalität. 

			Passend dazu hat der Bundestag am 26. September 2024 mit der Mehrheit der Ampel und der Union auch noch das Bürokratieentlastungsgesetz beschlossen. Tenor: weniger Papierkram.71 Dabei verbirgt sich hinter dem schönfärberischen Namen ein dickes Ding: Buchungsbelege sollen in Zukunft nach acht Jahren vernichtet werden. Das hilft Steuerbetrügern, gerade bei den Cum-Cum-Geschäften. Ohne Beweise keine Ermittlungen und keine Steuerrückforderungen. Anne Brorhilker und Finanzwende e. V. warnen eindringlich, dass die erbeuteten 28 Milliarden so kaum zurückgeholt werden können.72 Die Korrumpierung nimmt ihren Lauf. 

			Banken, Bonzen, Bundespolitik

			Hamburg, 2009 und folgende Jahre. Blicken wir auf die Vorgeschichte der Warburg-Bank. Wie andere Akteure auch, hat sie mit den Cum-Ex-Geschäften illegal Millionen erbeutet. In diesem Fall flog der Raub jedoch auf. Das Hamburger Finanzamt verzichtete allerdings nach einer Prüfung darauf, die 47 Millionen Euro an Beute aus dem Jahr 2009 zurückzufordern. Ganz im Ernst: Wer kann sich vorstellen, dass man eine Straftat begeht und irgendein Finanzamt täuscht und das dann sagt: »Ja, das Geld stand dir nicht zu, aber behalte es ruhig.« In welchem Märchen ist so etwas ohne Korruption oder Einflussnahme möglich? Durch die Ermittlungen von Brorhilkers Staatsanwaltschaft in Köln kamen später Tagebücher des Eigentümers Olearius ans Licht, in denen er beschrieb, dass ihm einflussreiche SPD-Politiker wie Johannes Kahrs Hilfe zugesagt hätten und er sich dreimal auch wegen Cum-Ex mit dem Ersten Bürgermeister von Hamburg getroffen habe.73 Dieses Amt bekleidete damals Olaf Scholz, der erst leugnete, sich überhaupt mit dem Banker getroffen zu haben und sich später nicht mehr daran erinnern konnte, wie oft und worüber man gesprochen habe. Aber Scholz weiß natürlich genau, dass alles sauber abgelaufen war.74 

			Welchen Einfluss Scholz oder ein anderer Politiker ausübte, ist immer noch nicht wirklich aufgedeckt worden, doch die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft haben auch die Spitzen der Politik in Erklärungsnot gebracht. Wurde die leitende Staatsanwältin Brorhilker der Politik zu unbequem? Warum zum Beispiel wollte der Grüne NRW-Justizminister Benjamin Limbach ihre Befugnisse eindämmen? Warum vollzog er später eine Kehrtwende und die Entmachtung fand nicht statt?75 Hier zeigt sich ein Grundproblem: Die Regierungen entscheiden, wer ermittelt und mit was für einer Ausstattung. Mit unabhängiger Justiz hat das nichts zu tun. Und egal, welcher Einfluss ausgeübt wird: Wie kann es sein, dass Steuerbetrüger ihr Geld nicht zurückzahlen müssen, und dass Banken sich im großen Stil an dem Raub beteiligen und trotzdem weiter Geschäfte machen dürfen? 

			Die Parteien im Bundestag geben darauf keine Antwort und verhalten sich – bis auf Die Linke – insgesamt auffällig ruhig. Juristen sind die mit Abstand größte Berufsgruppe im Bundestag und das merkt man bei vielen Debatten, aber hier ist plötzlich von ihnen nichts zu hören. Außer natürlich, sobald sich die Gelegenheit bietet, die Verbrecher gegen gutes Geld anwaltlich zu vertreten. Voran geht dabei Wolfgang Kubicki, der Bundestagsvizepräsident der FDP. Er vertrat ungeniert »nebenbei« sieben Jahre lang als Strafverteidiger die Interessen von Hanno Berger, einem der wichtigsten Strippenzieher der Cum-Ex-Geschäfte.76 Zur gleichen Zeit entschied er in einflussreicher Position mit darüber, ob Gesetze wegen Cum-Ex anzupassen sind, ob es einen Untersuchungsausschuss geben muss, und ob die Politik stärker handeln sollte. Randnotiz: Nachdem die Staatsanwaltschaft Bergers Büro durchsucht hatte, zog der sich in die Schweiz zurück, »wettert« dort gegen Deutschland als Unrechtsstaat und zieht Vergleiche mit dem Nationalsozialismus. Danach knüpfte er über die FDP den Kontakt mit Wolfgang Kubicki und machte den bezahlten Volksvertreter für 7 Jahre  bis 2020 zu seinem bezahlten Rechtsvertreter. 77

			Keinen kümmert es, außer Gerhard Schick und später Fabio de Masi, die beim Thema Cum-Ex nicht lockergelassen haben. Aber beide sind nicht mehr im Bundestag. Schick verließ das Parlament 2018, um genau den Verein Finanzwende zu gründen, dem sich die Staatsanwältin Anne Brorhilker 2024 anschloss. De Masi verließ 2021 ebenfalls freiwillig den Bundestag, wurde aber wie ich ungewollt zum Lobbyexperten und zum Cum-Ex-Fachmann.78 

			Für einen so weitreichenden Fall und angesichts der weiterhin laufenden Ermittlungen halten sich das Feld der Aufklärer und die Berichterstattung in Grenzen. Es bleibt ein Nebenthema, und zwar weil das politisch weitestgehend so gewollt ist. Im Wahlkampf als Kanzlerkandidat hat es Olaf Scholz genauso wenig geschadet wie seinem Konkurrenten der Corona-Deal mit dem Modehaus van Laack. Richtigen Druck seitens der Medien gibt es für ihn bei anderen Themen, beispielsweise auf die Außenpolitik, aber seine Verbändelung mit der Finanzwirtschaft spielt keine Rolle, gereicht ihm eher zur Ehre. Es ist mittlerweile selbstverständlich, dass Spitzenpolitiker gerade mit der Finanzwirtschaft einen engen Austausch und mehr als gute Kontakte pflegen. Als der Sozialdemokrat Scholz 2018 Finanzminister wurde, erwartete man eine progressivere Ausrichtung und eine Abkehr von der Politik seines Vorgängers Wolfgang Schäuble. Nichts dergleichen geschah. Im Gegenteil richtete er sein Ministerium noch stärker an der Finanzlobby aus, indem er wichtige Stellen mit Interessenvertretern und Drehtürgängern – zwischen Wirtschaft, Lobby und Politik – besetzte. Dazu gehörte zum Beispiel Werner Gatzer, Vorstandsvorsitzender der DB Station & Service AG, der vorher schon an Regierungen beteiligt gewesen war und als einer der Architekten der »Schwarzen Null« und der Schuldenbremse gilt. Scholz holte zudem Jörg Kukies, den Co-Deutschlandchef bei der Investmentbank Goldmann Sachs, ins Boot und machte ihn zum verbeamteten Staatssekretär im Finanzministerium. 

			Der Minister besetzte also das zweithöchste Amt mit einem der führenden Profitlobbyisten. Man sollte einen Aufschrei erwarten, aber wieder passierte nichts dergleichen. Ein Investmentbanker an der Spitze des Ministeriums, verantwortlich für die Finanzarchitektur! Es ist ein weitreichender Irrtum, dass die meisten politischen Ämter gewählt werden. Gerade über die einflussreichen Staatssekretäre sowie die Besetzungen in Beiräten, Instituten und Rundfunkräten entscheiden wenige oder nur eine Person. Auch bei den Positionen in den Fraktionen und im Bundestag folgen selbst bei Wahlen die Fraktionen zu fast 100 Prozent dem Vorschlag ihrer Führung. Jeder konnte sich ausrechnen, welchen Kurs das neue Finanzministerium mit einem Profitlobbyisten an der Spitze einschlagen würde. Ich war aber der Einzige, der in der SPD-Bundestagsfraktion auf die Problematik und die Nähe zur Finanzwirtschaft hinwies – ohne Widerhall. 

			Überraschend war dann sicher auch nicht mehr, dass sich die Finanzpolitik der gesamten SPD am Kurs des Finanzministeriums ausrichtete, völlig im Widerspruch zu den Grundsätzen der Partei und den Wahlkampfversprechen. Es gab keine Streichung von klimaschädlichen Subventionen oder mehr Geld für Armutsbekämpfung, dafür eine Fortsetzung der Austeritätspolitik und eine Verteidigung der Schuldenbremse. An eine Vermögens- oder Erbschaftssteuer durfte nicht mal mehr gedacht werden. Das letzte große Projekt, die Finanztransaktionssteuer, die Scholz immer ganz weit vorn auf seiner Agenda präsentiert hatte, trieb er auch nicht voran und begrub sie dann, als er Kanzler wurde, endgültig.

			Alles in allem waren die Union und ihre Lobbyanhänger in der Großen Koalition mit »ihrem« Finanzminister sehr zufrieden. Sie könnten es bald wieder sein, wenn die beiden Parteien erneut zusammen regieren, was absolut nicht ausgeschlossen ist. Aber welche Koalition ein möglicher Kanzler Friedrich Merz 2026 auch immer anführen sollte, die Finanzwirtschaft wird eh mit am Tisch sitzen. Was Scholz kann, kann Merz schon lange: Der CDU-Vorsitzende war so etwas wie der oberste deutsche Lobbyist von Blackrock, des weltweit größten Vermögensverwalters. Natürlich wurde er nicht Aufsichtsratschef der deutschen Niederlassung, weil er den größten Sachverstand mitbrachte. »Viel wertvoller (…) sind für Blackrock sein Adressbuch, seine Kontakte in die Politik und in die Chefetagen deutscher Konzerne. Merz sollte als Türöffner fungieren für einen der mächtigsten Finanzkonzerne, die es jemals gab«, schrieb die SZ im Jahr 2018.79 Das tat er dann auch, aber noch praktischer für Blackrock wäre er als Kanzler. Den Giganten hat er 2020 verlassen – die Kontakte bleiben. Auch hier gibt es und wird es keine Debatte über die Verflechtungen geben.

			Die Spur des Geldes 

			2 700 Jahre Geld. Wir reden über Preise, Kosten, über das Sparen, darüber, keine Schulden zu machen, aber wir reden nicht gern über Geld. Tabu ist das Thema, wenn es um seinen Einfluss auf die Politik, auf die ganze Gesellschaft geht. Doch was ist Geld eigentlich? Schon da beginnen die Schwierigkeiten, selbst wenn wir die Uhr ganz weit zurückdrehen. Im siebten Jahrhundert vor unserer Zeitrechnung tauchen Zahlungsmittel in Form von geprägten Münzen wohl zum ersten Mal in Lydien in Kleinasien auf. Davor benutzte man schon Zahlungsmittel wie Muscheln oder Kakaobohnen. Verwendet wurden statt Münzen auch Splitter aus Hacksilber, »Obolus« genannt. Der Lyderkönig Kroisos, der vor fast 2 600 Jahren regierte, war der erste bekannte Superreiche, dessen Reichtum unter anderem auf Münzgeld beruhte. In Deutschland tauchen die Begriffe »Gelt« oder »Entgelt« verbrieft erst am Ende des achten Jahrhunderts auf. 

			Die Behauptung, dass Münzgeld eingesetzt wurde, um den Tauschhandel zu erleichtern, ist ein Mythos. Dem Anthropologen David Graeber zufolge hat der Tausch sich eher in moderneren Zeiten verbreitet. Ein Blick in sein umfassendes Werk über das Thema Schulden und Geld sowie deren Bedeutung für die Gesellschaft lohnt sich.80 Auch die Beschäftigung mit Geldpolitik und den Geldtheorien ist sinnvoll, wie etwa der Modern Monetary Theory (MMT). Diese baut auf den volkswirtschaftlichen Hypothesen des Ökonomen John Maynard Keynes auf, durch staatliche Investitionen gezielt die Wirtschaft anzukurbeln. Sie steht im fundamentalen Gegensatz zu der real praktizierten neoklassischen Geldpolitik gerade in Deutschland, die mit der Schuldenbremse und dem Sparkurs Investitionen verhindert. Die MMT geht davon aus, dass der Staat durch sein Geldschöpfungsmonopol so lange Haushaltsdefizite fahren kann, bis die Wirtschaft voll ausgelastet ist, wobei die Gegenseite vor allem davor warnt, dass jede Steigerung der Geldmenge inflationär wirkt. Ohne ins Detail zu gehen, muss diese Diskussion geführt werden, wenn wir über Geld sprechen. Ich bin kein Experte und will nicht alle Gegenargumente zur MMT beiseiteschieben, doch wir hätten, würden wir eine solche Perspektive auf das Geldsystem einnehmen, eine vollkommen andere Debatte über Preise, Schulden und Kosten. Ich halte unsere jetzige Geldpolitik und auch unser Verhältnis, unsere Abhängigkeit vom Geld für zerstörerisch und absurd. 

			Meine Ausführungen beziehen sich auf die real praktizierte Politik und den derzeit existierenden Finanzkapitalismus. Zudem wird dies keine wissenschaftliche Abhandlung, sondern es geht um den Bezug des Geldes zur Beeinflussung, zur Korrumpierung der Politik, so, wie ich sie erlebt habe. Seiner Natur nach ist Geld charakterlos und kennt weder Gebräuche, Kultur noch Werte. Ihr Geldwert macht Waren vergleich- und bezifferbar. Aber schon da stellt sich für mich die Frage: Welcher Wert? Denn eigentlich lassen sich nur Preise vergleichen, der Wert eben nicht und das ist eine große Schwäche des Geldes und davon, wie wir es einsetzen. Wir denken meist falsch herum, wenn wir den Wert nach dem Preis bemessen und machen damit einen fatalen Fehler. Eine Ware kostet so und so viel, dann ist sie auch so und so viel wert. Wenn wir sie kaufen, bezahlen wir diesen Preis. Dinge, die weniger kosten, müssen weniger wert sein. Das klingt paradox, aber ideelle Werte bleiben außen vor. Zudem verursacht die Herstellung einer Ware oft Kosten, die nicht im Preis enthalten sind. Vielleicht werden dabei Menschen gesundheitlich belastet oder die Umwelt geschädigt. Das wird nicht eingepreist, aber die Kosten müssen von jemandem getragen werden, häufig dann von der Allgemeinheit oder den Geschädigten. 

			»Geld ist die einzige Sache der Welt, deren Qualität sich allein an der Quantität bemisst«, stellten schon Georg Simmel und später Karl Marx im 19. Jahrhundert fest. Viel ist immer besser als wenig. Und am Ende ist es egal, wie das Geld erwirtschaftet wurde, welche Konsequenzen dies nach sich zieht und wer dabei profitiert. Geld hat den gleichen Wert auf dem Konto, egal, ob man es durch harte Arbeit oder durch Spekulationen oder Korruption erlangt. »Pecunia non olet« – (auch dreckiges) Geld stinkt nicht.

			Immer weiter schrumpft der Anteil am Geld, der durch Arbeit und die Produktion von Waren erworben wird, weil immer mehr Geld aus sich selbst heraus entsteht. Das ist sehr umgangssprachlich formuliert. Fachsprachlich nennt sich das Finanzialisierung. In den letzten 20 Jahren hat sich die Größe des Finanzsektors im Verhältnis zur jährlichen Wirtschaftsleistung in der Eurozone verdoppelt.81 Der DAX ist seit 1982 auf das 35-Fache, das (nominelle) Bruttoinlandsprodukt hingegen im selben Zeitraum lediglich auf das 5-Fache gestiegen. Internationale Finanzanlagen hatten bereits 2007 eine Größe von 355 Prozent des Welt-Bruttoinlandprodukts erreicht. Dagegen kam es zu einer Vervielfachung der Schulden im öffentlichen, vor allem aber im privaten Bereich. Konkret listet der Kulturwissenschaftler Joseph Vogel dazu auf: »Am Beispiel der USA stiegen sie von 155 Prozent (1980) auf 353 Prozent (2008) des Bruttosozialprodukts.«82

			Der Wert eines Unternehmens hängt immer mehr von seinem Standing und seinen Investitionen am Finanzmarkt ab und weniger von seinen produzierten Waren oder Dienstleistungen. Die Industrieproduktion geht zurück, selbst Unternehmen wie Ford und General Electric sichern sich die größten Gewinnanteile aus Finanzdienstleistungen und nicht aus dem Verkauf von Industrieprodukten.83 Welchen Nutzen ein börsennotiertes Unternehmen für eine Gesellschaft hat, ist völlig belanglos geworden. Auf den Finanzmärkten wird alles auf Gewinnerwartungen, vor allem aber auf maximalen, kurzfristigen Profit ausgerichtet. Dem unterwirft sich selbst die reale produzierende Wirtschaft. Das »charakterlose«, nicht einmal physisch vorhandene Geld muss sich auf keinen Gegenwert berufen und wird auch immer weniger an einer realen Ware, einer Dienstleistung oder einem Rohstoff gemessen. Mit Geld und einer herbeiführbaren virtuellen Erwartung kann mehr Geld gemacht werden, was absurd anmutet. Das ist an sich nichts Neues – Zinsen für Darlehen zu erheben, kennt man schon aus der frühen Geschichte. Doch die Dimensionen, die Zentrierung des Geldes haben kolossal zugenommen. 

			Was nicht in Zahlen, was nicht in Geld umgerechnet werden kann, hat auch keinen Wert. 

			»Die vermeintliche Wissensgesellschaft hat weltweit eine Entkleidung von Unternehmen, Institutionen und des Einzelnen von physischen Beschränkungen propagiert. Der Anteil immaterielle Güter und virtuellen Kapitals steigt ständig. Naomi Klein hatte in ihrem richtungsweisenden Buch No Logo!84 die Ökonomie von Märkten beschrieben, die nicht mehr produzieren, sondern branden, leasen, Sachwerte und Menschen ausleihen und verleihen, (…).«85

			Auch Menschen werden in oder an Zahlen gemessen. Wie dienen sie als Arbeitskraft heißt, wie produktiv sind sie und was können sie mit wie viel Geld konsumieren? Mensch gleich Arbeitskraft und Konsument. Was wir an Geld kosten, mit Gesundheit, Pflege und Rente, sollen wir doppelt und dreifach erwirtschaften. 1,3 Milliarden Überstunden 2023, davon 775 Millionen unbezahlt, kommentiert Finanzminister Lindner mit der Forderung, man müsse »den Leuten Lust machen auf die Überstunde«.86 Mehr Lust auf Arbeit, zulasten von Vergnügen, Freude und Erholung. Die Kosten für das Überleben sind angeblich kaum noch aufzubringen, bringen unser System an seine Grenzen. Immer mehr Kürzungen werden vorgenommen; gleichzeitig verzichtet man auf die vielen Milliarden der Steuerbetrüger, Wirtschaftskriminellen und Superreichen. 

			Von einer sozialen Marktwirtschaft sind wir sehr weit entfernt. Auch frei würde ich sie nicht nennen. Frei, ungezügelt und geschützt sind nur diejenigen, die viel Geld haben. Und damit kommen wir zum Kern dessen, was Geld vor allem bedeutet: Freiheit, auch von Kontrolle und Verantwortung. Gern werden einige Artikel des Grundgesetzes vergessen. Besonders Artikel 14 (2): »Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.« Geld ist vor allem auch Macht und Macht ist ein Beziehungsmittel – doch bei ungleichen finanziellen Mitteln kann die Beziehung nicht gleichberechtigt geführt werden. 

			»Wer Macht hat, kann sich durchsetzen, zur Not mit Gewalt. Aber Macht bedeutet, keine Gewalt anzuwenden, sondern nur androhen zu müssen. In einer Welt, die durch und durch finanzialisiert ist, in der Geld also quasi alles regelt, steckt Geld so gut wie in jeder Beziehung.«87

			So schreibt es Marlene Engelhorn in ihrem Buch Geld und spricht es auch in der Öffentlichkeit aus. Die Millionenerbin weiß, wovon sie schreibt, nur dass sie im Gegensatz zu fast allen anderen Vermögenden und den meisten Politikern nicht verschweigt, was offensichtlich ist. Es wird weiter tabuisiert, weil sonst deutlich würde, was nicht deutlich werden darf: 

			»Politik sollte eigentlich nicht käuflich sein. Solange Geld das Nonplusultra ist, überrascht es niemanden, dass alle alles dafür tun, mehr davon zu haben. Korruption ist in der Logik nur der Beweis für wirtschaftliche Vernunft. Geld ist das Schmiermittel, das zu den politischen Ergebnissen führt, die eigentlich einen politischen Prozess durchlaufen müssen. Die Beziehungsarbeit im Parlament zu überspringen, können sich nur die leisten, die teure Lobbyarbeit bezahlen können. Gesetzgebung wird damit eine Frage privater Vermögen.«88 

			Privater und wirtschaftlicher Vermögen. Ist Korruption die Logik wirtschaftlicher Vernunft? Klingt verrückt, aber genau in diese Richtung haben wir unser System getrimmt. Erinnern wir uns daran, dass jene Politiker als vorbildhaft gelten, die besonders gut mit der Wirtschaft vernetzt, mit der Finanzelite verflochten sind. Nicht die demokratischen Faktoren, die Kompromisse, die Debatten, die Wahlkämpfe, die Parteiarbeit formen unser System und führen zu den maßgeblichen Entscheidungen. Am Ende zählt die finanzielle Macht, die auf die Politik wirkt, sie korrumpiert. Auch die Demokratie wird finanzialisiert. Das beeinflusst sie nicht nur einseitig, sondern macht sie zudem käuflich. Eigentlich sollte in einer Demokratie die Macht verteilt werden, damit nicht wenige, sondern das Gemeinwohl profitiert; Einfluss und Mitbestimmung dürfen nicht von der Quantität einer zweifelhaften Ressource abhängen. Hier findet die Demontage unserer Demokratie im Kern statt. Dafür gibt es einen Begriff: Oligarchie, die »Herrschaft von Wenigen«. Von Aristoteles geprägt, bezeichnet er die Macht einer kleinen Gruppe der Reichsten, die im Verbund mit den Staatsdienern ein Land führen. 

			Moneten und Machenschaften 

			Zurück in Deutschland, 2020er-Jahre. Gerade da, wo es darauf ankommt, wo das Geld fließt, sind die Lobbys und die Einflüsse stark und gerade deshalb unterscheidet sich in diesen Bereichen die Politik verschiedener Regierungen kaum noch. Der Verein Finanzwende e. V. hat zwei Studien erstellt, die deutlich aufzeigen, wie groß der Einfluss der Finanzlobby ist. Allein in Deutschland setzte die Finanzwirtschaft 2020 ein Budget von 200 Millionen Euro und etwa 1 500 Mitarbeiter für Lobbyarbeit ein.89 Eine Superlobby unter den Lobbys, aber im Gegensatz zu den Vertretern der Energie-, Pharma- und Chemieindustrie fliegt sie dennoch meist unter dem Radar der Öffentlichkeit. Dabei laufen bei ihr viele Fäden zusammen. Die Studie aus dem Jahr 2022 kommt sogar zu der Schlussfolgerung, dass die Bundesrepublik durch die einseitige Einflussnahme Schäden von mindestens 341 Milliarden hinnehmen muss. 

			Die neue Studie der gemeinnützigen Bewegung Finanzwende Recherche misst die gigantischen Schäden und analysiert die vielfältigen Methoden, mit denen die Finanzlobby ihre Interessen durchboxt. Da geht es um Stimmungsmache in Schulen und Kitas ebenso wie um Formulierungsvorschläge für Ministerien, die fast unverändert in fertigen Gesetzen auftauchen und schließlich auch um die Drehtür zwischen Politik und Finanzlobby, die für einen regen Austausch des Spitzenpersonals sorgt – Interessenkonflikte inklusive.90

			Dazu kommt der Schaden, der durch die Finanz- und Wirtschaftskriminalität entsteht – gerade weil Staat und Justiz diese, wie von der Staatsanwältin Brorhilker beschrieben, nicht angemessen verfolgen und ahnden. Deshalb erreicht sie immer neue Rekordstände. Zur Wirtschaftskriminalität gehören Delikte wie Betrug, Korruption, verbotene Preisabsprachen, Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit. Eine Erhebung des Instituts der deutschen Wirtschaft von 2024 zeigt auf, dass mehr als jedes dritte Unternehmen in Deutschland daran beteiligt ist und über zwei Milliarden Euro Schaden entstanden sind.91 Eine hohe Zahl, aber nichts gegen die Verluste, die Steuerhinterziehung verursacht. Allerdings liegen dazu nur Schätzungen vor, die sich zum einen schwer bewerten lassen und zum anderen recht alt sind. Wegen der unzureichenden Kontrollen werden viele Fälle nicht aufgeklärt. Insgesamt ist die Forschungslage dünn, neuere Zahlen sind kaum zu finden. Warum wohl? Die Hauptschlagzeile bleibt also eine aus dem Jahr 2019, als eine Untersuchung der University of London 825 Milliarden Euro ermittelte, die jährlich in der EU an Steuern hinterzogen werden, 125 Milliarden allein in Deutschland.92 Die tatsächlichen Verurteilungen wegen Steuerhinterziehung in der Bundesrepublik beliefen sich 2019 auf 745 Millionen und 2020 auf 1,2 Milliarden Euro93 – eine Aufklärungsrate von etwa einem ganzen Prozent. Das kann man doch direkt als Einladung verstehen.

			Wenn man allein diese aufgeführten Schätzposten mal grob zusammenrechnet, kommt man auf fast 470 Milliarden Euro in einem Jahr! Und die Geldwäsche ist da noch nicht mal miteingerechnet. Ein Bericht der Münchener Sicherheitskonferenz schätzt den Wert an weltweit gewaschenen Geldern in nur einem Jahr auf 4,2 Billionen Dollar. Der ehemalige Finanzpolitiker Gerhard Schick schreibt: »Deutschland gilt unter Experten als Geldwäscheparadies.«94 

			Auch wenn man sicher nie alle Finanzdelikte aufdecken und bestrafen kann – was für eine Summe! Zum Vergleich: Der Bundeshaushalt beläuft sich 2024 auf über 460 Milliarden Euro. Etwa 26 Milliarden wurden im selben Jahr für das Bürgergeld veranschlagt. Die stetig eingeforderte und leider mehr als Cum-Ex-diskutierte Verschärfung der Bürgergeld-Sanktionen soll dem Bund 150 Millionen Euro einbringen.95 Davon mal abgesehen, dass die Zahl angezweifelt wird, weil nur die wenigsten Bürgergeldbezieher überhaupt zu sanktionieren sind, wären dies von den 470 Milliarden, die wir als Schaden von Finanzlobbyismus- und Finanzkriminalität hinnehmen, etwa 0,03 Prozent. Nehmen wir ein anderes Beispiel aus dem Haushalt: Für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (die brauchen wir immer noch und sie verschlingt einen großen Teil des Budgets) geben wir im gleichen Jahr 2,4 Milliarden Euro aus. Passenderweise exakt die Summe, die auch die hart umstrittene Kindergrundsicherung kosten soll. Das ist ein Anteil von etwa 0,5 Prozent des verursachten Schadens. Wer hat hier also eine Lobby? Für wen wird Politik gemacht? Das ist genau der Punkt: Nie werden die Zahlen miteinander in Beziehung gesetzt. Wenn, dann diskutiert man sie in Isolation, damit das Ausmaß der Beeinflussung nicht auffällt.

			Wie hoch die Zahlen in Wirklichkeit auch sind, allein diese Auflistung verdeutlicht nicht nur, wie viel Geld sich der Staat durch die Lappen gehen lässt, sondern überhaupt, dass sich wahnsinnige Summen im Umlauf befinden. Sie zeigt, welche ungleichen und unangemessenen Debatten Politik und Medien führen, wo Gelder eingefordert, erlassen und gespart werden sowie nicht zuletzt, in was für einem gigantischen Ausmaß diese dem Gemeinwohl abhandenkommen. 

			Wenn es schon hauptsächlich ums Geld geht und sich unsere ganze Politik, unsere ganze Lebensweise danach ausrichtet, müssen die Zahlen auf den Tisch und in einen Zusammenhang gestellt werden. Erst dann sehen wir, was für einen massiven Schaden die Korrumpierung der Politik finanziell anrichtet. Denn im Gegenzug wird ja stets so getan, als sei Geld knapp, als müsse man sparen, als können Bildung, Infrastruktur und die Bekämpfung der Armut nicht hinreichend bezahlt werden, als seien die Sozialtransfers, die Gesundheitskosten zu hoch. Immer die gleiche Leier, wenn Parlamente einen Haushalt aufstellen, immer das gleiche gespielte Jammern. Als besondere Maßnahme zur Disziplinierung hat man sich dann noch die Schuldenbremse einfallen lassen. Gerade in Deutschland tut man so, als wäre der Bundeshaushalt ein Privathaushalt und seine finanziellen Mittel eine natürliche, wertige, begrenzte Ressource. Aber selbst, wenn wir Geld so behandeln, wie die Politik es tut, sehen wir doch, wie viel davon widerrechtlich geraubt und hinterzogen wird, in korrupte Kanäle abfließt oder für Subventionen draufgeht, die vor allem den Wohlhabenden zugutekommen. Allein für klima- und gesundheitsschädliche Subventionen gibt der deutsche Staat 55 bis 65 Milliarden jährlich aus. 

			




II. (Demokratie-)Karambolage

			Eine Demontage führt immer zu Verwerfungen. Täuschung und Ablenkung können die zunehmenden Verwerfungen, die als Konsequenz aus der Demontage unseres Gemeinwesens entstehen, irgendwann nicht mehr verbergen. Im derzeitigen System geht es um Macht und Geld, die eng miteinander verknüpft sind und im Zweifel eher zählen als Menschen an sich. Es kommt zu unvermeidlichen Karambolagen. Die Fliehkräfte der Zusammenstöße sind nicht alle berechenbar. Wir erleben gerade, dass auch die Gruppen davon profitieren, welche die Demokratie generell überwinden wollen. Die bisherigen Profiteure und Verursacher der Demontage kümmert das wenig. 

			Im zweiten Kapitel wird es um einige dieser Karambolagen gehen, um »Business as usual«, um Ignoranz, um Spielregeln, das kaputte Korrektiv – und darum, Mythen und Selbstbilder zu zertrümmern, die uns korrumpierbar gemacht haben oder uns lähmen. Dazu vorweg einige Gedanken aus der Höhle.

			Zwischenspiel: In der Höhle

			Der Handywecker holt uns in den Tag und in unsere Realität. Aufstehen, Bad, Frühstück und an die Arbeit. Auf dem Weg drei, vier Songs und zwei, drei Schlagzeilen im Radio, zwischendurch ein Gespräch mit Kollegen. Nach der Arbeit schnell noch was besorgen. Bleibt noch Zeit für ein wenig Bewegung? Wann denn das noch? Es muss ja noch wegen der Rechnung nachgehakt werden. Endlose Warteschleife. Also noch schnell in die Mails geschaut, nur eine nebenbei beantwortet. Schwupps ist es Abend. Etwas essen, kurz bei Instagram hängen bleiben. Ein Treffen ist jetzt schon zu viel. Bestimmt keine Ausnahme, dieser Alltag. Ja, vielleicht kommt eine direkte Kommunikation hinzu, 15 Minuten von einem Podcast, ein paar News. Wenn es hochkommt, eine Meditation, eine Stunde Ruhe, eine Yoga- oder Fitnesseinheit. Wenn man ehrlich ist, um leistungsfähig zu bleiben oder den Alltag besser zu bewältigen. Es geht häufig nicht um ein gutes Leben, sondern um Optimierung. Mit Kindern in der Familie gibt es sicher mehr erfüllende Momente, doch der Tag ist noch getakteter, ruheloser. Um uns herum ein ähnliches Bild. Bewusst machen wir uns das nur selten, wir bleiben in Bewegung und warten auf das nächste Wochenende, den nächsten Urlaub. 

			Wir hinterfragen nicht, was wir sehen, mitbekommen. Wir stellen kaum die Sinnfrage in unserem Leben. Vor unseren Augen läuft ein Film ab. Vielleicht leiden wir, fühlen uns ungerecht behandelt, vielleicht funktionieren wir einfach, glauben, es sei schon okay. Meist denken wir nicht groß darüber nach, fügen uns ein in die Maschinerie. Die Nachrichten, die wir eh kaum noch ertragen, die Politik, die uns nervt, lernen wir schnell abzuschütteln oder vollständig zu ignorieren. Wir halten uns an unserem Alltag, an unseren Gewohnheiten fest. Das ist für uns die Realität. Selbst die absurdesten Verhaltensweisen halten wir für normal, wenn sie nur lange genug vorgelebt und erlebt werden, für üblich, für so gegeben. Oder bekommen wir manches bloß vorgespielt? So wie im Film »Matrix«, in dem die Menschen nur glauben, dass ihre Welt der Realität entspricht? Wo sie die rote Pille schlucken müssen, um hinter die Kulissen zu schauen, mehr davon zu sehen, wie es wirklich ist … Blödsinn, natürlich ist die Welt echt. Zumindest weiß ich, dass ich nicht träume und bin mir sicher, dass das, was sich vor meinen Augen abspielt, auch in Wirklichkeit geschieht. 

			In einer Höhle sitzen Menschen. Von Kindheit an können sie sich nicht fortbewegen oder umdrehen. Das Einzige, das sie sehen, ist die Höhlenwand. Hinter ihnen lodert ein Feuer, das die Wand beleuchtet und Schatten wirft. Die Abbilder sind alles, was die Gefangenen bisher in ihrem Leben gesehen haben. Sie ahnen nichts von dem Feuer oder dem, was sich hinter ihnen abspielt. Die Schatten sind für sie die einzig wahre Wirklichkeit. Dieses Höhlengleichnis von Platon ist vielleicht das bekannteste Bild der Philosophie. Über die Jahrhunderte immer wieder gedeutet, beschrieben, umgedeutet, aktualisiert – auch der Film »Matrix« stellt eine moderne Interpretation dar. Was von unserer erlebten Realität ist wirklich real und warum glauben wir, die Wahrheit zu erkennen?

			Die in der Höhle gefangenen Menschen leben laut Platon in einer Welt, die sie mit ihren Sinnen wahrnehmen, die aber nur ein Abbild der »echten« Welt ist. Wie können wir also wissen, ob es sich bei unserer erlebten Wirklichkeit nicht ebenfalls bloß um eine solche Sinnenwelt handelt? Zunächst einmal sehen wir doch auch nur Abbilder. Wir leben in einem geschlossenen Umfeld, schauen auf eine Wand, auf einen winzigen Ausschnitt der Welt und wissen nicht, ob es noch eine größere, eine andere Wirklichkeit gibt als die, die wir kennen. Zudem werden wir zunehmend mit künstlichen Bildern und Abbildern befeuert. Nicht nur in fiktiven Filmen und Büchern, sondern auch in scheinbar realen Nachrichten und in den sozialen Medien. Dahinter muss nicht einmal eine besondere Intention stecken: Eine Freundin leitet einen Satireartikel weiter, den sie für echt hält, ein Kollege retweetet einen Post, den er gar nicht richtig gelesen hat, ein Medium verbreitet aus Zeitnot eine Nachricht einer Zeitung oder eines Senders, ohne den Inhalt zu überprüfen. 

			In einer ökonomisierten Welt, deren wirtschaftlicher Antrieb hauptsächlich der Profit ist, werden aber natürlich auch viele Bilder bewusst erzeugt. Manipulation und Beeinflussung sind notwendige Instrumente. Was die verbreitete Botschaft mit der Realität zu tun hat, spielt keine Rolle. Dies ist nicht nur bei der Werbung so, sondern gerade auch bei politischen Botschaften. Trump war nicht der Erfinder von Fake News, sondern es hat sie schon immer gegeben. Nur helfen jetzt Technologien und Kommunikationsplattformen, sie schneller, weniger gefiltert und weiter zu verbreiten. Vor allem dann, wenn die, die sie unters Volk bringen wollen, mächtig, bekannt oder reich sind. Die anderen müssen noch mehr übertreiben, sich abheben und auffallen, um eine höhere Reichweite zu erhalten. Wo hört die Realität auf und wo fängt der Fake an? Unsere Aufmerksamkeit ist käuflich. Wir lassen uns korrumpieren.

			Die Menschen in der Höhle würden wir wohl alle als Gefangene bezeichnen, als getäuschte Wesen. Sie selbst sehen dies nicht so, wären empört, würden wir sie damit konfrontieren. Aber ist es bei uns so viel anders? Wie bewusst sind wir uns über unsere Sinne und das, was hinter unserem Rücken passiert? Was müssen wir hinterfragen, um die Dinge »wirklich« sehen zu können? In der Höhle genügt es auf den ersten Blick, sich einfach umzudrehen. Aber was sehen die Gefangenen dann? Doch auch nur einen Ausschnitt. Sie haben immer noch keine Ahnung, dass es eine Welt außerhalb der Höhle gibt, was dort passiert und welchen Einfluss dies auf ihr Leben hat. Gelingt den Menschen die Flucht, prasseln sehr viele Eindrücke und Bilder auf sie nieder. Aber auch dann sehen sie wieder nur einen größeren Ausschnitt der Welt. Möglicherweise glauben sie, weil sie sich umgedreht haben, viel zu wissen, zumindest im Vergleich zu denen, die in der Höhle geblieben sind. Vielleicht sollte man von einem gefährlichen Halbwissen oder gefährlichen Mehrwissen reden. Die Befreiten können mehr erleben, mehr sehen als diejenigen, die sich nicht umdrehen, aber deuten sie das Beobachtete auch richtig? Wissen sie deshalb gleich mehr und wenn ja, wie viel von allem wissen sie wiederum »wirklich«?

			Zunächst sollten wir uns unsere eigenen Erfahrungen und die Bilder, die auf uns niederprasseln, immer wieder bewusst machen und sie infrage stellen. Schon dies tut wohl eher die Minderheit und dann auch eher bei und zu bestimmten Eindrücken. Das ist zum Teil ein Schutzmechanismus, weil sich sonst schnell eine Ohnmacht einstellen könnte. Die Flucht zurück in die Höhle gibt uns Trost. Wir sehnen uns nach einfachen Lösungen, nach Sicherheit. In »Matrix« hält es einer der Rebellen nicht mehr in der wirklichen Welt aus. Er will wieder an die Maschine angeschlossen werden, zurück in die Matrix und die Täuschung leben. Dafür ist er dazu bereit, seine Mitstreiter, die für die Befreiung aller Menschen kämpfen, zu verraten. Er lässt sich korrumpieren. 

			Zunächst ist es wohl eher unbequem, sich aus einer eingebildeten Wirklichkeit, von den Fesseln zu befreien – und dann nicht mal zu wissen, ob dies nun die Realität ist oder ob man weiter nur einen kleinen Ausschnitt sehen kann. Der Weg aus der Sphäre der bloßen Wahrnehmung in das geistige Reich führt den Menschen zur Erkenntnis. Dazu bedarf es Wissen und vor allem Mut; Ersteres, um die eigene Beschränktheit zu erkennen, Letzteres, um sie abzuwerfen. Reflexion ist schließlich nötig, um sich auf die neuen Erkenntnisse einzulassen, sie nicht als statisches Dogma zu akzeptieren. Doch dieser Prozess setzt sich nicht von selbst in Gang und es gibt viele Einflüsse, die das Bewusstsein vernebeln wollen. Brot und Spiele haben dabei schon immer geholfen. Heute könnte man Lieferando und Netflix sagen. Zumindest, solange man sich das leisten kann …

			In einer repräsentativen Demokratie sollte es eigentlich möglich sein, sich mit den gesellschaftlichen Hintergründen und der ganzen Politik möglichst wenig zu beschäftigen. Dazu ist doch auch alles so eingerichtet worden, dass wir alle Jahre mal wählen gehen und dann die Repräsentanten machen lassen. Die werden dafür bezahlt und sollen das mal richten. Die wollen auch gar keinen kritischen Blick oder Nachfragen, selbst das erledigen sie in einem Mehrparteiensystem untereinander. Dann gibt es noch Gesetze und eine Rechtsprechung, mehr müssen wir doch gar nicht wissen. Warum fragen, was hinter meinem Rücken in der Höhle oder gar draußen passiert? Stattdessen wollen wir lieber wissen, welcher Handytarif am günstigsten, welcher Lieferservice am schnellsten, welche App für Blitzer am besten und welche KI am praktischsten ist. Daneben natürlich noch, wie wir unsere Arbeit zu tun haben. So viel Zeit geht doch drauf für die ganze Organisation des Lebens, die Kennwörter, Zugänge, Anbieterwechsel, Fahrwege. Wer hat da noch Muße für weiteres Wissen oder gar die Frage, was man damit überhaupt tun soll? Warum also die rote Pille schlucken, wieso die Höhle verlassen?

			1. Verkauft

			Der Wert des Menschen

			»Ein Kind, das an Hunger stirbt, wird ermordet«. Diesen eindringlichen Satz wiederholte Jean Ziegler, als er zu seinem 90. Geburtstag im April 2024 noch einmal eine mediale Bühne bekam. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen sterben jedes Jahr fünf Millionen Kinder unter fünf Jahren wegen Hunger und extremer Armut. Eines alle sechs Sekunden. Die Zahl der Menschen, die insgesamt an Hunger und Armut leiden, steigt seit Jahren wieder an. 2023 hungerten über 750 Millionen Menschen.1 Solche unbequemen Tatsachen mögen wir nicht gern hören, geschweige denn darüber nachdenken. Ausgesprochen werden sie deshalb nur sehr selten. Ziegler weiß genau, worüber er spricht. Er war Politiker, Professor für Soziologie und UNO-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nahrung. Lange setzte er sich gegen Hunger und Armut ein, aber im Gegensatz zu den meisten anderen Engagierten erklärt er die Zusammenhänge, benennt die Schuldigen und verschont keinen, der doch »nur« zuschaut. 

			Gleichzeitig zu Zieglers rundem Geburtstag kam der neue Report des Stockholmer Instituts für Internationale Friedensforschung (SIPRI) raus.2 Auch darin werden Rekorde vermeldet. Die Welt gab 2024 insgesamt 2,443 Billionen Dollar für Militär und Rüstung aus; unglaubliche dreizehn Ziffern, 2 443 000 000 000 Dollar. In nur fünf Jahren, von 2018 bis 2023, wuchsen sie von 1,74 Billionen um weitere 700 Milliarden Dollar an.3 Jede Woche fließen somit weltweit etwa 47 Milliarden Dollar an Steuergeldern in die Kriegswirtschaft.4 Und es werden Jahr für Jahr mehr, auch schon vor dem Angriff Russlands auf die Ukraine. Die Entspannungszeit ist längst vorbei. Nicht nur die Diplomatie hat versagt, praktisch die ganze Weltgemeinschaft. Und es ist nicht nur ein Machthaber, ein Staat, der mit Waffen und Gewalt handelt.5 Die Aufrüstungsspirale wird erneut angeheizt. Deutschland ist dabei einer der Hauptantreiber, und zwar gegenüber allen Unkenrufen und längst vor dem russischen Überfall. Wie oft hört man in den Medien und in politischen Debatten, dass unsere Verteidigung kaputtgespart wurde, die Rüstung marode ist. Eine glatte Lüge und Täuschung, die stetig an allen möglichen Stellen und in Berichten ungeprüft wiederholt wird. Der Verteidigungshaushalt ist im Gegenteil der Bereich, der in den letzten Jahren das größte Wachstum erlebt hat, von 38,5 auf jetzt 51,8 Milliarden Euro – mit gut 13 Milliarden Euro ein Plus von über 33 Prozent in nur fünf Jahren! Um das in Relation zu setzen: Mit umgerechnet rund 56 Milliarden US-Dollar gibt das angeblich so wehrlose Deutschland deutlich mehr als alle anderen europäischen Länder aus, abgesehen von Großbritannien. Weltweit liegt es bei den Verteidigungsausgaben 2023 auf dem siebten Rang. Wenn das Sondervermögen dazukommt und der bereits geplante weitere Anstieg vollzogen wird, rückt es sogar an die vierte Stelle.6

			»Was hat das miteinander zu tun?«, würden vielleicht Iris, Frank und viele andere fragen. Ich will deutlich machen, welchen Wert der Mensch, ein Menschenleben, hat, wo die Entwicklung hingeht und welche Doppelmoral wir dabei vor uns hertragen. Da steht uns in vielfacher Hinsicht eine Karambolage bevor, die sich nicht kontrollieren lässt. Egal, ob man glaubt, mit mehr Waffen mehr Sicherheit zu bekommen oder vom Gegenteil überzeugt ist, und unabhängig davon, wie heftig man in der Ukraine oder in Nahost zu Waffenlieferungen, Gegenoffensiven, zu Mäßigungen oder Raushalten auffordert, sollte man kurz innehalten und die Gesamtsituation in der Welt nicht aus den Augen verlieren – die Kinder, die Menschenleben, die auch gerade jetzt zugrunde gehen. Viele könnten einfach gerettet werden, wenn wir nur wollten. Ohne Waffen, mit einem winzigen Bruchteil der Aufrüstungskosten. Derzeit stellt die internationale Gemeinschaft pro Jahr nicht mal 12 Milliarden Dollar für die Hungerbekämpfung zur Verfügung. Laut Oxfam kommen diese Gelder immer schwieriger zusammen.7 Dabei würden zusätzlich 14 Milliarden Dollar pro Jahr wohl ausreichen, um die aller größte Not zu beseitigen.8 

			Muss man da nicht ansetzen, wenn wir unsere Politik, unseren Einsatz in der Welt moralisch begründen? Warum sind wir diesbezüglich nicht wenigstens ebenso engagiert? Warum diskutieren wir nicht täglich, was wir tun können, was und wen wir zur Hilfe senden? 14 weitere Milliarden, das wären in etwa die Rüstungsausgaben von zwei Tagen. Nehmen wir eine ganze Woche, stünden 48 Milliarden zur Verfügung. Also selbst bei steigenden Kosten durch die steigende Zahl der hungernden Menschen würde eine Woche der Rüstungsausgaben auf jeden Fall ausreichen, damit niemand verhungern müsste und auch noch Mittel zur Selbstermächtigung der Menschen eingesetzt werden könnten. Gelder für den Ausbau des Katastrophenschutzes, der Wasser- und Energieversorgung wären eigentlich da. Das würde Sicherheit schaffen und Fluchtbewegungen eindämmen – und das alles von nur einer Woche oder einem Zehntel der Mehrausgaben für die Kriegswirtschaft des letzten Jahres. 

			Ist es nicht zwingend, diese Zahlen zusammenzubringen? Wer die Hungertoten und anderes Elend in der Welt ignoriert, dem nehme ich seine Moral bei dem Ruf nach Aufrüstung nicht ab. Ja, einem Menschenleben darf man keinen Preis geben und man darf auch keines gegen ein anderes ausspielen. Aber man muss abwägen und die Moral auf den Prüfstand stellen. Nur weil der Angreifer sonst vielleicht unser Verbündeter ist, dürfen wir nicht wegschauen, ganz im Gegenteil. Nehmen wir allein die Drohnenmorde, welche die New York Times 2009 auf Grundlage vertraulicher Berichte des Pentagons über wenige Jahre mit hunderten, gar tausenden Zivilisten bezifferte – Kollateralschäden, um einige Terroristen auszuschalten.9 Aber genau da schweigen wir, rufen wir nicht zu Verhandlungen, Sanktionen oder gar zu den Waffen auf. Nein, es hat System, ausschließlich eine Seite zu benennen, Moral parteiisch anzuwenden und zu täuschen. 

			Alles hat nur dann einen »Wert«, wenn daraus Profit geschlagen werden kann. Profit muss in Geld oder Macht zu messen sein. Ein Wald ist nur wertvoll, wenn daraus Holz oder Ressourcen entnommen werden können, die Geld einbringen, nicht, weil er vielen Lebewesen ein Zuhause bietet. Je mehr Profit er abwirft, desto größer sein Wert und nur dann bleibt er von der vollständigen Abholzung verschont. Auf diese Weise wird auch Menschen ein unterschiedlicher Wert zugesprochen. Nur wer konsumiert, Geld ausgibt, wer als Arbeitskraft etwas taugt, ist wertvoll. Dagegen sind Arbeitsunfähige oder arme Menschen von geringerem Wert und gelten als Belastung, der zudem schnell negative Eigenschaften angeheftet werden. Dazu kommt, dass ein Individuum mit steigendem Vermögen nicht nur wertvoller wird und sich mehr Güter kaufen kann, sondern auch mehr Aufmerksamkeit und mehr Einfluss. Obwohl wir es so nicht zugeben, ist das national und besonders international so. Arme Länder, arme Menschen – was sollen wir mit denen? Sie haben keine Lobby. Hunger zu bekämpfen wirft wenig Gewinne ab. Von Krieg und Aufrüstung profitiert dagegen eine der mächtigsten Lobbys, die der Rüstungsindustrie. Ihre Netzwerke durchziehen alle politisch relevanten Bereiche und sie sind eng mit den Machthabern und Regierungen der Welt verbunden. Die Rüstungslobbyisten haben keine moralischen Bedenken, keinen Skrupel, es geht nur um den Profit. Und sie liefern an alle, ob Demokratien oder Autokratien, Regimes oder Rebellen – außer, es wird ihnen von den Ländern, in denen sie produzieren, untersagt. 

			Sicher sind die Rüstungsausgaben nur ein Bereich, in den riesige Summen fließen; ich habe in diesem Buch bereits einige andere benannt. Aber dort explodieren die Beträge gerade, während beim Kampf gegen Hunger und insgesamt bei den Geldern für die internationale Sicherheit und die Entwicklungszusammenarbeit gespart wird. Gerade auch in Deutschland. Im Bereich der humanitären Hilfe und Krisenprävention wurde der Haushalt 2024 um 34 Prozent und im Bereich der Sicherung von Frieden und Stabilität um 32 Prozent gekürzt. 23 Prozent sind es beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, obwohl wir doch gerade da eine Erweiterung bräuchten.10 

			Natürlich könnte ich die Doppelmoral, die Funktion des Geldsystems an anderen Stellen deutlich machen. Wie wahnsinnig es eigentlich ist, dass ein einziger Mensch, ein Superreicher, sich jeden Tag entscheiden kann, mit nicht einmal einem Zehntel seines Vermögens Millionen Menschen vor dem Verhungern zu retten, sich dann aber doch lieber entscheidet, ins Weltall zu fliegen oder eine große Kommunikationsplattform zu kaufen. Wahnsinniger ist es allerdings, solche Superreichen noch zu feiern und sie als Vorbilder zu preisen. 

			Man kann das bisher Gesagte auch im nationalen Maßstab betrachten. Hier haben Menschen ebenfalls einen unterschiedlichen Wert, werden sie oder ihre Probleme verschieden dargestellt. Ein Großkonzern, eine Bank kommt ins Strudeln – egal, wie fahrlässig die Spitze, wie umfangreich das Missmanagement, die Chance auf eine teure steuerfinanzierte Rettung ist groß. Ähnliches gilt für die Vorzugsbehandlung an den Produktionsstandorten, die Aufmerksamkeit der Politik gegenüber Lobbyarbeit sowie die Subventionen und Ausnahmeregelungen für Vermögende. Gleichzeitig ist die versprochene »Klimaabgabe« an die Bevölkerung leider gerade nicht drin, die Armutsbekämpfung auch im eigenen Land zu teuer. Zwei Millionen Menschen, die jährlich zur Tafel gehen, rücken nur dann in den Fokus, wenn Politiker im Wahlkampf für ein Foto mal ihre Hilfsbereitschaft zur Schau stellen wollen. 

			Geht es uns wirklich um die Menschen? Und um Freiheit, um Selbstbestimmung? 750 Millionen, die hungern und weitere Hunderte von Millionen, die in absoluter Armut leben – wie frei und selbstbestimmt sind die wohl? Oder die Menschen bei uns und in den anderen reichen Ländern, deren Geld kaum für ein Dach über dem Kopf reicht und inmitten von Konsum und Reichtum zu Suppenküchen gehen müssen, um etwas zu essen zu haben? Wären Moral und Gemeinwohl wirklich der zentrale Antrieb, würden wir an vielen Stellen auf der Welt, wo Zivilisten getötet, wo Lebensgrundlagen zerstört, wo Menschenrechte mit Füßen getreten werden, anders handeln. Dann hätten wir mehr Länder aufgehalten, ihre Nachbarn zu eliminieren, anstatt einseitig einige zu bekämpfen und andere zu hofieren. Dann würden wir bei uns nicht eine solche hohe Ungleichheit zulassen, Kinderarmut vehement bekämpfen, die Zerstörung der Lebensgrundlagen stoppen, Chancengleichheit schaffen – denn Geld ist mehr als genug da. Und der gleiche Wert jedes Menschen sollte nicht nur eine Floskel sein, mit der wir uns gern schmücken. Wir werden korrumpiert, ordnen uns einem Spiel unter, das ganz sicher nicht die Menschenwürde im Blick hat und dem Gemeinwohl dient. Ja, das ist nichts Neues, aber die Flieh- und Zerstörungskräfte sind stärker geworden, dagegen brechen der Widerstand und die Ausgleichskräfte zusammen. Karambolage.

			»Business as (un)unsual«

			Da wir in einer Demokratie leben, liegt es auch an uns, das System zu verändern und besser auf das Gemeinwohl auszurichten. Wir können uns einfach wehren und bessere Alternativen wählen – oder etwa nicht? Neue Parteien und Bewegungen sprießen in Deutschland und Europa geradezu aus dem Boden und in etlichen Ländern sind die Straßen zuweilen voll von Demonstrationen. Erst zum Jahreswechsel 2024 mit Traktoren wütender Bauern, dann mit hunderttausenden Menschen, die ein Zeichen gegen Rechts setzen wollten. Petitionen haben eh Hochkonjunktur. Sind das nicht alles Zeichen für die Widerstandskraft einer lebendigen Demokratie? 

			In gewisser Hinsicht schon. Doch die Proteste, die Forderungen, die Neuerungen gerade in Europa sind häufig sehr punktuell, einseitig und betreffen gerade nicht das ganze System. Vielen Gruppen und Bewegungen geht es darum, auf einen konkreten Missstand aufmerksam zu machen, ihn vielleicht sogar zu bekämpfen, die Politik an einer Stelle etwas liberaler zu machen, eine Ungerechtigkeit anzugehen. Das mag ehrenwert sein. Doch wie grundsätzlich wirkt sich das aus? Bildlich könnte man davon sprechen, einen Kratzer an der Fassade auszubessern, während das Fundament bröckelt und das Dach tropft. Okay, wo wären wir, würde nicht auch stetig repariert, aber es fehlt die Gesamtbetrachtung, die Einordnung. Wenn Kritik kommt, sind es Einzelaspekte oder man spricht pauschal eine Gruppe – »die Wirtschaft«, »die Politik«, »die Medien«, »die Wähler« – schuldig. Selten gibt es noch eine Systemkritik und wenn, dann unterschlägt diese meistens den Anteil, den wir alle an der Schieflage haben. Eine Gesamtkorrumpierung will niemand gern aussprechen. 

			Aber sind wir nicht alle Träger oder zumindest duldsame Mitläufer eines Systems, einer Demontage geworden, die immer weniger Menschen vertritt und dabei ist, die Zukunft einer Mehrheit zu verspielen? Brot und Spiele oder Lieferando und Netflix haben alles bisher noch zusammengehalten. Die meisten laufen weiter der Illusion nach, dass nur diese Partei mal eine Mehrheit kriegen, endlich mal jene Koalition gebildet werden müsste, dann würde alles schon wieder gut werden. Dass die nächste Klimakonferenz, die nächste grüne Technologie endlich die Wende bringen sollte. Jene, die diese Hoffnungen aufgegeben haben, flüchten sich ins Private, wollen von der Politik, auch von der Demokratie, so wenig wie möglich mitbekommen oder folgen nun den angeblichen Alternativen, die scheinbar am vehementesten gegen die etablierte Politik zu Felde ziehen. Welche Inhalte diese wirklich vertreten, und dass sie bereits teildemontierte Demokratie möglichst schnell beseitigen wollen, ist zunächst einmal zweitrangig. Einfache Lösungen sind attraktiv – ein Dilemma, weil die eine Haltung die andere verstärkt und umgekehrt. Der Demontage folgt die Karambolage. Keiner fragt, was er oder vor allem seine Partei, seine Bewegung, seine »Bubble« zu der Situation beigetragen hat, wie eine wirkliche Demokratie überhaupt noch zu retten ist und wie sie aussehen sollte. 

			Trotz der unterschiedlichen Programme, Reden und Symbolik gleicht sich die Realpolitik der meisten etablierten Parteien in Europa und in Deutschland einander an. Dies gilt insbesondere in Bezug auf Finanz-, Wirtschafts-, Außen- und Sicherheitspolitik sowie immer mehr auch auf die Sozialpolitik. Als Gegenmodell sind zunehmend nur rechtspopulistische und autokratische Parteien erfolgreich, was im direkten Zusammenhang dazu steht. Dennoch bewegen sich die meisten politischen Kräfte nicht, eine Reflexion über ihren eigenen Vertrauensverlust oder den Vertrauensgewinn auf der rechten Seite bleibt aus. Sie belassen es bei ihren politischen »Shows« und ihrer angeblichen Vielfalt. Dabei ist der Unterschied etwa zwischen dem Bürgergeld der Ampel und den Vorschlägen der Union nicht besonders groß, fast ebenso minimal die Spannbreite dessen, was am Ende in der Umweltpolitik umgesetzt wird. Alle Regierungsparteien seit über 20 Jahren repräsentieren eine vor allem unsoziale Schieflage, die dazu geführt hat, dass arbeitende Menschen viel zu wenig Lohn und Wertschätzung bekommen und die Vermögensungleichheit in Europa hierzulande am höchsten ist. Das ist ablesbar am sogenannten Gini-Koeffizienten. Liegt dieser Wert bei eins, besitzt ein Mensch alles und die anderen nichts, liegt er bei null, besitzen alle Menschen genau gleich viel. Schon bei 0.5 hätten wir eine wirklich ungleiche Verteilung, aber Deutschland schafft 0.77. Also doch Europameister, auch wenn die Ungleichheit in Europa insgesamt sehr hoch ist. Die reichsten 5 Prozent der Deutschen besitzen fast die Hälfte des gesamten privaten Nettovermögens.11 Dagegen gehen 50 Prozent der Bevölkerung fast vollständig leer aus, haben kaum Rücklagen und sind teilweise sogar verschuldet. Müsste das in einer Demokratie, in der Politik, in einer Gesellschaft, in der sich doch alles ums Geld dreht, nicht das Thema Nummer Eins sein? Die SPD – und ihre europäischen Pendants – haben dazu im gleichen Maße beigetragen wie die anderen Parteien und die beschriebene Finanzialisierung entweder zugelassen oder gar befördert. Das erkennt man auch daran, dass die Politik der letzten deutschen Finanzminister, der Regierungen bis hin zu Schröder und Fischer fast deckungsgleich war und ist.

			Die Spielregeln, wie Politik funktionieren soll, den Umgang mit Lobbyismus, mit Transparenz, mit Moral haben alle politischen Kräfte und Parteien verinnerlicht. Die Entkernung der Demokratie wird ignoriert. Streit gibt es um Nebenschauplätze und darüber, ob der Marktliberalismus gesellschaftlich etwas stärker oder weniger stark ausgeprägt sein soll. Je mehr ehemals soziale Parteien sich auf unsoziale Maßnahmen eingelassen, ihre Grundsätze über Bord geworfen haben, desto gieriger sind die Forderungen von Liberalen und Konservativen geworden. Was bringt es dem Gemeinwohl, wenn der Finanzkapitalismus den reichsten 5 Prozent der Bevölkerung noch mehr Geld in die Kassen spült oder durch Greenwashing und Subventionen ein noch größerer Profit für die ohnehin schon Wohlhabenden abfällt? Vermeintlich ökologische Maßnahmen finden sich nur dann in der Regierungspolitik wieder, wenn sie die Macht- und Vermögensstruktur nicht gefährden sowie weitere Lobbys neben den Platzhirschen bedienen können. Und falls doch mal zusätzliche Kosten entstehen, ist klar, wer sie hauptsächlich zu tragen hat. Langfristig denkt eh niemand, es zählt der Moment, höchstens die Zeit bis zur nächsten Wahl. 

			Dabei tut man so, als befänden wir uns politisch noch in den 1980er-Jahren. Heute, 45 Jahre später, stehen wir aber komplexen globalen Verflechtungen gegenüber, tief verwurzelten Lobbys, harten Oligopolstrukturen und Multikonzernen, die mehr Marktmacht und Finanzmittel besitzen als manche Staaten. Wir leben in einer Welt, in der sich superreiche Privatpersonen soziale Netzwerke und massiven öffentlichen Einfluss kaufen können, in der das reichste Prozent fast die Hälfte des globalen Vermögens und damit mehr als 90 Prozent der Weltbevölkerung besitzt und in der genau dieses eine Prozent so viele Emissionen versursacht wie die unteren zwei Drittel der Menschheit zusammen. Auch in Deutschland ist die Ungleichheit nicht nur beim Vermögen eklatant: Das reichste Prozent emittiert pro Kopf über 100 Tonnen CO2 pro Jahr, die ärmere Hälfte liegt dagegen im Schnitt bei 6 Tonnen – damit ließe sich jede Klimavereinbarung auf lange Zeit einhalten.12 Mindestens 30 Jahre des entfesselten Marktliberalismus, der Umverteilung von unten und von der Mitte nach oben, der Zerstörung von Lebensräumen ziehen immer tiefere Furchen in unser gesellschaftliches und politisches Fundament. Das von Francis Fukuyama vielzitierte »Ende der Geschichte« hat sich eher als ein Aufgalopp für einen Showdown erwiesen. Aus dem Aufstiegsversprechen wird immer mehr die Angst vor dem Abstieg. Politische Lager und Richtungen lösen sich auf. Die Wahl zwischen Alternativen gleicht eher einer Wahl zwischen Verpackungen, Traditionen und Vorlieben. Wenigen Gewinnern, die nur noch mehr bekommen und selbst von Krisen profitieren, stehen etliche Verlierer gegenüber, die sich vor allem auch als solche fühlen. Die Finanzialisierung leistet ganze Arbeit: Gewinner und Verlierer stehen vorher schon fest, Ausnahmen werden seltener. 

			Wie stark die Demokratie dem Finanzkapitalismus untergeordnet ist, erkennt man am Umgang mit Krisen. Wann immer eine Finanz- oder Bankenkrise anstand, rettete man die großen Player auf Kosten der Bevölkerung. Allein von 2008 bis 2012 steckten die europäischen Staaten 5,1 Billionen Euro an Steuergeldern in die von der Finanzkrise bedrohten Banken. In der späteren Abrechnung musste die Bundesregierung darüber Auskunft geben, dass die Krise das Land 59 Milliarden Euro gekostet hat; 800 Euro für jeden Bürger. Es war keine Frage, dass man dafür Schulden machen durfte – alles, was sonst nicht geht, war plötzlich ganz einfach möglich. Jede noch so absurde Ausprägung und Spielart des Finanzkapitalismus und seine Folgen werden als eine Art Naturkraft angesehen, der man sich unterwerfen muss. Ein Erdbeben, das nun mal über uns kommt. Hauptsache, wir retten die großen Player und die Vermögenden. So ist es letztendlich bei anderen Krisen auch.

			Wie konnten sich die Verhältnisse so fundamental verschieben? Verwundert es wirklich, dass die Reaktion außerhalb des politischen Establishments entweder in Rückzug und Abschottung oder in Wut und undifferenzierten Ausbrüchen mündet? Der Zusammenhang zwischen der voranschreitenden Demontage der Demokratie, der gesteigerten Unzufriedenheit mit der herrschenden Politik und dem Zulauf rechter Parteien könnte offensichtlicher kaum sein. 

			Nach der Postdemokratie

			Vor mittlerweile über 15 Jahren bescheinigte Colin Crouch uns die »Postdemokratie«,13 eine aufrechterhaltene, demokratische Fassade mit freien Wahlen. Dahinter eine schleichende Demontage, zerfallende Diskurs- und Resonanzräume, übermächtige Lobbys. Seitdem haben Soziologen und Politikwissenschaftler den westlichen Demokratien immer wieder attestiert, in einer tiefen Krise zu stecken. Aber auch nach so vielen Jahren bleibt es eine Diskussion unter Fachleuten, die Politik zeigt sich unbeeindruckt, ignoriert den Zustand, der uns letztendlich alle betrifft. Als würden Wissenschaftler über eine sich ausbreitende Krankheit diskutieren, die nur die eine besondere Quallenart befällt.

			Eine kleine Auswahl einschlägiger Literatur möchte ich deshalb im Fließtext nennen, weil an den Titeln abzulesen ist, welche Entwicklung die Demokratie genommen hat: Simulative Demokratie von Ingolfur Blühdorn,14 Unpolitische Demokratie von Danny Michelsen und Franz Walter,15 (Ent-)Demokratisierung von Philip Manow,16 Fassadendemokratie von Ullrich Mies und Jens Wernicke,17 Das Verschwinden der Politik von Wolfgang Fach18 und Hyperpolitik von Anton Jäger.19 Eine besondere Erwähnung gebührt Demokratiedämmerung von Veith Selk, weil er die Debatten zur Krise der Demokratie zusammenfasst und beleuchtet.20, 21

			Ausgerechnet Angela Merkel prägte 2011 den für mich wohl passendsten Begriff: die »marktkonforme Demokratie«. Dabei sprach sie natürlich nicht aus, dass diese Staatsform vor allem die Interessen der großen Player und der oberen 10 Prozent zulasten derer verteidigt, die kein Vermögen, keine starke Lobby haben. Dennoch wurde Merkel gefeiert, galt eher als Person, die viele mitnimmt und nicht polarisiert. Der Begriff der »marktkonformen Demokratie« hätte es 2011 fast zum Unwort des Jahres geschafft:22 »Wenn Angela Merkel, wie Schirrmacher entgeistert bemerkt, die ›marktkonforme Demokratie‹ gelobt, dann hat sie bereits kapituliert. Bürger und Staat haben keine Souveränität, sondern spielen sie nur.«23

			Die Demokratie passte sich also dem Markt an. Genauer gesagt einem Teil davon, den großen, einflussreichen Playern. Kleine Unternehmen und Selbstständige müssen sich weitestgehend ohne Unterstützung und ohne großen Einfluss den harten Gesetzen des Marktes unterwerfen. Je größer der Player, desto mehr bestimmt er die Regeln, desto mehr Vergünstigungen bekommt er, desto eher wird er vom Staat gerettet, sollte er trotz der ganzen Vorteile alles in den Sand setzen, wie die Banken in der Globalen Finanzkrise 2007/2008 – »too big to fail.« 

			Damit kommen wir zum Kern. Die Demokratie wird so lange hingenommen, wie sie die Profite einiger sichert, wie sie dafür sorgt, dass der Reichtum von Wenigen nicht nur unangetastet bleibt, sondern sich vergrößert, ganz egal, wer dafür bezahlen muss, ausgeraubt oder belastet wird. Es geht dabei nicht mehr um das allgemeine Wachstum und auch nicht den Markt an sich. Das Zweckbündnis, das der Kapitalismus mit der Demokratie geschlossen hat, um den Sozialismus abzuwehren und zum Teil, um Wohlstand zu generieren, hat seine Notwendigkeit verloren. Das, was mal als »sozial« galt an der Marktwirtschaft, wurde schon lange aufgekündigt und ist heute nur noch ein Mythos. Ähnlich ergeht es jetzt dem »demokratischen« Teil unseres Systems. Der Finanzkapitalismus, die Oligopole und größten Marktteilnehmer brauchen keine wirkliche Demokratie mehr, höchstens noch den Namen. Nach außen wird die Fassade aber aufrechterhalten und betont, dass die demokratischen Parteien doch zusammenstehen sollen. 

			In meinem Buch Wir Abnicker schrieb ich 2010: »Demokratie mag den Menschen. Mit ihrem Glauben an die Vernunft ist sie ein Vertrauensbeweis. Sie schenkt uns die Freiheit zur Selbstbestimmung.«24 Für den eigentlichen Grundgedanken der Demokratie mag das stimmen, bei der Mehrheit derjenigen, die sich als Demokraten ausgeben, ziehe ich das heute jedoch in Zweifel, ebenso wie ich auch nicht mehr an Vernunft als Triebkraft glaube. Ich stimme immer stärker denjenigen zu, welche die neuzeitliche Demokratie insgesamt als eine elitäre Veranstaltung bezeichnen. Nicht die Liebe und das Vertrauen zur Bevölkerung steht im Mittelpunkt, eher Angst vor dem Volk und davor, die Macht an den »Pöbel« zu verlieren. Deshalb gibt es meist wenig direkte Demokratie, deshalb hat man vielerorts repräsentative Strukturen geschaffen, in denen ein kleiner Kreis herrscht, der die große Mehrheit vertritt. Und nicht per Zufallsprinzip, per Losverfahren – wie es früheren Demokratiemodellen durchaus möglich war –, nicht auf eine Wahlperiode begrenzt und auch selten direkt, sondern durch eine Vorauswahl, die innerhalb der Parteien stattfindet. Der Politikwissenschaftler Philip Manow schreibt: »Demokratische Repräsentation war ursprünglich die Lösung eines Problems, das ›Pöbel‹ oder ›Menge‹ heißt«25 und führt aus, dass die Demokratie das Volk heute zweiteilt, »in einen repräsentierbaren und einen nichtrepräsentierbaren Teil«.26 Der Historiker David van Reybrouck nennt unser Repräsentativsystem einen »aristokratischen Reflex«, im vollen Bewusstsein errichtet, »dass die gewählten Vertreter angesehene Bürger sein würden und sein sollten, die sich sozial von ihren Wählern abhoben.«27 Besonders kritisch und beeindruckend schildert Rainer Mausfeld in Hybris und Nemesis die Geschichte und Hintergründe der Entstehung von Demokratie. Er nimmt auch das antike Vorbild nicht aus: »Bereits die griechischen Machteliten hatten die große ideologische Macht erkannt, die sich mit Hilfe des Wortes ›Demokratie‹ gewinnen lässt. Sie haben bereits den Wert einer Demokratierhetorik als Herrschaftsinstrument erkannt«, mit der das natürliche Bedürfnis nach Freiheit und Selbstbestimmung durch die Illusion von Demokratie befriedigt werden konnte.28 

			Die Krisendebatte ist also nicht neu – doch war die Demokratie immer schon nur Mittel zum Zweck? Ich denke nicht ganz und bleibe davon überzeugt, dass sie viel mehr als dem Ziel, die Bevölkerung im Zaum zu halten, dienen kann und soll. Aber eine wirkliche Demokratie, die alle beteiligt und vor allem das Gemeinwohl heute und morgen vor Augen hält, hat es nie gegeben. Daraus lässt sich auch ableiten, warum sie sich heute dem Markt unterordnet, der nur denen dient, die vor allem den eigenen Wohlstand im Blick haben und eine »Volksherrschaft« fürchten. Früher war die Beziehung zwischen Demokratie und Kapitalismus ein Zweckbündnis mit demokratischen und sozialen Zugeständnissen. Es gab nicht nur freie Wahlen und Gewaltenteilung, sondern auch Bewegungen und Organisationen, die ein Korrektiv gegen die Machtkonzentration in der Politik und am Markt bildeten. Für mehr Chancengleichheit, mehr Durchlässigkeit in Führungspositionen, Fortschritte beim Abbau von Ungerechtigkeit und bei der Verbesserung der Arbeitsverhältnisse stritten viele Organisationen und Parteien und die Fortschrittskurve zeigte deshalb eher nach oben, selbst wenn das mächtigen Akteuren nicht wirklich gefiel. Doch dann drehte sich der Wind, die Marktkräfte wurden entfesselt, die Profitlobbys expandierten, Privatisierung und Deregulierung setzten ein. Vor allem verlor das Korrektiv an Einfluss, auch weil einige von dort aufstiegen, fortan selbst zur Elite gehörten oder gehören wollten und sich gemein machten mit den Interessen der Wenigen. 

			Das Spannungsverhältnis zwischen Demokratie und Finanzkapitalismus gleicht einem Gemisch aus zwei Flüssigkeiten in einem Kessel, der sich immer weiter erhitzt. Ihre Siedepunkte sind unterschiedlich und Druck kann nur abgebaut werden, wenn die Demokratie nach und nach verdampft und entweicht. Einzig übrig bleibt dann zusehends der Finanzkapitalismus. Darüber zu streiten, wie viel echte Demokratie ursprünglich im Kessel war, ist wenig hilfreich. Folgt der unpolitischen Postpolitik nicht längst schon die Hyperpolitik? Und hat die marktkonforme Postdemokratie bereits das nächste Stadium erreicht? Klar ist, die Debatte wird rein akademisch geführt, die Politik will sie nicht wahrhaben und in der Öffentlichkeit kommt sie nur in Form eines unguten Bauchgefühls an. Die Folgen sind aber immer deutlicher zu spüren, weshalb sich auch die Unzufriedenheit weiter ausbreiten wird. Irgendwann ist die Demokratie aus dem Kessel raus und dann ist nicht mal sicher, ob sich die Erhitzung stoppen, die Schmelze vermeiden lässt. 

			2. Verprellt

			Ignorierte Ignoranz

			Es gibt heute kaum jemanden, der sich nicht als Demokrat bezeichnen würde. Das eigene Land preist man gerne als Demokratie, egal, wie weit es davon entfernt ist. Die genaue Bedeutung des Begriffs wurde und wird sehr unterschiedlich interpretiert; so auch bei uns, obwohl wir natürlich davon überzeugt sind, dass besonders Deutschland zum Kreis der »echten« Demokratien gehört. Aber das Wort »echt« täuscht bereits. Real existierende Demokratien sind meist elitär gestaltet. Eine repräsentative Parteiendemokratie – vor allem ohne direkte mitbestimmende Möglichkeiten – stellt eine Einschränkung gegenüber einer »echten« Volksherrschaft dar. Unsere Version der Demokratie war schon von Beginn an eingeschränkt. Im Laufe der Zeit hat sie sich dann zwar verändert, wurde von der Bevölkerung angenommen, teilweise gelebt, aber eben nicht weiterentwickelt. Im Gegenteil, sie wurde gedehnt, verformt, dem Markt unterworfen. 

			Eine breite Mehrheit in der Politik tut so, als hätten wir hierzulande eine »lupenreine« Demokratie mit vielen »lupenreinen« Demokraten, die nur von einigen Extremisten an den Rändern bedroht werde. Die Parteien – zumindest die jeweils eigene – würden die Bevölkerung gut repräsentieren. Nur ein Teil der Menschen begreife die Politik eben nicht, habe keine Wertschätzung für die Mühen ihrer Vertreter. Die Unzufriedenheit sei also unbegründet. Doch gilt das auch für die Angst vor der Zukunft und davor, dass es den Kindern einmal schlechter als ihren Eltern gehen wird? 

			Die Bertelsmann Stiftung präsentierte im Februar 2024 eine Studie zum Vertrauen der 18- bis 30-jährigen Deutschen in die Politik. Eine Mehrheit von 59 Prozent der Befragten vertrauten zwar der Demokratie, doch gleichzeitig gaben 52 Prozent an, der Regierung zu misstrauen – Zahlen, die durch die Medien an eine breitere Öffentlichkeit gelangten. Spannend war dann die Einordnung. Der Deutschlandfunk berichtete ausgiebig, der Moderator und der zugeschaltete Korrespondent wiesen besonders auf die Diskrepanz hin. In anderen Medien war ebenfalls von der vergleichsweise hohen Akzeptanz der Demokratie zu lesen und zu hören. Die Politik reagierte gewohnt – also so gut wie gar nicht. Nur der NRW-Landtagspräsident André Kuper äußerte, mit den Zahlen konfrontiert, man müsse die jungen Menschen öfter in die Parlamente einladen.

			Mehr fällt einem nicht ein, als die Jugend in die Parlamente einzuladen? Seit wann sind 59 Prozent Vertrauen in einen Grundpfeiler unserer Gesellschaft ein akzeptabler Wert? Es ist eher besorgniserregend, wenn im Umkehrschluss bereits 41 Prozent dieser Altersgruppe der Demokratie nicht mehr vertrauen. Im Mai 2024 kam eine europaweite Studie der TUI Stiftung zu ähnlichen Ergebnissen: überwiegende Zustimmung zur Demokratie, überwiegende Skepsis gegenüber ihren Institutionen. Im europäischen Kontext ist der Trend noch ausgeprägter: Nur 17 Prozent der zwischen 16- und 26-Jährigen fühlt sich durch das Europaparlament stark oder sehr stark vertreten. Auf nationaler Ebene sind es 23 Prozent der deutschen Befragten. Selbst die Geschäftsführerin der TUI Stiftung, Elke Hlawatschek, kommt nicht umhin, von einer »kritischen Repräsentationslücke« zu sprechen.29 Ihre Empfehlung: mehr Aufklärungs- und Bildungsarbeit. Die Politik bleibt wieder weitestgehend stumm. Was muss eigentlich noch passieren, wie schwach müssen die Umfragen noch ausfallen, um die wirklichen Gründe anzugehen? Mehr Bildung ist immer eine wohlfeile Forderung, aber ganz ehrlich: Letztlich würden dadurch schlicht mehr junge Leute die vorhandene Repräsentationslücke als solche erkennen. Es sollte darum gehen, die klare Diskrepanz zwischen dem Vertrauen in die Demokratie und dem Misstrauen in die Institutionen aufzuarbeiten. Aber dafür müsste man der Sache auf den Grund gehen, sich mit den Zuständen und Hintergründen in der Politik sowie mit der voranschreitenden Demontage auseinandersetzen. 

			Junge Menschen blicken weitestgehend optimistischer in die Zukunft als die ältere Generation, sie machen sich weniger Sorgen – genau das ändert sich aber gerade und schlägt sich allmählich auch in den Wahlen nieder. Ihre gemessene Skepsis liegt recht nah beim Mittel der Gesamtbevölkerung. Nur, dass die Älteren noch deutlich höhere Zustimmungswerte zur Demokratie ausweisen. Im September 2023 fragte Infratest dimap nach der Zufriedenheit mit der Demokratie als Regierungsform an sich und mit der Art und Weise, wie sie gerade in Deutschland praktiziert wird: Während 85 Prozent aller Befragten die Demokratie als Regierungsform affirmierten, war eine Mehrheit von 55 Prozent mit der Art und Weise, wie sie in Deutschland praktiziert wird, weniger oder gar nicht zufrieden. 

			Analysen, Reflexionen Aufarbeitungen – Fehlanzeige. Weder in der Politik noch in den meisten Medien. Beharrlich verweisen viele Politiker auf den Vorbildcharakter unserer Demokratie, auf die freien Wahlen, die Gewaltenteilung, die Presse- und Meinungsfreiheit. Auch kürzlich wieder zum Anlass des 75. Geburtstags unseres Grundgesetzes. Zur Krise fällt ihnen höchstens ein, für mehr Bildung zu sorgen und zur Wahl aufzurufen. Politik sei komplexer, anspruchsvoller geworden, auch weil die Ansprüche der Menschen steigen. Besonders gern mag ich die Aussage, dass die Demokratie, gerade weil sie bei uns so erfolgreich sei, unter Druck gerate. 

			 Kritik wird ignoriert oder es wird entgegnet, dass man dies doch nicht sagen dürfe, weil man damit den Rechtspopulisten in die Hände spiele. Dabei ist es genau andersherum: Mit einer solchen Ignoranz gegenüber der Unzufriedenheit spielen wir allen Demokratiefeinden in die Hände. Extreme Kräfte werden immer dann besonders stark, wenn die Politik zu viele Menschen verprellt, sie Unsicherheit spüren, Angst haben, zu den Verlierern zu gehören. 

			Rechtsextremes Gedankengut war und ist in der ganzen Gesellschaft verankert. Das sollte man absolut nicht verharmlosen. Es kann aber in Schach gehalten werden, wenn die Menschen zufrieden sind, sie selbst und ihre Ängste ernst genommen werden. Viele ordnen sich grundsätzlich keiner klaren politischen Richtung zu. Das ändert sich aber mit steigender Unzufriedenheit, dann identifizieren sie sich eher mit denjenigen Bewegungen und Parteien, die sich am stärksten gegen den Mainstream stellen, ungeachtet der dahinterstehenden Ideologie. Richtig gefährlich wird es, wenn mit der Zeit auch die inhaltliche Solidarisierung wächst. Dafür trägt jeder natürlich eine Eigenverantwortung, aber für mich liegt die Schuld vor allem bei denjenigen, welche die Unzufriedenheit und keine Alternative angeboten haben. Die Ignoranz der marktkonformen Postdemokratie und die Korrumpierung der Politik durch mächtige Profitlobbys sind ein besserer Nährboden für extreme Parteien und Bewegungen als jede Ideologie.

			Die Öffentlichkeit, die Zivilgesellschaft steht der Situation immer hilfloser gegenüber. Zu stark betrachtet sie die Symptome statt der Ursachen, die Empörung konzentriert sich auf Nebenschauplätze. Dabei geht es oft um einen Statuskampf und um »moralische Effekthascherei«, wie es der Philosoph Philipp Hübl in seinem Buch Moralspektakel nennt. Auch die Anhänger der anderen Parteienspektren, die sich gern als primäre Bekämpfer des Rechtspopulismus verstehen, beteiligen sich daran. Hübl attestiert gerade der sogenannten »kreativen Klasse«, dass sie ihre politische Haltung »stärker als andere mit ihrer moralischen Identität verbindet«.30 Meinen Erfahrungen zufolge ist diese Einschätzung korrekt, das Moralspektakel wird aber auch deshalb immer mehr aufgeführt, weil die Ohnmacht steigt, und weil viele spüren, dass ihr politischer Einfluss in der Demokratie schwindet. Selbst die Gewissensakte wie das Demonstrieren oder das Unterzeichnen von Petitionen erreichen nichts, wenn sie nicht von einer starken wirtschaftlichen Lobby unterstützt werden. Ansonsten ist es kaum noch möglich, die Politik zu beeinflussen. Einsatz und Widerstand sind nur dann tatsächlich wirksam, wenn das ganze Ausmaß der Demontage und der Gefährdung unserer Demokratie erkannt und in das Engagement einbezogen wird, wenn es also nicht um Einzelinteressen oder Maßnahmen geht. 

			Monopoly

			Im Gegensatz zu den Spielregeln, die sich in der Politik entwickelt haben, ist Monopoly vergleichsweise fair. Die Realität gleicht jedoch eher einem »Oligopoly«, bei dem Parkstraße und Schloßallee schon längst einem Spieler gehören, der dort Häuser und Hotels einiger mächtiger Profitlobbys hingebaut hat.31 Von außen kann man nicht mal wirklich einwirken, höchstens immer wieder versuchen, durch Wahlen neue Spielfiguren auf das Brett zu bringen. Demonstrationen und Petitionen sind nur auf Nebenfeldern erlaubt, die auf dem Hauptfeld meist nicht mal wahrgenommen werden. Die Hauptspieler werden weder gewählt noch können sie abgewählt werden, und die gewählten Mitspieler spielen gern an deren Seite. Neue Figuren, die auf das Spielbrett kommen, haben die Möglichkeit mitzuspielen und eine Runde zu überstehen, wenn sie bereit sind, die Kosten dafür zu bezahlen: akzeptieren, anpassen, mitmachen. Ansonsten heißt es schnell, gehe nicht über Los, sondern zurück zur Badstraße oder verlasse das Spielfeld. Eine elitäre Politik etabliert sich: Für die Wenigen, nicht die Vielen, und das auch noch politisch legitimiert. So vertieft sich das eh schon große Machtgefälle in der repräsentativen Demokratie. 

			Den Umgang mit den Lobbys, den Nebenverdiensten und Spenden habe ich bereits beschrieben und sie gehören sicherlich zu den wichtigsten Spielregeln. Schon deshalb gibt es große Ungleichheiten zwischen den Politikern. Ein weiteres Machtgefälle ergibt sich daraus, dass die meisten Abgeordneten nur ein oder zwei Legislaturperioden im Amt sind. Am Anfang der 20. Wahlperiode lag deren durchschnittliche Zughörigkeitsdauer bei unter sechs Jahren.32 Dafür gibt es verschiedene Gründe, aber im Ergebnis setzt sich – vermutlich für viele überraschend – eine recht große Anzahl von Abgeordneten kein zweites Mal durch. Die Statistik fiele noch deutlich niedriger aus, würden nicht andere als Ausgleich über 20 Jahre im Amt bleiben. In der Regel erlangt man in den ersten beiden Legislaturperioden keinen größeren Einfluss. Die Macht konzentriert sich daher auf einige wenige Abgeordnete, die schon länger dabei sind und die Spielregeln verinnerlicht haben, sie mitprägen. Das ist ein wichtiger Grund, warum sie sich kaum verändern lassen. Diejenigen, die davon profitieren, werden sie sicher nicht anrühren. Ausnahmen sind Politiker, die schon vorher hohe Ämter innehatten oder medial gehypt werden, wie zum Beispiel Philipp Amthor. Keine Woche vergeht, in der nicht sein Gesicht im TV zu sehen ist – meist ohne Inhalt und unabhängig davon, ob die heute-show ihn dabei wieder einmal auf den Arm nimmt. Seine Präsenz macht ihn wichtig. Irrelevant ist dagegen, was ein Politiker inhaltlich, fachlich aufweist. Das ähnelt ein wenig dem Treiben an der Börse: Die Erwartungen und die PR zählen, nicht die Leistung.

			Eine weitere Spielregel ist, die normale Bevölkerung aus den Machtzentralen rauszuhalten. Ganze Gruppen von Menschen sind im Bundestag stark unterrepräsentiert. Das gilt vor allem für die gute Zweidrittelmehrheit der Bevölkerung, die keinen Gymnasial- oder Hochschulabschluss haben. Im Bundestag ist der Akademikeranteil über die Jahre immer weiter auf heute 88 Prozent gestiegen. Thematisiert wird dieser Umstand nirgends. Neun von zehn Abgeordneten in der politischen Schaltstelle der Macht haben höchstwahrscheinlich von sozialer oder finanzieller Not nie direkt etwas mitbekommen. Zu meiner Zeit im Bundestag war es schon so, dass ich hauptsächlich mit Hochschulabsolventen zu tun hatte, die ihrerseits aus Akademikerhaushalten kamen. Vater Krankenpfleger, Mutter Kassiererin? Schon vor zehn Jahren war das die Ausnahme. Sparen, Entbehrungen, keine Urlaube, wenig Chancen kennen sie nicht. Deshalb ist es kein Thema, vielleicht sogar eine Genugtuung, wenn gerade diejenigen immer seltener wählen gehen, die aus ebendiesen unteren Einkommensgruppen stammen. 

			Ich habe mir mehrere Wahlen angeschaut, gerade auch in meiner Heimatstadt Dortmund. Die Wahlbeteiligung beträgt vor allem in den sozialen Brennpunkten teilweise gerade einmal 20 bis 25 Prozent, während sie im reichen Süden der Stadt weiter deutlich über 80 Prozent liegt. Ähnliches ist in vielen anderen Städten zu beobachten. Die Wahlbeteiligung war bis in die 1980er-Jahre über alle sozialen Schichten und Bevölkerungsgruppen hinweg gleich hoch, erst seit Mitte der 1990er-Jahre driften die Verhältnisse auseinander. Der Politikwissenschaftler und Wahlforscher Dr. Armin Schäfer nennt das den »Verlust der politischen Gleichheit«.33 Gerade der ärmere Teil der Bevölkerung fühlt sich von niemandem mehr repräsentiert. Den Kommentar eines Hauptstadtjournalisten beschreibt dessen Kollegin Anna Mayr in ihrem Buch Die Elenden: »Er macht sich in einem Kommentar über Nichtwähler lustig. Über Menschen, die zwar von Steuergeldern leben, aber nicht an unserer schönen Demokratie teilnehmen. Die politisch ungebildet sind und faul und außerdem dumm.«34 

			Ähnliche Sätze bekam ich von meinen Kollegen im Bundestag immer wieder zu hören, wenn ich die Wahlbeteiligung thematisierte. Zunächst einmal zeugen solche Aussagen von Unwissenheit, denn auch bei denen, die Steuern zahlen, jedoch nicht angemessen entlohnt werden, hat die Wahlbeteiligung abgenommen. Vor allem aber ist es genau diese Überheblichkeit und Arroganz, die spaltet, die das Klima verschärft, so dass sich immer mehr abwenden oder gar eine Abneigung gegen »die da oben« entwickeln. Darin spiegelt sich die Abgehobenheit, die Entfremdung von der Lebenswirklichkeit vieler Menschen. Wie häufig habe ich den Satz gehört oder gelesen, dass gerade die Ärmeren in Aktien investieren sollten, dann würde es ihnen auch besser gehen. Oder sie sollten sich jetzt gefälligst mal beim Klimaschutz beteiligen und ein Elektroauto kaufen, das sei schließlich unser aller Verantwortung. Erst mit dem Aufkommen der AfD und vergleichbaren Parteien im Ausland steigt die Wahlbeteiligung wieder an. Die einen wollen damit ihrem Frust eine Stimme geben, die anderen halten dagegen und wollen dann doch lieber das »kleinere« Übel beibehalten – ein Teufelskreis, wenn die Ursachen unangetastet bleiben.

			Anna Mayr beschreibt in ihrem Buch noch einige weitere Beispiele, auch, wie schwer sie es hatte, sich aus armen Verhältnissen hochzuarbeiten und welchen Vorurteilen sie dabei begegnete. Genau das untersucht der Elitenforscher und Soziologe Professor Michael Hartmann. Er kommt zu dem harten Urteil, dass die Eliten – auch die politischen Eliten – zu einer geschlossenen Gesellschaft zusammenwachsen. Sich »hochzuarbeiten« und neu dort einzudringen ist kaum noch möglich.35 Lange wurde Anna Mayr dafür gepriesen, die Chance genutzt zu haben, die doch jedem offenstehe. Gerade im Journalismus und in der Politik war dies zumindest eine Zeit lang gut zu bewerkstelligen. Für die Geldelite erscheint der Schritt jedoch trivial. Allein die lächerlich niedrige Erbschaftsteuer, die besonders Erben großer Summen begünstigt, macht es möglich.36 Von den etwa 400 Milliarden Euro, die jedes Jahr vererbt und verschenkt werden, landet der weitaus größte Batzen bei den ohnehin schon reichsten Menschen. Fast die Hälfte geht an die vermögendsten 10 Prozent, ein weiteres Drittel an die nächsten 20 Prozent. Die ärmere Hälfte der Bevölkerung geht fast leer aus.37 Wer im Bereich von Millionen erbt, braucht niemals zu arbeiten, niemals etwas zu leisten und kann mit Geld um sich werfen. Das muss dann wohl die Leistungsgesellschaft sein, die wir so gerne beschwören. Dass die Erbschaftssteuer verfassungswidrig ist und erneut in Karlsruhe verhandelt wird, stört die Politik nur insofern, als dass sie wieder neue Schlupflöcher und Ausnahmen suchen muss. 

			Gerade nach dem Zusammenbruch des Ostblocks und der Entfesselung des Marktes zeigte sich die ungeschminkte neoliberale Politik des Sozialabbaus. Nur ein kleiner Teil der Menschen sollte vom Wachstum profitieren. Mit Blair und Schröder knüpften ausgerechnet zwei »Sozialdemokraten« an die Politik Thatchers und Kohls an: zwar gesellschaftlich liberaler, aber genauso marktliberal. Ehemals soziale Parteien konnten besonders unsoziale Reformen durchsetzen, weil Zivilgesellschaft und Gewerkschaften weniger Widerstand leisteten. Dr. Lea Elsässer und Professor Armin Schäfer kommen in ihrer Untersuchung, welche Regierung wem genützt hat und wem nicht, zu einem klaren Ergebnis: 

			»Die Ergebnisse der empirischen Studie haben belegt, dass die politischen Entscheidungen des Deutschen Bundestages in den letzten 30 Jahren systematisch zulasten unterer Klassen verzerrt waren. Das Gefühl weniger privilegierter sozialer Gruppen, kein Gehör bei den in der Politik zu finden, wird hier folglich empirisch belegt.«38 

			Dies ungeachtet der Parteien und Koalitionen, die gerade regieren. Ein Gefühl, das sich während meiner Jahre im Bundestag langsam eingestellt hat, ist nun eine belegbare Tatsache. Die Studie stammt aus dem Jahr 2018. Ich bin mir sicher, eine Untersuchung der letzten Jahre würde feststellen, dass auch die Interessen der mittleren Einkommensgruppen immer weniger berücksichtigt werden.

			Kaputtes Korrektiv 

			Auch in unserer repräsentativen Demokratie gibt es Instrumente, die ein zu großes Machtgefälle verhindern sollen, allen voran die Gewaltenteilung. Sie ist tief in unserem Grundgesetz verwurzelt und sichert eine Balance, eine Spaltung der Macht in drei gleiche Teile. Die Judikative sorgt nicht nur für die Einhaltung der Gesetze, sondern vor allem dafür, dass die demokratischen Grundrechte beachtet werden. Der Bundestag ist das zentrale Organ der Legislative, das unsere Gesetze beschließt. Seine frei gewählten Abgeordneten stammen aus allen Landesteilen und repräsentieren den Volkswillen. Dafür sind sie mit einem freien Mandat ausgestattet und werden mit Steuergeldern entlohnt. Der Kern ihres Mandats: »Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen«, ist im Artikel 38 (1) des Grundgesetzes geregelt. Schließlich umfasst die Exekutive die Regierung und die dazugehörige Verwaltung, die Ministerien. Die Bundesregierung ist die ausführende Gewalt, an Recht und Gesetz gebunden und an das, was im Bundestag beschlossen wird. 

			Soweit die Theorie. Aber die Spielregeln von Oligopoly haben auch in die Gewaltenteilung eingegriffen. Vor allem der Bundestag, die eigentliche Entscheidungsmitte, ist hauptsächlich zu einem Mehrheitsbeschaffer für die Regierung geworden. Die Politik der Regierungsfraktionen besteht darin, die Mehrheit für ihre Vorhaben zu sichern, Lobbygespräche zu führen und die Entscheidungen der eigenen Parteien anzupreisen. Oppositionsanträge werden grundsätzlich abgelehnt, es wird nur für die Öffentlichkeit kritisiert, um dann selbst wieder in der Regierung jede kritische Debatte abzublocken. Man nennt das »Fraktionsdisziplin«, weil Fraktionszwang verfassungswidrig ist. Die meisten im Bundestag sind sich dessen bewusst, aber dennoch akzeptieren es fast alle. Wer sich dem nicht beugt, hat keine Chance, in den Fraktionen etwas zu erreichen und bleibt spätestens bei der nächsten Kandidatenaufstellung außen vor. Auch Gruppenanträge über Fraktionsgrenzen hinweg werden bekämpft. Die einzigen Ausnahmen betreffen hochmoralische Fragen wie die Sterbehilfe oder Organspenden. Und siehe da, plötzlich kommen spannende, offene Debatten im Bundestag zustande, an deren Ende sich Anträge und Mehrheiten finden. Kein Chaos, keine Unregierbarkeit, nur halt ohne Regierungsvorgaben und meist quer durch die Fraktionen. Davon abgesehen spielt es jedoch keine Rolle, wie wichtig ein Thema ist, um wie viele Menschenleben es geht oder wer ein Vorhaben unterstützt – im Parlament findet kein wirklicher demokratischer Prozess mehr statt. Eine einzige Wahl samt anschließender Regierungsbildung hat schon alles entschieden. Die ausführende wird praktisch auch zur entscheidenden Macht, während die Opposition völlig vergebens einen abgelehnten Antrag nach dem anderen stellt. Sobald sich das Blatt bei den Wahlen einmal wendet, verhalten sich die ehemaligen Oppositionsparteien als Regierung dann genauso – ein Lernprozess oder so etwas wie Empathie stellt sich nicht ein. 

			Ich habe dies einmal die »exekutierte Legislative« genannt und beispielhaft für die 18. Wahlperiode vorgerechnet. Der Bundestag – die eigentliche Entscheidungsmitte – nickte fast alle Gesetze, die von der Regierung kamen, mehrheitlich ab. Von 555 verabschiedeten Gesetzen kamen 488 von der Regierung selbst, 10 aus dem Bundesrat, also ebenfalls aus der Exekutive, und 52 von den Regierungsfraktionen.39 Letzteres waren meist Anträge, die Ergänzungen oder Änderungen an bestehendem Recht vornahmen, natürlich im Einklang mit der Regierung. Damit bleiben nur sechs Gesetze, die fraktionsübergreifend beschlossen wurden, darunter die besagten hochethischen Fragen. Kein einziger Oppositionsantrag fand eine Mehrheit. So viel zum demokratischen Wettstreit der Ideen und Positionen. Das kommt einer Selbstentmachtung des Parlaments gleich und vertieft das Machtgefälle zugunsten des kleinen Kreises an Politikern in der Regierung.

			Den Profitlobbys, die sich immer weniger um den Bundestag kümmern und sich auf einzelne Regierungsmitglieder konzentrieren, kommt das gelegen. Ich habe zynisch, aber treffend noch als SPD-Abgeordneter bemerkt, dass wir uns viel Geld und Mühe sparen könnten, würde nach der Wahl nur ein Abgeordneter pro Fraktion seinen Dienst antreten und dann mit den Stimmkarten der virtuellen Kollegen ausgestattet im Bundestag für alle abstimmen. Reden müsste auch bloß jeweils ein Oppositionsmitglied, weil die Abgeordneten der Regierungsfraktionen sowieso nur das sagen, was die Ministerien vorgeben. In den Ausschüssen benutzt man gern vorgefertigte Redebeiträge, sogenannte »Waschzettel«, die meine Kollegen nicht selten Wort für Wort vorgetragen haben. Auf die Spitze wird das alles aber bei den namentlichen Abstimmungen getrieben. Jeder Parlamentarier hat ein Fach mit bunten Kärtchen, für »Zustimmung«, »Ablehnung«, »Enthaltung« und den eigenen Namen. Man kann also kontrollieren, wer wie abgestimmt hat. Vor den Wahlurnen stehen dann Vertreter der Fraktionen mit dem gehobenen Kärtchen in der Farbe, welche die Fraktion vorgibt. Man muss also nicht einmal mehr wissen, wie man abstimmen soll oder möchte, sondern orientiert sich einfach an den Vorgaben der postierten Kollegen. Das ist leider weder ein Witz noch Satire, ebenso wenig wie die Tatsache, dass viele wirklich nicht wissen, über was sie abstimmen. Natürlich auch deshalb nicht, weil sie sowieso dem »Fraktionszwang« folgen sollen. Also denkt man besser gar nicht darüber nach, ob die Zustimmung oder Ablehnung mit dem Gewissen vereinbar ist. Immer offener wird dieser Bruch der Gewaltenteilung und auch des im Grundgesetz verankerten Gewissensgrundsatzes praktiziert. Den Satz »Wir stimmen nie für die Anträge der Opposition« benutzt man mittlerweile ganz ungeniert. 

			Gerade die Parteien und damit auch die Politiker ignorieren die generelle Unzufriedenheit und leugnen die Krise des politischen Systems. Wenn sie müssen, tun sie diese bestenfalls als Zeitgeist, als Kritik an der aktuellen Regierung ab. Dabei geht es um die Parteien allgemein, die versuchen, mit immer weniger Menschen und unter völlig anderen Rahmenbedingungen Politik noch so zu machen wie vor 60 Jahren. Alle Parteien zusammen haben in den letzten 25 Jahren etwa die Hälfte ihrer Mitglieder verloren. Die aktive Basis schmilzt rapide und der Altersschnitt steigt enorm. Eintrittswellen sind kurzfristige Erscheinungen und kehren sich schnell wieder um. Große politische Debatten finden dort immer seltener statt – es regieren Show, Wahlkampf, Taktik und eine Abwehrschlacht gegenüber den Konkurrenten. Die Basis kommt schon allein mit den Organisationsaufgaben nicht mehr hinterher. Auch inhaltlich bluten die drei großen Strömungen Sozialdemokratie, Liberalismus und Konservativismus aus. Meist geht es nur noch um Machtgewinn oder Machterhalt. Wer das Spiel nicht mitmacht, kann auch nicht davon profitieren und wird schnell kaltgestellt. Das hat schon immer zum Parteialltag gehört, doch gab es früher mehr Vielfalt und ein Korrektiv. Damals waren die Positionen schärfer, der Widerspruch aus den eigenen Reihen ebenso wie aus der Opposition deutlicher. Die SPD hatte ihre Vordenker, ihre Arbeiterführer, die Union starke Persönlichkeiten auch mit einem christlich-sozialem Gewissen, die FDP ihre gesellschaftsliberalen Ikonen und die Grünen ein Selbstverständnis als Korrektiv zu den anderen Parteien – alles Geschichte. Dafür kann man schneller Karriere machen, denn die Konkurrenz, die Auswahl schrumpft dahin. Ich würde mittlerweile eher von Wahlvereinen sprechen als von Parteien, den Trägern des demokratischen Willensbildungsprozesses. 

			Die Medien, die »vierte« Gewalt, sind als Korrektiv überfordert und ihrerseits kapitalistischen Zwängen unterworfen. Dies gilt vor allem für diejenigen mit höherer Reichweite. Themen werden beleuchtet, wenn sie aufploppen, aber eine Einordnung in den Gesamtzusammenhang bleibt aus. Auf bestimmte Ereignisse stürzen sich alle und bereiten sie ähnlich auf, andere finden dafür gar keine Resonanz. Ich habe einige Beispiele benannt, wie den Angriff Aserbaidschans auf Bergkarabach. Eine Randnotiz, die mit einem hohen Maß an Zurückhaltung kommentiert wurde. Zwei Parteien, zwei Länder im Konflikt. Die politische Doppelmoral wird nicht selten medial gestützt, anstatt sie offenzulegen. Unsere angeblich große mediale Vielfalt schrumpft in dem, was politisch beleuchtet und kommentiert wird, drastisch zusammen. Für differenzierte Analysen fehlen zudem oft Zeit und Mittel. Die wenigen qualitativ guten Dokumentationen, die noch herauskommen, laufen im Spartenprogramm und bei Nebensendern, wo sie eh nur bereits informierte Menschen schauen. Selbst intensive Recherchen finden in vielen Nachrichtensendungen und Talkshows keine weitere Resonanz. 

			Natürlich gibt es die rühmlichen Ausnahmen, aber meist scheitert es schon bei der Planung. Wer kann und wer will sich denn bitte eine teure Recherchearbeit leisten? Berichte und das Wiederkäuen der Nachrichten der Konkurrenz und der letzten Tage, mit vielleicht etwas anderen Zahlen, ist günstiger und einfacher. Ich habe eine Reihe von Journalisten kennengelernt, die viel Zeit in aufwendige Recherchen investiert hatten, deren Erkenntnisse am Ende aber gar nicht gebracht oder verstümmelt mit wenigen Zeilen abgefrühstückt wurden. Auch habe ich selbst schon an Dokumentationen mitgewirkt und dabei deren inhaltliche Kürzung auf das Nötigste erlebt. Es ist wie so oft eine Frage, was wo wie und in welcher Häufigkeit aufgegriffen – oder weggelassen – wird. Setzen wir doch mal die Berichterstattung über den Deal, den Johannes Laschet unter Beteiligung seines Vaters in der Corona-Zeit abschloss, in Beziehung zu der, die das unpassende Grinsen Armin Laschets im Zuge der Flutwasserkatastrophe ein Jahr später nach sich zog. Man muss schon wirklich genau suchen, um zu den Geschäften mit van Laack etwas zu finden, während die Szene im Ahrtal wochenlang präsent war und heute sogar (fälschlicherweise) als Hauptgrund für die Schlappe der Union bei der Bundestagswahl herangezogen wird. 

			Auch in den Medien geht es oft ums Geld. Werbung, häufig finanziert von großen Konzernen, bringt mehr ein, als die Zuschauer oder Leser zahlen. Zudem sitzen die wichtigsten Presseleute in der Hauptstadt mit Politikern, Wirtschaftsvertretern und Lobbyisten unter der gleichen Käseglocke und kassieren ähnliche Bezüge. Hartnäckige, kritische Journalisten haben es schwer und ihnen fehlt die Zeit für wirkliche Recherchen, außer es geht auf ihre eigene Kappe. Den Moderatoren politischer Talkshows gehört meist ihre Sendung, welche die öffentlich-rechtlichen Medien im Paket einkaufen und dabei keinerlei Einfluss auf die Inhalte haben. Das heißt, eine Person bestimmt dort alles: wer für die Redaktion arbeitet, welche Themen gesetzt werden, wer moderiert, wer auftritt. Kein Wunder, dass immer die gleichen Leute zu sehen sind und bestimmte Themen häufig außen vor bleiben. Genau das habe ich als Abgeordneter mal über anderthalb Jahre bei allen politischen Talkshows eingehender untersucht und dann an die Redaktionen herangetragen. Nur ein Gespräch kam zustande. 

			Warum wohl wird 2024 in jeder dritten Nachrichtensendung, in jeder zweiten Talkshow eine Begründung, ein Bezug dazu hergestellt, dass wir mehr Geld für das Militär ausgeben und mehr Waffen liefern müssen? Warum ist es höchstens eine Kurznachricht wert, dass sämtliche Bundeshaushalte außer Verteidigung, aber inklusive Katastrophenschutz und politischer Bildungsarbeit – die sonst jeder fordert – gekürzt werden? Im Sommer 2024 verkündeten Scholz, Habeck und Lindner, dass die Schuldenbremse gerettet und der Verteidigungshaushalt um weitere 1,2 Milliarden angehoben, dafür aber erneut deutliche Einsparungen in Außen-, Sicherheits-, und Entwicklungspolitik vorgenommen würden. Keine Nachfragen zu den Kürzungen, keine Debatte, keine Recherche – aber in nahezu allen Medien der Hinweis auf die viel zu geringe Steigerung der Verteidigungsausgaben. Auch keine Diskussionen darüber, wo das Geld herkommen soll, wenn man gleichzeitig an der Schuldenbremse festhalten will. Warum wird wohl kein Bezug zwischen den Tatsachen hergestellt, dass einerseits die Superreichen trotz der Krisen ihren Reichtum deutlich vergrößert haben, während andererseits das versprochene Klimageld an die Normalbevölkerung vorerst doch nicht ausgezahlt werden kann? Oxfam zufolge ist das Gesamtvermögen allein der fünf reichsten Deutschen von 2020 bis 2023 inflationsbereinigt um fast 74 Prozent auf rund 155 Milliarden US-Dollar angestiegen.40 

			Auch hier ist es kein Wunder, dass die Glaubwürdigkeit leidet, besonders unter jungen Menschen. Laut einer Studie der Universität Bielefeld misstrauen über 70 Prozent von ihnen Journalisten generell und fast 40 Prozent vermuten, dass die Medien absichtlich wichtige Informationen zurückhalten.41 Die jüngere Generation informiert sich immer weniger bei den klassischen und weicht zunehmend auf die sozialen Medien aus. Das bringt mehr Vielfalt, mehr ungefilterte Meinungen, aber die Fakten sind im Mittel schlechter fundiert. Mit großer Geschwindigkeit grassieren dort die Nachrichten, unabhängig davon, ob an ihnen etwas dran ist. Je spektakulärer, je unglaubwürdiger, je größer der Widerspruch, desto schneller verbreiten die Algorithmen eine Information. Korrekturen und Richtigstellungen kriegt fast niemand mehr mit. Auch sind die sozialen Medien Lobbyinteressen stark ausgesetzt. Ein Milliardär kann sich mal eben eine große Kommunikationsplattform kaufen und dort durch seine Reichweite und Kontrolle über die Feeds Politik beeinflussen. 

			Demokratie, der Wettbewerb von Ideen und Positionen, lebt von Menschen, die sich an ihr beteiligen. Die partizipierenden Individuen sollten auf Augenhöhe sein, müssen immer die Chance haben, sich durchzusetzen, nicht nur Mehrheiten zu erringen, sondern vor allem Beschlüsse. Derart ausgeglichene Verhältnisse hat es nie gegeben, aber auch noch nie ist die Chance zur Durchsetzung so sehr davon abhängig gewesen, welches Maß an finanzieller Unterstützung hinter einer Position, einem Interesse steht. Macht und Geld haben immer mitregiert, aber eine Zeit lang gab es in den Parteien, in den Medien, in der Zivilgesellschaft ein stärkeres Korrektiv, welches das Machtgefälle begrenzte, allzu eklatante Auswüchse verhinderte, das Pendel auch wieder in die andere Richtung schlagen ließ. Getroffene Entscheidungen hatten eine Resonanz, der Austausch zwischen den gesellschaftlichen Gruppen sowie zwischen Politik und Bevölkerung war größer. Heute erleben wir hauptsächlich eine einseitige Beschallung. Wie Werbung prasselt sie auf die Menschen nieder. Der Widerhall aus einem Teil der Bevölkerung kehrt dann zurück und verstärkt das Getöse. Konstruktive Einbringungen, Debatten verhallen dagegen oder werden in der öffentlichen Diskussion kaum wahrgenommen. Von der Demontage profitieren vor allem rechte und autoritäre Kräfte, die es verstehen, die Unzufriedenheit für ihre Zwecke zu mobilisieren. Das bedeutet einen weiteren Zerfall demokratischer Strukturen und liberaler Ausrichtungen in der Gesellschaft. Dem Finanzkapitalismus schadet diese Entwicklung nicht, im Gegenteil, sie erhöht das Tempo des Sozialabbaus und verschärft internationale Konflikte. Derzeit ist sie voll im Gange. Was kommt nach der marktkonformen Postdemokratie? Der Demontage folgt die Karambolage. 

			3. Zertrümmert

			Lob des Zertrümmerns 

			Die Kritik an der realen Politik, der Demontage, die auf die beschriebene Karambolage hinausläuft, ist wichtig, unerlässlich. Ihr Lösungsansätze entgegenzusetzen, macht sie konstruktiv. Der Inhalt dieses Kapitels bildet den Übergang von Kritik zum Umdenken und Handeln. Die kritische Auseinandersetzung ist das Instrument der Demokratie, denn sie appelliert an die Vernunft. Die Vernunft selbst ist jedoch nicht zentral, weil Wissen und Ratio selten und wenn, dann nie allein die Handlungen des Menschen dominieren. Und was ist überhaupt »vernünftig«? Sind es unsere Denkmuster, die uns letztendlich beherrschen? Brauchen wir nicht Karambolagen, damit wir uns Fällen von Unvernunft bewusst werden? 

			Begriffe, Worte und Konstrukte etablieren sich, werden zu einer »Norm« und halten uns dann in einem Schema gefangen. Daher gilt es zunächst, sie ins Wanken zu bringen und neu zu konstruieren. »Man muss neue Fragen stellen können, wenn man neue Antworten haben möchte«, sprach Friedrich Nietzsche. Mir geht es vor allem um die Erkenntnis, dass so viel möglich ist, wenn man die starren Strukturen erst einmal verlässt. Bei den Zuständen, Entwicklungen und Aussichten, die wir gerade erleben, handelt es sich nicht um Naturgesetze, sondern um das Ergebnis konkreter Handlungen und andauernder Beschallung. Einige Karambolagen sind notwendig und dürfen nicht länger vermieden werden. 

			In diesem Kapitel konzentriere ich mich auf die Zerlegung zweckentfremdeter Begriffe, die spalten und zu unnötigen Aggressionen und Kämpfen führen, etwa, indem sie andere Menschen und ihre Meinungen diskreditieren. Ich musste eine Auswahl treffen, daher gibt es noch etliche weitere, die ich hätte erwähnen können. Zum Beispiel Konstrukte wie Populismus oder Ideologie, die einseitig zur Schmähung dienen und eine rein destruktive Wirkung entfalten. Andere Begriffe sollen dagegen schönreden und täuschen. Der Prototyp dafür ist sicher die »Soziale Marktwirtschaft«, die real überhaupt nicht existiert und von der wir uns – falls es sie ansatzweise je gegeben hat – in rasantem Tempo entfernen. 

			Wichtig ist bei diesem Prozess jedoch, Denkmuster, Dogmen und Systeme zu zertrümmern und nicht Menschen. Die Kugeln auf wehrlose Sündenböcke abzulenken, darf keine Ausflucht sein. Eine feige Ablenkung auf Symptome, Opfer oder Nebenschauplätze entfernt uns von den Grundfesten, auf die wir den Fokus richten müssen. Für die Demontage der Demokratie sind vor allem Profitgier, Macht und Verachtung gegenüber dem »Gemeinen«, besonders den »armen« Menschen, verantwortlich. Unzufriedenheit, Spaltung, Aggression und Abwertung lassen sich zumindest teilweise als Gegenreaktionen deuten. Statt Resonanz, Austausch und Differenzierung rücken Abkanzlungen und einseitige moralische Kategorisierungen stärker in den Mittelpunkt. Dabei führen die uns völlig in die Irre. Also auf zum Zertrümmern. 

			Kritik der reinen Unvernunft 

			»Wir leben immer noch in der Höhle. Wir glauben nur, dass wir zwischen der Höhle und heute zehntausend Jahre Fortschritt zurückgelegt hätten.« Diesen Satz wiederholte gern einer meiner treuesten und kritischsten Unterstützer an der Basis, als ich Abgeordneter in Berlin war. Sein Spruch brachte mich immer zum Schmunzeln. Doch er beschäftigte mich auch. »Fortschritt«, ein Wort mit einer klaren positiven Bedeutung. Eine Bedeutung, die den düsteren Ängsten und Vorhersagen unerschütterlich entgegengeschmettert wird. Der Fortschritt ist mächtig, nicht aufzuhalten und weist in eine Richtung. Rückschläge sind kurzfristig und werden überwunden – man schreitet voran. Mit dem Begriff assoziieren wir vor allem Technik, Wissenschaft, Markt und Möglichkeiten. Sämtliche Kritik am Fortschritt wird als Rückständigkeit und Pessimismus verschrien. Dass aber jede Entwicklung zwei Seiten hat und eine differenzierte Betrachtung positive Auswirkungen haben kann, dringt seltener in unser Bewusstsein. 

			Wer würde schon gern noch in einer Höhle – real oder auch geistig – leben? Dass jedoch viele Menschen in Behausungen wohnen, die keinen wirklichen »Fortschritt« zur Höhle darstellen, sie täglich ums Überleben kämpfen, belastet unseren Alltag meist nicht; und dass wir geistig häufiger noch auf die Schatten an der Höhlenwand blicken, als die Hintergründe zu durchschauen, ist ein unbequemer Gedanke, den wir gern den Philosophen überlassen. Wir haben Erfindungen getätigt, technische Fortschritte erzielt, Geheimnisse der Natur entschlüsselt und werden im Mittel doppelt, dreimal so alt wie früher. Eine faszinierende Welt hat sich uns eröffnet, in der das Unmögliche möglich ist. Und so geht es weiter, nur immer schneller und besser. Wir sind der Homo sapiens sapiens – der weise, wissende Mensch. 

			Schon der Name ist eine solche Anmaßung, dass er jede Weisheit ausschließt. Ja, die Menschen haben unglaubliche Dinge entwickelt, die unser Leben erleichtern. Gerade für die Erkenntnisse der Naturwissenschaft kann ich mich enorm begeistern. Aber wie steht es mit der Vernunft? Unserem Bewusstsein? Ist es nicht so, dass eine wachsende Diskrepanz zwischen unseren Erfindungen und Technologien einerseits und unserer Vernunft, unserem bewussten Umgang damit, andererseits besteht? Dass wir Maschinen, Stoffe und Programme entwickeln, die eine unglaubliche Zerstörungskraft aufweisen, und dass wir alles, was wir erfinden, auch einsetzen? Ohne Skrupel und ohne Sorgfalt? Nutzen wir unser Hirn, unser Wissen, unsere Kreativität nicht eher für die Innovation selbst, als über ihre Folgen nachzudenken? Wer ist das »Wir« in diesem Bild überhaupt? Streng genommen sind es immer ein paar besonders intelligente oder begabte Individuen, die etwas – teilweise im Team oder aus Zufall – entdecken oder entwickeln. Und über den Einsatz ihrer Errungenschaften entscheiden nicht sie selbst und auch keine »vernünftigen« Prinzipien oder die Gemeinschaft, sondern eher Kriterien wie Macht oder Profit. 

			Weder der Fortschritt noch die sogenannten »drei Kränkungen« haben die Menschheit davon abgehalten, fest zu glauben, dass ihre Lebensweise wie ein Naturgesetz vorgegeben sei, dass alles um sie kreise, dass sie nie an Grenzen stoßen könne. Die erste, die kosmologische Kränkung, ist die Erkenntnis, dass die Erde – und damit auch der Mensch – nicht den Mittelpunkt unseres Sonnensystems darstellt. Die zweite, die biologische Kränkung, ist die Erkenntnis, dass es sich beim Menschen nur um ein Tier handelt, das sich wie so viele andere über einen langen Zeitraum auf der Erde entwickelt hat. Die dritte, die psychologische Kränkung, ist die Erkenntnis, dass der Mensch nicht einmal über sein eigenes Bewusstsein gebietet, dass wir nicht alles, was in und mit uns passiert, selbst bestimmen. Diese Einsicht geht vor allem auf die Psychoanalyse Sigmund Freuds zurück, der die drei Kränkungen ursprünglich beschrieben hat. Auf das Bewusstsein kommen wir später wieder zu sprechen. Trotz der drei Kränkungen – und eventueller  weiterer, die seitdem diskutiert werden – halten wir Menschen jedoch uns und unseren Verstand immer noch für weit überlegen.42 

			Die Gefahr der atomaren Auslöschung ließ die Menschen einmal nachdenklich werden, aber davon ist nicht mehr viel zu spüren. Das Bewusstsein über die Zukunft, unsere Lebensgrundlagen und unsere weiteren Entwicklungen hat sich eher bedingt auf andere Bereiche übertragen. Dabei sollten wir Mythen und Dogmen doch hinterfragen, ihre täuschenden Bedeutungen auseinandernehmen. Selbst wenn wir die Höhle verlassen, sind wir vielen Täuschungen ausgesetzt und wie sehr wir uns auch bemühen, werden wir nie alles überblicken können, vor allem nicht allein. Punktuelle Empörungen, spontane Bewegungen, Demonstrationen, die aufwallen und abebben, helfen uns ohne eine Gesamteinordnung, ohne Permanenz nicht wirklich weiter. Dem »Stopp«-Sagen muss ein Auseinandernehmen, ein Zertrümmern von Konstrukten folgen, das schließlich wieder in einer Montage mündet. Dieser Prozess steht im Dienste des Gemeinwohls, des Neuaufbaus der demokratischen Gesellschaft. Dabei sollte man eher die Unvernunft als die Vernunft im Blick haben.

			Immanuel Kant hätte 2024 seinen 300. Geburtstag gefeiert. Einigen fällt bei diesem Namen vielleicht die Kritik der reinen Vernunft ein. Kant gilt als der »Zertrümmerer« der bis dahin gelehrten Philosophie. Aber er zertrümmerte nicht nur althergebrachte Sätze, sondern verknüpfte sie auch und baute daraus neue auf. Karl Marx, Sigmund Freud, Friedrich Nietzsche und andere zertrümmerten dann wiederum seine Erkenntnisse, obwohl sie seine Analysen produktiv nutzten. Kant hat der Vernunft einen vielleicht zu hohen Stellenwert eingeräumt. Der unerschütterliche und stetige Glaube an die Ratio und daran, dass sie sich durchsetzen wird, hat den Menschen viele Illusionen und falsche Hoffnungen beschert; etwa vom Fortschritt, der am Ende alle Probleme löst, von der Wirtschaft, dem Markt, der alles regelt. Aber wenn Hoffnungen unerfüllt bleiben, zieht Frust herauf. Dabei hängen Fortschritt, Wirtschaft, Markt, überhaupt alle menschlichen Konstrukte sowie deren Einsatz doch vom Menschen ab.

			Trotz aller Demontage, die Kants Philosophie anrichtete, hat sie viele Denker beeinflusst und Gedanken ausgesprochen, die auch heute noch unser Bewusstsein erreichen sollten. So ging er davon aus, dass der Sieg der Vernunft eine kollektive Leistung darstelle. Zur selben Einsicht kamen später vor allem Karl Jaspers und Hannah Arendt. In Vita Activa schrieb selbige, dass Menschen »zwar auch vernünftige und nachdenkende« Wesen seien, »zuallerst aber tätige«.43 Die Handlungen sind am Ende entscheidend. Kants Zitat: »Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen«, passt dazu gut ins Bild. Darum kreist auch der dritte Teil meines Buches. Mit der Ergänzung, Verstand und Emotionen nicht zu trennen und bei der Vernunft auf das Korrektiv zu setzen.

			Meines Erachtens nach kommt nicht nur den Philosophen, sondern einem jeden Menschen die Aufgabe zu, sich des eigenen Verstandes zu bedienen und Glaubenssätze zu hinterfragen. Es ist nicht anmaßend, sondern im Gegenteil erforderlich, besonders die großen Geister und gerade die mächtigen Individuen zu prüfen, sie zu fordern. Macht lädt zum Machtmissbrauch ein. Da wäre die Politik gefragt, aber sie prüft und kontrolliert die Mächtigen gerade nicht, viel eher ist es andersherum. Zu schnell dienen Wissen und Fortschritt vor allem den Interessen einiger weniger Profiteure. Um dem entgegenzuwirken, wurde die Demokratie erfunden. 

			Das Korrektiv, das Schwert der Bevölkerung, ist aber stumpf geworden. Mit Brot und Spielen, mit schönen Worten gaukelt man der Bevölkerung ihre angebliche Macht noch vor. Mein letztes Buch beginnt mit den Worten: »DEM DEUTSCHEN VOLKE – steht in einer Länge von 16 Metern in großen Lettern auf dem Hauptportal des Reichstagsgebäudes«.44 Aber für welchen Politiker ist das noch mehr als eine historische Verzierung? Die liberale Politikerin Hildegard Hamm-Brücher und die Publizistin Daniela Dahn haben dazu sehr passend geschrieben: »Die Macht geht vom Volke aus und kehrt nie wieder dorthin zurück.«45 Verführerisch und beruhigend wirkt die stets gepredigte Hoffnung, dass jede Stimme zählt, dass man nur wählen gehen muss, dass die Politiker den Rest schon übernehmen. Dann hat man für Jahre seine Schuld getan, seine Macht ausgeübt. Und wenn wir uns nicht mehr verführen und beruhigen lassen, kippt unsere Einstellung schnell zu: »Ich allein kann doch eh nichts machen.« Beide Muster sind menschlich, lassen sich erklären. Die Magie der reinen Unvernunft. 

			Kritik des reinen Guten 

			Gut und böse, schwarz und weiß, positiv und negativ. Wahrheit und Lüge, Freiheit und Tyrannei, links und rechts. Wir lieben Schubladen und Kategorien. Fällen wir schnelle Urteile, ordnen Taten oder gleich Menschen in ein festes Raster ein, dann muss sich unser Bewusstsein nicht mehr mit ihnen auseinandersetzen. Als wir noch in der »Höhle« lebten, war dies sehr hilfreich. Das Raubtier ist böse, also besteht Gefahr, also müssen wir fliehen. Diese schnelle Beurteilung konnte früher uns und unsere Familie vor dem Tod bewahren. Unser Leben, vor allem das Zusammenleben, gestaltet sich heute zwar komplexer, kategorisieren, beurteilen und schlussfolgern tun wir aber immer noch schnell – insbesondere, wenn wir regelmäßig mit Informationen bombardiert werden, die unsere Aufnahmefähigkeit übersteigen. 

			Beginnen wir mit dem Klassiker, der Frage aller Fragen: Ist der Mensch im Grunde gut oder ist er böse? Während die philosophische Debatte meist recht differenziert verläuft, wird in der Politik, in den Medien gern eine einseitige Festlegung getroffen. Man gesteht nicht nur zu, dass es Gut und Böse gibt, sondern trifft gleichzeitig auch Aussagen, wer zu welcher Kategorie gehört. Der Historiker und Autor Rutger Bregman legt in seinem Buch Im Grunde gut auf fast 500 Seiten dar, dass wir Menschen eher gut als böse sind.46 Damit wäre eine weitere menschliche Kränkung abgewehrt – genau, was wir gerade in diesen Zeiten hören wollen. Dann kann auch alles gut werden, so Bregman: »Eine gerechte Welt wird möglich, wenn wir erkennen: Wir sind besser als wir denken.« Der Bestseller ist prall gefüllt mit Beispielen und Geschichten von guten Taten, welche die Ehre der Menschheit retten sollen. Sehr eindrucksvoll und es spendet fast Trost, die Auflistung zu lesen. Auf eine Diskussion der vielen Gegenbeispiele verzichte ich an dieser Stelle. Davon wimmelt es in anderen Büchern, darunter etliche Bestseller. Schon dies zeigt unsere Spannbreite. Wir haben teilweise ein zutiefst schlechtes Bild von uns selbst, aber hören auch gern das Gegenteil; wir mögen Harmonie, doch stiften zu häufig Disharmonie.

			In der Tat neigen wir dazu, die schlechten Taten, das Böse besonders zu betonen. Die Geschichte ist voll davon, ebenso wie die Gegenwart. Man werfe nur einen Blick in die Nachrichten. Jedem vorgestellten Beispiel einer guten Tat stehen hunderte böser Taten gegenüber. Ich folge Rutger Bregman dahingehend, dass uns schlechte Ereignisse psychologisch gesehen mehr belasten, als einige gute Ereignisse dies wieder ausgleichen können. Es stimmt aber auch, dass wir uns schnell an schlechte Nachrichten gewöhnen, uns immer weniger darüber empören. Wir haben die Fähigkeit, die abscheulichsten und die selbstlosesten Taten zu vollbringen. Und beides nicht nur im Affekt, sondern im vollen Bewusstsein. Sind die Kategorien »Gut« und »Böse« so überhaupt sinnvoll? 

			»Im Grunde Gut« ist jedenfalls genauso einseitig und unhaltbar wie »im Grunde Böse«. Ich glaube auch daran, dass die Menschen nur überleben konnten, weil sie kooperiert, sich geholfen und miteinander geteilt haben. Vor allem, solange die sozialen Einheiten überschaubar waren und es genug Platz gab. Doch wenn wir uns unsere nächsten Verwandten anschauen, die Schimpansen, dann stellen wir fest, dass sie zwar auch in Gruppen zusammenleben, dabei aber nicht so friedlich und gutmütig sind, wie wir lange dachten. Aggression und Ausgrenzung gibt es bei ihnen nicht nur zwischen, sondern sogar innerhalb einer sozialen Einheit. Bei den eher friedlichen Bonobos, die wir häufig mit Schimpansen verwechseln, sieht das allerdings schon wieder ganz anders aus. Der Mensch ist ohne Zweifel ein soziales Wesen. Doch trotz dieser überlebenswichtigen Kooperation, des überall auftretenden Gemeinsinns, der möglichen selbstlosen Opferbereitschaft für andere, erleben wir fast permanent Handlungen, die wir als schlecht und böse kategorisieren würden. 

			Alles, was wir »unmenschlich« nennen, wird von Menschen verübt, ist mithin also doch menschlich. Dafür, dass wir uns so weit über alle anderen Lebewesen erheben, benutzen wir eine ziemlich täuschende Sprache. Ich glaube nicht mehr, dass der Fortschritt, die Entwicklung der Menschheit, linear auf gut oder zumindest besser hinausläuft. Die Gewalt, die Unterdrückung, die Ausbeutung, die Täuschung, die Gier haben sich zwar teilweise gewandelt, treten perfider, versteckter hervor, sind aber immer noch ein Teil unserer Gesellschaft. Und das, was wir als »zivilisiertes Verhalten« bezeichnen, ist nichts als ein dünner Firnis, der sich ohne soziale Kontrolle in Krisensituationen schnell auflösen kann. Nur wenn die Gemeinschaft zuvor klare Regeln geschaffen hat, die Fehlverhalten zu sanktionieren, führt dies zu einer Begrenzung der »bösen« Taten, wenn auch nicht der »bösen« Absichten. Deren Eingrenzung ist ungleich schwieriger. Dabei spielen gerechte Behandlung, Wertschätzung und Würde wohl eine wichtige Rolle. Moralische Werte, auf die man sich einigt, wirken nur dann, wenn sie von allen eingehalten werden. Doppelmoral ist kontraproduktiv. Die Frage, warum wir sowohl gut als auch böse sein können und was dies beeinflusst, ist viel komplizierter und wichtiger als die Frage, ob wir das eine oder andere sind. Was liegt in unseren Genen, was kommt von der Sozialisierung? Warum nutzen wir diese Kategorien überhaupt so gerne? Welche Regeln brauchen wir und welche Vorbilder?

			Das wäre die gesellschaftliche Diskussion, die wir eigentlich führen sollten. Ja, wir brauchen einen Wertekompass, aber den können wir nur im Kollektiv erstellen. Dazu müssen Mythen und Täuschung beseitigt und moralische Vorgaben hinterfragt werden, wo die Gefahr besteht, dass sie in Wahrheit Doppelmoral sind. In den Worten des Philosophen Slavoj Žižek:

			»Die grauenvollsten Verbrechen werden menschheitsgeschichtlich als notwendig im Dienst des Guten legitimiert – und zwar bis heute. So berührt sich das Böse mit dem moralischen Gesetz in uns, das uns Kant zufolge auferlegt, selbst zu bestimmen, worin unsere Pflicht besteht«.47 

			Die Selbstbestimmung muss aber innerhalb der Gesellschaft, in der gegenseitigen Abwägung stattfinden. Das »Wir sind besser als wir denken« ist eine Illusion, die uns vielleicht ein besseres Gewissen verschafft, aber nicht weiterbringt. Wir sind im Grunde weder gut oder böse. Allerdings können und sollen wir besser sein, als wir denken. Dafür muss jedoch zuerst der Schein, die Täuschung des Guten zertrümmert werden. Das sollte uns ein Ansporn sein. 

			Kritik des zwanghaft Positiven

			Juliane Marie Schreiber hat ein Buch über das Positive geschrieben, das einer ganz anderen Herangehensweise folgt, als dies Bregman getan hat. Der Untertitel verrät bereits den Tenor: Eine Rebellion gegen den Terror des Positiven.48 Mutig, denn die Politologin und Publizistin hat nicht geschrieben, was die meisten wohl hören wollen. Das ist dringend notwendig. In den Nachrichten über die Welt wird man einerseits zugebombt mit negativen Botschaften, und andererseits wird gelächelt und schöngeredet, was das Zeug hält. Gerade bei all dem Übel muss man doch am Ende sagen: Alles wird gut. Optimismus und eine positive Lebenseinstellung werden präsentiert und erwartet. 

			Natürlich wird Deutschland Europameister. Wer das nicht sagt, ist ein Miesepeter und verdächtig. Man mag den schlimmsten Albtraum hinter sich haben, in der Öffentlichkeit darf man nur darüber reden, wenn man am Ende dennoch positiv in die Zukunft schaut. Überall Sinnsprüche, positive Weisheiten für das gute Leben. Optimismus muss man ausstrahlen, völlig egal, ob man ihn auch verspürt. Für Politiker ist das eines der obersten Gebote. Vergesst das Gewissen, ignoriert die Argumente und die Fakten – wer keinen Optimismus und keine Zuversicht ausstrahlt, wird nicht aufgestellt und nicht gewählt. Da ist was Wahres dran. Deshalb sind Armut, wachsende Ungleichheit, Klimakrise und Artensterben auch keine Probleme – und falls doch, kriegen wir sie garantiert in den Griff. Dieser Zwang zum Positiven fördert Leugnung, Ignoranz und Schönreden. Die Politologin Juliane Schreiber schreibt dazu:

			»Der gesellschaftliche Druck, unter allen Umständen positiv zu sein, ist so hoch wie noch nie. Glück ist zum Fetisch geworden. Unternehmen, Denkfabrik, Coaches, Nachbarn und vor allem die Werbung, terrorisieren uns damit, positiv zu sein und mehr noch, sie stigmatisieren diejenigen, die es nicht sind.«49 

			Ein Druck entsteht, der einer positiveren Gesamtstimmung im Gegenteil sogar abträglich sein könnte. »Der Terror des Positiven« charakterisiert Menschen, die verängstigt sind, die Schlimmes erlebt haben, die Kritik üben, die ehrlich ihre Gemütslage ausdrücken, als negativ. Aus der »negativen« Einstellung wird dann auch schnell ein »negativer« Mensch. Andere nennen sie unverhohlen »Versager«, denn wenn sie nur wollten, könnten sie ja anders; eine Differenzierung findet nicht statt. 

			Sich mit der menschlichen Psyche im Allgemeinen und der eigenen Psyche im Besonderen zu beschäftigen ist spannend und wichtig. Therapeutische Hilfestellung kann sicher weiterhelfen. Verlangte Dauerhochleistung und Daueroptimismus erschöpfen, machen krank, erfordern dann besondere Hilfe. Die Wurzel negativer Gefühle liegt nicht immer in der eigenen Natur begründet. Alles kann man eben nicht schaffen, wenn man nur will. Nicht jeder ist seines eigenen Glückes Schmied und schon gar nicht jederzeit. Chancenungleichheit, prekäre Lebensverhältnisse, Schicksalsschläge und Krankheiten können den besten Schmied zur Aufgabe zwingen oder in seiner Arbeit beschränken. Für mich gehört es zur Freiheit, dass eine Gesellschaft sich auch diese negativen Gefühle eingesteht, sie thematisiert, ganz ohne direktes Urteil. Nur so kann man konstruktiv mit ihnen umgehen, sie dort eingrenzen, wo sie andere Menschen betreffen. Die Neurowissenschaftlerin Maren Urner sagt: »Es gibt keine negativen Emotionen.«50 Das legitimiert uns nicht, sie an anderen auszulassen, aber sie gehören zu uns. Und wenn es um Gefühle geht, die wir durch die Gesellschaft, durch die Politik empfinden, dann müssen sie auch öffentlich deutlich werden. Emotionen und Verstand lassen sich nicht trennen. Genau das müssen wir verstehen, wenn wir begreifen wollen, wie es zu welchen Handlungen kommt.

			Damit ist es längst wieder politisch geworden. Zum Lobbyismus, zur Manipulation durch Profitinteressen gibt es vor allem zwei Bezugspunkte. Werbung ist immer noch die wirkungsvollste Art der Beeinflussung. Die Werbewirtschaft verzeichnete in Deutschland 2023 ein Marktvolumen von knapp 50 Milliarden Euro. Eine gigantische Zahl. Mit nach eigenen Angaben 900 000 Beschäftigen übersteigt diese Branche sogar die Automobilindustrie.51 Dabei verschwimmen jedoch oft die Bereiche zwischen Werbung, PR und Journalismus. Journalisten fühlen sich teilweise »gezwungen« – weil sie sonst von ihrer Arbeit kaum leben können – sich auch über Werbung und PR zu finanzieren. Das wirkt sich auf ihre Arbeit aus. Im stark wachsenden Bereich der digitalen Werbung verschwimmen alle Konturen: Fast kein Influencer oder ein Social-Media-Profil mit hoher Reichweite funktioniert ohne Werbegelder. Der Arzt, der Gesundheitstipps gibt, die Psychologin, die Lebensweisheiten verbreitet, die Köchin, die Rezepte empfiehlt – alle machen Werbung und werden dafür honoriert. Und alle sind voll positiver Energie, machen großartige Versprechen mit glänzendem Lächeln. Optimierter Optimismus, wie die Werbung insgesamt. Sie fördert nicht nur den Konsum oder verleitet zu sinnfreien Ausgaben, sondern prägt eine ganze Kultur. Damit ist sie die Triebfeder hinter dem Terror des Positiven. Wir lernen, wie einfach und positiv Lügen, Täuschen, Betrügen doch ist. Wofür wir unbedingt Geld ausgeben sollen, was gerade im Trend liegt, was wir nicht verpassen dürfen. Vorgelebt, dargeboten von gesunden, schlanken, schönen und vor allem positiven Menschen. Der Fortschritt besteht darin, dass sie mal eine andere Hautfarbe haben, selten auch etwas älter sind. Aber krank, unscheinbar, beeinträchtigt und vor allem negativ dürfen sie nicht sein. Bei der dauerhaften Beschallung prägt uns das alles enorm. 

			Der zweite Punkt ist eigentlich eine Ausnahme von der Tyrannei des Optimismus. Wir machen uns, vor allem in der Politik, gern lustig über die »German Angst«, die angebliche Furcht der Deutschen vor allem Neuen. Aber spannend ist, dass sie dort, wo man den Profit befeuern oder ihn zumindest konstant halten kann, gerne instrumentalisiert wird. Wenn wir dieses Kraftwerk abschalten, gehen alle Lichter aus! Bei der Einführung des Mindestlohns explodiert die Arbeitslosigkeit! Ohne zusätzliche Waffen überrollen uns morgen die Panzer! Die Keule des »Alarmismus«, der übertriebene Warnungen der Lächerlichkeit preisgeben will, hat nur eine sehr eingeschränkte Schlagkraft. Sie wird immer dann erhoben, wenn der Wohlstand der Reichen oder unsere zerstörerischen Lebensgrundlagen betroffen sind, nicht aber, wenn es um die Profitinteressen der Mächtigen geht. 

			Lob der Hoffnungslosigkeit 

			Angst und Skepsis auszustrahlen ist also nur erlaubt, wenn damit eine mächtige Lobby Profit machen kann oder es in die herrschende Machtpolitik passt. Ansonsten gilt: »optimism sells.« Wenn man in der Politik an Problemen, Krisen, unangenehmen Themen nicht mehr vorbeikommt, sie zu groß geworden sind, um sie zu ignorieren, dann helfen die bewährten Mittel: Kleinreden, Beschönigen und vor allem Hoffnung geben. Das lieben wir, das brauchen wir alle. Ungeachtet dessen, dass uns späteres Handeln häufig teurer zu stehen kommt. Der Terror des Positiven ist ein Zwang zur Hoffnung. Nur der gemeinste Dieb raubt doch die Zuversicht. Ich halte keinen Vortrag, trete auf keiner Veranstaltung auf, bei der nicht Fragen kommen wie: »Aber was kann man denn tun?« oder: »Worauf sollen wir noch hoffen?« Sie sind mehr als berechtigt. Aber ist Hoffnung immer automatisch gut? Löst sie unsere Probleme? Vielleicht brauchen wir Hoffnung, um nicht zu resignieren, doch vielleicht hält sie uns auch davon ab, wirklich etwas zu tun. Wir nehmen die Realität leichter hin, wenn wir glauben, irgendeine Macht werde schon alles richten. Dann wählen wir halt mal eine andere Partei. Mehr Bildung, mehr Informationen, mehr Fakten, mehr Irgendwas – dann passt das schon. Mit der nächsten Regierung, der nächsten Klimakonferenz, der nächsten Zielvereinbarung kommt alles in Ordnung. 

			Ist die Hoffnung nicht eine Flucht vor der Realität und vor der Absurdität des menschlichen Lebens? Diese Frage stellte sich der Literaturnobelpreisträger Albert Camus. Er warnte davor, sich auf die Hoffnung zu besinnen. Wahrer Fortschritt finde sich nur abseits der Hoffnung.52 Ohne die Sorge, dass in ihrer Abwesenheit die Gefahr der Selbstaufgabe oder gar Verzweiflung besteht, setzte Camus entgegen: »Man verzweifelt, wenn das, was man erhofft, sich nicht verwirklicht«53 – vor allem, wenn dies immer wieder geschieht. Aufgabe, Gleichgültigkeit stellt für Camus aber keine Option dar. Im Gegenteil. Was nicht gewiss ist, darf nicht angenommen oder erhofft werden. Akzeptieren muss man die Dinge, so wie sie gerade sind, in der – ihm zufolge – absurden menschlichen Welt. Ich würde ergänzen, dass man dann auch die Verantwortung für sie übernehmen muss. Camus fordert »eine neue Zivilisation«, geprägt von einer Wahrheit, in der die Hoffnung überflüssig und das Leben zum Wert und Maßstab wird. 

			Ich bin skeptisch, ob solch ein Bewusstseinssprung für uns möglich ist. Mir gelingt es nur unzureichend, mich von der Hoffnung loszureißen, obwohl ich genau wahrnehme, wie sehr sie gerade viele Menschen zermürbt – vor allem diejenigen, die sich für eine »bessere« Welt einsetzen. Mir ist auch klar, dass die Hoffnung trügerisch sein kann und oft zur Täuschung benutzt wird. Mittlerweile gibt es eine regelrechte Hoffnungsindustrie. Sie zu stiften, zu predigen verspricht hohe Umsätze. Und sie wird politisch genutzt, um wirkliche Veränderungen, notwendige Maßnahmen aufzuschieben. Ein Dilemma. Der Ausweg könnte gerade im Zertrümmern liegen. Die riesige Hoffungskugel wird nicht zu Staub zermalmt, sie muss aber ihre Allmacht zur Schicksalsergebenheit verlieren. Wir sollten uns ohne Verlass auf einen möglichen Plan B, der Hoffnung voll auf das Wesentliche konzentrieren. Heilsfantasien wie: »Die Welt ist ungerecht und ich werde unterdrückt, dafür lebe ich nach dem Tod im Paradies«, dürfen keine Option sein. Die häufig seitens der Politik instrumentalisierte falsche Hoffnung muss demontiert werden. Dabei dürfen aber nicht Verzweiflung und Hoffnungslosigkeit an ihre Stelle treten, sondern Mut und Aktivität. 

			Kritik der (linken) Vernunft

			Ursprünglich verwiesen die politischen Bezeichnungen »links« und »rechts« nur auf die Sitzordnung der Französischen Nationalversammlung des Jahres 1789. Links saßen die liberalen-demokratischen und rechts die konservativ-reaktionären Kräfte. Heute passt die FDP im Bundestag gut zwischen Union und AfD. Viele »Rechte« bezeichnen sich nicht als konservativ. Im Europaparlament sitzen seit der letzten Wahl drei rechte Fraktionen. Rechts ist wieder in, wird nicht mehr verheimlicht, obwohl sich an der Gesinnung der Wähler und Politiker nichts geändert hat. Wenn, dann grenzt man sich noch von den Rechtsextremen und Faschisten ab. Aber auch diese angebliche Mauer bröckelt: Post- oder Neofaschisten gewinnen überall in Europa Wahlen und eine EU-Präsidentin, die zwar aus dem konservativen Lager stammt und sich häufig liberal gibt, arbeitet mit Neofaschisten zusammen. Ursula von der Leyen nimmt es zur Machtsicherung nicht so genau damit, wer sie mitträgt und wem sie dafür Posten gibt.

			Soziale oder sozialistische Parteien, die traditionell im linken Lager verortet waren, haben sich von ihrem Erbe zumindest in der Realpolitik längst verabschiedet. Gerade in der Finanz- und Wirtschaftspolitik sind sie mittlerweile voll auf der Linie des neoliberalen Mainstreams. Geblieben ist ein wenig Folklore, ein paar Bezeichnungen und in den Programmen oder im Wahlkampf wird noch mal »links« angetäuscht. Wenn auch dies, wie beim französischen Präsidenten Emanuel Macron, wegfällt, alles zu einer entkernten One-Man-Show wird, ist der Absturz bei enttäuschter Hoffnung vorprogrammiert: »Die linken Parteien mit ihren Partei- und Staatsintellektuellen dachten und sprachen fortan nicht mehr die Sprache der Regierten, sondern jene der Regierenden«.54

			Selbst ordnen sich die meist der linken Mitte oder gleich der Mitte zu. Kein Wunder, dass sie ihre eigentliche Stammklientel häufig verloren haben und in einigen Ländern vollständig ums Überleben kämpfen, auch weil die Unterscheidungen zu den anderen Parteien verwischen. Die meisten Grünen sind ebenfalls von links in die diffuse Mitte gerückt und heute teilweise »bürgerlicher« als die der anderen sozialen Parteien. Meines Erachtens ist es gerade diese Entwicklung, die einige Konservative so anstachelt. Sie fürchten die Konkurrenz um ihre Stammklientel, beispielsweise in Baden-Württemberg. Gerade von links strebt vieles in die Mitte. Konservative Parteien haben für die Mehrheitsfähigkeit oft liberale gesellschaftliche Zugeständnisse zulasten ihrer eigentlichen Werte gemacht. Im Gegenzug konnten sie sich dadurch am besten den mächtigen Profitlobbys anbiedern und sind heute am stärksten verflochten im Machtnetz mit Multikonzernen, Medienmogulen und deren Vertretern. An ihre Finanz- und Wirtschaftspolitik haben sich alle anderen angepasst. Immer häufiger gibt es Positionierungen innerhalb von Parteien und Lagern, die man ursprünglich woanders vermutet hätte. Neue Bewegungen entstehen, die sich nur schwer im bisherigen Koordinatensystem verorten lassen. Weitere Kriterien wie etwa progressiv und autoritär, liberal und illiberal, kommen hinzu. Die Beurteilung, die von Öffentlichkeit, Medien und Konkurrenz vorgenommen wird, stimmt oft nicht mit der Selbstdarstellung überein. Täuschung und Stigmatisierung sind dabei von beiden Seiten gang und gäbe. Man möchte gern bestimmte Gruppen ansprechen, aber auch nicht die anderen verprellen. Ich halte die neuen Kategorien nicht wirklich für tauglich und mit Differenzierungen tun wir uns ja eh nicht leicht. 

			Ich möchte hier keine Positionen und Einstellungen relativieren und Feindbilder sind ohnehin schwer zu zertrümmern. Aber es gibt Kämpfe und Feindseligkeiten, die nur als Ritual oder für die Show geführt werden und am Ziel vorbeischießen. Auch deshalb unterbleiben die notwendigen Auseinandersetzungen. Zu viele Täuschungen und Unschärfen der alten Richtungslehre erzwingen eine Dekonstruktion. Schwer fällt die Ein- und Zuordnung schon deshalb, weil sie auf der einen Seite sinnentleert, »modernisiert«, »angepasst« und auf der anderen »dogmatisiert« und »statisch« genutzt wird. Dies betrifft besonders die »Linke« als Ganzes. Jede Abweichung stellt einen Verrat dar. Jetzt muss man natürlich zugestehen, dass dieser Vorwurf ein Stück weit stimmt. Unter falscher Flagge sind gerade in der Realpolitik bei vielen Linken nur wenige ihrer eigentlichen Positionen übrig geblieben. Besonders gut sieht man das an den Jusos, der Jugendorganisation der SPD. An deren Spitzenfunktionen kommt man nur, wenn man stramm linke Positionen vertritt und damit meist konträr zur Politik der Mutterpartei steht. Sobald dann aber ein Mandat oder ein hoher Posten in der SPD winkt, ändert sich das schnell. Nicht selten, dass die besonders »linken« Jusos gerade diejenigen sind, die später am vehementesten gegen »Abweichler« vorgehen und sich von linken Sozialdemokraten abgrenzen. Das hat aber alles wenig mit Links und Rechts oder mit Jugend und Alter zu tun, sondern eher mit Anpassung, mit Macht und Karriere. Erfahrungsgemäß passen sich diejenigen am schnellsten an, deren Überzeugung schon bei den Jusos nicht besonders ausgeprägt war.

			Diese Aufweichung und Zermürbung schwächt die Linke. Dazu kommt noch, dass teilweise bereits ein falscher Halbsatz, eine etwas andere Interpretation einer linken Theorie als Verrat empfunden wird. Fraktionierungen, Aufspaltungen, Theoretisierung ohne konkrete Handlungen sind die Folge. Gerade in Europa ist die Linke auf dem Rückzug, fast überall verliert sie an Mitgliedern und Zuspruch. Die Stärkung der Rechten hat auch mit dem Versagen ihrer Gegenspieler zu tun. Deshalb gilt es, bestimmte Dogmen und Taktiken zu überwinden und zu zertrümmern. Es wird gerade Linken nicht gefallen, aber der beschriebene »Verrat«, vor allem die Anpassung, sobald man in Machtpositionen kommt, ist menschlich. Das politische System mit der »Allmacht« der Regierung und dem Fraktionszwang begünstigt den Prozess natürlich. Es ist aber auch ein Irrglaube, dass »Links sein« bei einer Mehrheit auf einer starken Grundüberzeugung basiert, sich auf ein festes Wertegerüst stützt. Die meisten Menschen würden sich in kein Schema einordnen. Sie haben vielleicht eine soziale Ader, sind eher friedliebend, kritisch gegenüber Eliten – aber was heißt das heute schon? Meist ergibt sich ihre Positionierung aus der Gesellschaft heraus oder über direkte Bezugspersonen. Nicht, weil sie Marx, die neuere Geschichte oder die wirklichen politischen Verhältnisse eingehend studiert haben. Dazu kommen gesellschaftliche Ereignisse. Auf einer Demonstration fühle ich eine starke Gemeinschaft um mich herum und empfinde das, was ich tue, als wirkungsmächtig. Da sind wir wieder bei dem Punkt, dass sich Emotionen und Verstand nicht trennen lassen. 

			Ich bin fest davon überzeugt, dass immer mehr Menschen ihre Wahlentscheidungen von Sympathie oder ihrem »Bauchgefühl« abhängig machen. Und schwindet dieses Gefühl »für« eine Sache, eine Partei, eine Person, dann wird gewechselt oder gar nicht gewählt. Gerade überzeugte Linke oder progressive Kräfte können oder wollen sich das meist nicht vorstellen. Es herrscht immer noch die Meinung vor, dass mehr Bildung, mehr Information, eine bessere Aufklärung, die Menschen schon überzeugen werde. Den »Bauch«, die Emotionen, blendet man dagegen aus. Ich verweise nochmals darauf, wie sehr Emotionen unsere Entscheidungen beeinflussen. Dazu sagt die Neurowissenschaftlerin Maren Urner: »Denn Politik ist nichts anderes als ein Aushandelsprozess über unterschiedliche Gefühle und damit verbundene Werte und Ideen innerhalb einer Gruppe von Menschen zu einem bestimmten Zeitpunkt.«55

			Je unzufriedener, je orientierungsloser, desto anfälliger ist die Bevölkerung für emotional einfache Botschaften. Genau da grätschen rechte Gruppierungen rein. Sie haben schon immer besser gewusst, wie man Emotionen zum eigenen Vorteil lenken kann – sogar oder gerade dann, wenn die Faktenlage nicht auf ihrer Seite ist. Zynisch könnte ich jetzt behaupten, dass sich die Linke zu sehr vom Glauben an die Vernunft hat prägen lassen, ohne selbst immer vernünftig zu handeln. Sie hegt Erwartungen, die unerfüllt bleiben, egal, wie viele Argumente angeführt werden. 

			Lob von Maß und Mitte

			Im Europawahlkampf konnte man sich erneut davon überzeugen, wie wenig Satire in der Parole »Inhalte überwinden« der Satirepartei Die PARTEI doch eigentlich steckt. Köpfe, die meist nicht mal zur Wahl standen, Parteilogos und Wörter, die es kaum zu einem Slogan schafften. Ein Lächeln konnte ich mir bei einem Plakat der SPD nicht verkneifen, das einen Spruch der CDU aus den 1980er- und 1990er-Jahren neu auflegte: »Maß und Mitte«. Ich schaute noch mal hin, ob man da nicht doch ein PARTEI-Logo irgendwo versteckt hatte. Nein, das Plakat war ernst gemeint. Das Gleiche gilt für meine Zwischenüberschrift »Lob von Maß und Mitte«. Ich werde erklären, warum. Sie hätte aber auch »Kritik der extremen Mitte« heißen können. 

			Viele Menschen haben zwar durchaus zu einzelnen Themen eine klare Einstellung, doch eine feste Bindung zu einer politischen Richtung oder zu einer Partei ist damit immer seltener verbunden. Meist bekennen sie sich daher zur Mitte. Dieser Drang zur »Mitte« ist bei Politikern noch größer. Selbst wenn sie keiner entsprechenden Partei angehören, bezeichnen sie sich gern als »Realpolitiker«, als »gemäßigt«. Die Konzentration zu Maß und Mitte hat viel mit dem Streben nach Macht und Karriere zu tun. Bisher war dort am meisten zu holen. Zudem kann man sich in der Mitte als seriöser, ausgewogener Politiker jenseits der Extreme präsentieren. Ich spreche von einer »schwammigen Mitte«, weil sie sehr diffus ist und unterschiedlich definiert wird. Der Soziologe Ulf Kadritzke spricht vom »Mythos Mitte«, der bis auf kleine Ränder das komplette politische Spektrum umfasst und es ermöglicht hat, die Klassenfrage aus dem Diskurs zu drängen.56 Sein Kollege Andreas Reckwitz benutzt die Begriffe »neue Mitte« und »alte Mitte«. Klar sei, dass man trotz aller bleibender Diffusität zwischen soziologischer und politischer Mitte unterscheiden müsse. Beides werde gern vermengt und bei beiden ordne man sich gerne ein. 

			»Die Mitte ist eine sehr suggestive Metapher, die das soziale und kulturelle Zentrum der Gesellschaft im Unterschied zu ihren Rändern markieren soll. (…) Der Mythos der Mittelklasse ist überraschend ungebrochen, alle bekennen sich zur Mitte, gleichzeitig handelt es sich aber um eine kognitive Dissonanz. Das Selbstbild hängt immer noch an den alten Vorstellungen von Mitte, aber diese Mitte gibt es gar nicht mehr, sie ist auch sozialstrukturell gespalten.«57

			Wenn, dann eignet sich am ehesten die Vermögenslage zu einer Kategorisierung. In unserer ökonomisierten Geldwelt lässt sich anhand des Wohlstandes am besten ablesen, zu welchem Teil unserer Gesellschaft man gehört. Mit Leistung hat dies gerade hierzulande immer weniger zu tun, vielmehr von den Chancen, die wiederum sehr stark vom Vermögen der Eltern abhängen. Der Gini-Koeffizient liegt, wie bereits erwähnt, in Deutschland bei 0.77. Schaut man sich die Verteilung genauer an, sieht man, dass das reichste Zehntel mehr als 67 Prozent des Vermögens besitzt, während das restliche Drittel auf die nächsten etwa 40 Prozent der Bevölkerung kommt. Ist das dann die Mitte? Die untere Hälfte der Bevölkerung hat praktisch nichts, oder besser gesagt, halten sich dort Verschuldungen und geringe Vermögenswerte die Waage.58 Diese Menschen gehören trotz ihrer großen Zahl sicher nicht der Mitte an. Sie besitzen kein Gemeinschaftsgefühl, dafür lassen sie sich aber politisch gerne gegeneinander ausspielen, sehr zur Freude der Wohlhabenden. Die Krisenjahre haben gerade die ärmere Hälfte, doch auch die Mitte stark gebeutelt. Aber wunderbar, dafür konnte das oberste Prozent richtig zulegen: Laut Oxfam verbuchte diese kleine Gruppe in den Jahren 2021 und 2022 stolze 81 Prozent des Vermögenszuwachses für sich. Die Superreichen zahlen zudem in Deutschland kaum Steuern. Würden wir hierzulande die Vermögenssteuer des maßvollen Steuerparadieses Schweiz erheben, kämen 73 Milliarden jährlich rein, mit der man eine deutliche Chancengleichheit wohl doppelt bezahlen könnte.59 

			Diese Ungleichheit ist nicht vom Himmel gefallen, sondern wurde von der breiten politischen Mitte so gewollt und produziert. Ein gewichtiger Grund dafür besteht darin, dass die Steuern auf den Faktor Arbeit vergleichsweise hoch, die Steuern auf Erben und Vermögen jedoch lächerlich niedrig sind. Gerade in der politischen Mitte spricht man gern von den hart arbeitenden Menschen und von der Leistung, die sich lohnen soll. Aber ihre Politik schröpft und vernachlässigt gerade diese Gruppe, auf die sie sich immer wieder beruft. Die Leistung vieler vollzeitbeschäftigter Menschen lohnt sich doch kaum. Immer noch gibt es in Deutschland einen riesigen Niedriglohnsektor. Bis 2021 arbeitete mehr als jeder Fünfte für einen Lohn, von dem man nicht leben kann. Erst durch den Mindestlohn sinkt diese Zahl nun. Aber die 12,80 Euro ab 2025 sind immer noch niedrig und nicht einmal auf die geforderten 14 Euro werden sie angehoben. Das wäre ein Plus von nur 1,20 Euro pro Stunde, bei 150 Monatsstunden ganze 180 Euro brutto mehr. Aber ohne Skrupel erhöht sich die politische Mitte mit Zustimmung der politischen Rechten in drei Jahren bereits die zweite Erhöhung ihrer Diäten um 635 Euro auf 11 227 Euro. 

			Eine heuchlerische und extreme politische Mitte, denn mit Maßhalten hat das nichts zu tun. Die eigenen Belange und die Profitinteressen der Wenigen können durch Beschlüsse gern befriedigt werden, aber für die Bekämpfung von Armut, das Klimageld und Bildung fehlt dann das Geld. Maß und Mitte würde man sich da wünschen. Die Forderungen nach einer Erhöhung des Mindestlohns, einem Inflationsausgleich bei den Löhnen, einer Begrenzung des Mietwuchers und der Abschaffung von Kinderarmut werden dagegen als radikal gebrandmarkt. In einer derart reichen Gesellschaft wären dies jedoch nur überfällige Reparaturen. Maß und Mitte hätten wir dann immer noch nicht erreicht. Wie stark wurde der Begriff »Mitte« also gerade in der Politik zweckentfremdet? Er muss dringend zertrümmert werden.

			Lob der Wahrheitsannäherung

			»Dieses Buch sagt nicht die Wahrheit. Tatsächlich ist eine der zentralen Aussagen dieses Buches, dass es eine absolute Wahrheit entweder nicht existiert oder sich zumindest mit unseren herkömmlichen Mitteln, insbesondere der Sprache, nicht ausdrücken lässt. (…) Meiner Ansicht nach existieren so viele Wahrheiten, wie es Wesen gibt, die über die Welt nachdenken.«60

			So beginnt ein Buch des Ingenieurs und »Bewusstseinspublizisten« Jörg Stark über die Entstehung der Realität. Auch mein Buch kann bestenfalls meine Wahrheit darstellen. Vielleicht sollten alle Sachbücher und politischen Reden so beginnen. Natürlich muss ich sehr sorgfältig mit den Informationen umgehen, die ich im Buch verarbeite, meine Aussagen und Quellen genau prüfen. Aber selbst, wenn ich wirklich nur das zu Papier bringe, von dem ich überzeugt bin, dass es der Wahrheit entspricht und ich dies mit Nachweisen und Studien belege, bleibt es meine Wahrheit. Die Aussagen werden nicht bei jedem, der sie liest, vollständig das Gleiche auslösen. Das Bild, die Erkenntnis, die ich mir aus meinen Erfahrungen und Wahrnehmungen bilde, ist für mich wahr. Doch kann ich davon ausgehen, dass es für alle wahr sein muss, dass es eine objektive Wahrheit gibt – zumindest, wenn sie über die gleichen Informationen verfügen? Wahrheit ist ein fragiler Wert. Die Menschen sind trotz vieler Erfahrungen und widerlegten Selbsttäuschungen immer noch zu sehr von ihrer Intelligenz, ihrer Überlegenheit auf dieser Welt überzeugt. Wie lang war die Erde eine Scheibe, hatten Tiere keine Empfindungen, keine Intelligenz? Wir wollen bestimmte Dinge glauben und einige wollen wir auch zur Wahrheit machen. Dabei sind wir keine Maschinen, täuschen uns selbst, sogar auf unsere Erinnerungen ist nicht immer Verlass. Nehmen wir die Erkenntnisse der Naturwissenschaft hinzu, wissen wir schon einiges mehr, aber auch da fällt es mir schwer, von der »Wahrheit« zu sprechen. Selbst in diesem Bereich kann sie manipuliert werden. Wir müssen den Unterschied zwischen Meinung und überprüftem Wissen herausstellen.

			Neben der Wahrheit und der Selbsttäuschung gibt es natürlich die Lüge, die bewusste Täuschung und die Halbwahrheit. Lange kursierten die angeblich 200 Male, die ein Mensch am Tag lügt. Die tatsächliche Studienlage ist zu dünn, aber die Psychologen sind sich durchaus einig, dass das Lügen zu unserem Alltag gehört. Eine Mehrheit gibt bei einer repräsentativen Umfrage an, jeden Tag zu lügen. Die Hintergründe dafür sind breit gesät, von Ausreden, Beschönigungen, aus Höflichkeit bis hin zu Provokation, bewusster Täuschung und Betrug.61 Wer behauptet, er sage immer die Wahrheit, lügt. Wer in der Politik sein Ehrenwort gibt, steht am Abgrund. Der Sozialpsychologe Klaus Fiedler mahnt zur Differenzierung und äußert sich zur Umfrage und der dazugehörigen Studie: »Ich predige seit 20 Jahren, dass wir unsere Heuchelei und diesen moralischen Lügenbegriff aufgeben sollten.«62 

			Ja, unsere Moral und vor allem die Moralkeulen, die gern zum Einsatz kommen, um andere Meinungen zu diskreditieren, müssen dringend besser abgewogen werden: »Ideologe«, »Populist«, und wenn man noch eins draufsetzen will,  »Nazi«. Nicht nur, dass diese Begriffe oft unpräzise und entgegen ihrer eigentlichen Bedeutung benutzt werden, der inflationäre Gebrauch wertet sie ab, macht sie alltäglich. Für gewöhnlich finden sich starke abwertende Kategorisierungen eher an den politischen Rändern, aber ich würde behaupten, dass sich die Mitte dort längst eine zweifelhafte Augenhöhe verschafft hat. Aus der Moral wird dadurch schnell eine Doppelmoral. Ich möchte die bewusste Unwahrheit sicher nicht relativieren, vor allem, wenn sie zum Einsatz kommt, um andere Menschen zu täuschen und politische oder wirtschaftliche Macht zu erlangen. Je höher das Selbstbewusstsein ist, desto mehr versucht man auch, seine Umwelt von seiner Wahrheit zu überzeugen. Das halte ich an sich für kein Problem, würden wir denn alle Menschen schulen, wichtige Aussagen zu überprüfen und kritisch einzuordnen. Im politischen Raum leben wir aber immer mehr in unseren »Bubbles«, nehmen gerne auf und geben weiter, was aus den eigenen Reihen kommt, was unserer Meinung nach dann auch »wahrhaftig« sein soll. Gleichzeitig lehnen wir Aussagen, die aus einer anderen »Bubble« kommen, grundsätzlich ab und bekämpfen sie sogar teilweise. 

			Unbewusste Unwahrheiten werden reproduziert, Wahrheiten gedehnt und verdreht. Es ist unmöglich, eine Einstellung, einen Sachverhalt ganz wertfrei und emotionslos zu betrachten. Je mehr Emotionen wir zu einem bestimmten Thema verspüren, desto mehr wollen wir unsere Überzeugung, unsere Erkenntnis untermauern. Dabei werden wir sicher nicht alle Argumente und Tatsachen überprüfen, teilweise ahnen wir sogar, dass sie zweifelhaft sind. Was macht Fakten überhaupt zu Fakten? Eine weitere Schwierigkeit. Wir können uns der Wahrheit lediglich annähern. Fakten sind nur dann Fakten, wenn sie überprüfbar sind und nur so lange, wie sie auch überprüft werden. Das geht nur im Kollektiv. Die Korrumpierbarkeit des Menschen, aber auch unser begrenztes Wissen sind uns dabei ein stetiger Feind. Teilweise wissen wir gar nicht genug zu einem Thema, teilweise lassen wir Fakten weg oder passen sie ein wenig an – alles nicht unbedingt im absoluten Bewusstsein. Das müssen noch keine Lügen sein, aber genau da würde ich von Halbwahrheiten, von einem gefährlichen Halbwissen sprechen.

			Kritik des gefährlichen Halbwissens

			Als ich in den Bundestag kam, dachte ich, dass ich ziemlich gut über Energiepolitik informiert sei. Meine Erkenntnis nach den ersten Jahren war jedoch, dass ich mit dieser Einschätzung gründlich falsch lag – das Thema ist unglaublich umfassend. Dennoch werden häufig Politiker, die sich kaum mit einem bestimmten Bereich beschäftigt haben, von heute auf morgen zu Sprechern oder Experten diesbezüglich ernannt. Jens Spahn, der mit mir in den Bundestag kam, hat sich in all den Jahren nie mit Energiepolitik auseinandergesetzt, wurde aber nach seiner Zeit als Gesundheitsminister über Nacht der oberste Energieexperte der Union und erzählt seitdem in Talkshows, Nachrichten, auf Anhörungen und Podien, »wie es wirklich ist«, unabhängig von der Meinung derjenigen, die sich schon lange damit befassen. Spahn bildet nicht die Ausnahme, sondern die Regel. Natürlich gibt es Politiker mit Fachkompetenz, aber gerade sie müssen sich häufig unterordnen und bleiben meist in der zweiten oder dritten Reihe, weil die Machtspiele und Taktiken, die einen nach oben bringen, viel zu viel Zeit kosten, um sich inhaltlich weiterzubilden. 

			Aber genau das ist ein Problem, weil es der Politik Vertrauen entzieht. Rhetorisches Geschick und Scheinkompetenz sind wichtiger als das Bestreben, nah an der Wahrheit zu bleiben oder gar die Courage, eine unbequeme Wahrheit auszusprechen. Gleichzeitig wird der Bevölkerung die politische Kompetenz abgesprochen. Bürgerräte? Die haben doch gar keine Ahnung! Jugendliche Wähler? Was wissen die schon! 

			»Orientieren wir uns doch einfach an der Wissenschaft«, hört man dann oft. Das ist für viele die Lösung, denn wer könnte vertrauenswürdiger sein als die Fachleute? So denken gerade diejenigen, die zu Recht die Glaubwürdigkeit der Politik infrage stellen. Nicht jeder kann sich in Nostalgie flüchten oder die Realität schönreden. Aber brauchen wir deshalb eine Expertokratie? Und ist Wissenschaft überhaupt so unfehlbar? Die Strategie, gerade wenn ein Lobbyinteresse dahintersteckt, die Wahrheit zu verschweigen und zu verdrehen, dürfte aus dem Diskurs um Fake News bereits bestens bekannt sein. Aber nicht nur die Politik und die Medien, sondern auch die Wissenschaft wird immer stärker lobbyiert. Eine zunehmend beliebte Methode der Profitlobby ist es etwa, Gegenstudien zu beauftragen mit dem Ziel, vermeintlich wissenschaftliche Halbwahrheiten im Diskurs zu verankern und dadurch Verwirrung zu stiften.

			Wie viele Forschungs- und Studiengelder sind heute von der Wirtschaft abhängig? Auch die Wissenschaft orientiert sich daran, was der Auftraggeber verlangt und selbst seriöse Forschung kann sich auf einen bestimmten Aspekt konzentrieren, gewisse Fakten herausgreifen, andere ignorieren. Es ist nicht unwissenschaftlich, eine Studie aufzulegen, welche gezielt einen bestimmten Aspekt herausgreift. Eine Studie zum Bienensterben etwa konzentrierte sich auf die Varroamilbe und bekam das erwartete Ergebnis bestätigt, dass diese für Bienen schädlich ist. Daraus wurde dann schnell die Halbwahrheit, dass sie für das verhängnisvolle Bienensterben insgesamt verantwortlich sei. Bis dahin waren als Übeltäter vor allem Insektizide und Pestizide ausgemacht worden. Die Milbe übernahm nun diese Rolle. Zumindest konnte man so die menschlich erzeugten Schäden relativieren. Deshalb benennen Medienberichte seit über 15 Jahren die Milbe, häufig undifferenziert, als Hauptverursacher. Es wäre unwissenschaftlich, ihr einen schädlichen Effekt abzusprechen; unwissenschaftlich ist es aber auch, die Wirkung der Gifte und Chemikalien zu verschweigen. In der Politik und den Medien wird erstaunlich wenig Bezug darauf genommen, dass wir insgesamt ein hohes Insektensterben haben und die anderen Spezies nicht von der Milbe betroffen sind. Wäre es deshalb nicht wichtig, nachzuhaken, wer diese Studien bestellt und finanziert hat? Nach eigener Recherche bin ich schnell fündig geworden. Die Fördergemeinschaft Nachhaltige Landwirtschaft ist einer der Hauptauftraggeber. Schon der Name soll in die Irre führen, was für viele Medienberichte auch funktioniert. Es handelt sich dabei um einen Verein landwirtschaftlicher Verbände und Betriebe mit einem Bezug zur Tier- und Pflanzenzucht sowie der agrochemischen Industrie. Dazu gehört zum Beispiel die BASF, die Insektizide, Pestizide und Pflanzenschutzmittel vertreibt. Der Präsident des Vereins ist praktischerweise auch der Präsident des Bauernverbandes. Ich habe aber leider keinen Journalisten gefunden, der darauf hinweist. 

			Ganz grundlegend gehört auch die Fehlbarkeit zur Wissenschaft. Sie ist sogar ein Prinzip ihrer Arbeit. Denn alles beginnt mit einer Hypothese, die auf Beobachtungen, Erfahrungen oder anderen Erkenntnissen aus der Wissenschaft beruht. Diese Behauptung versucht man daraufhin, zu belegen oder zu widerlegen. Aber der gefundene Beleg ist längst kein Beweis, denn es gibt zahlreiche Einflüsse, Variablen und Wechselwirkungen. Seriöse Wissenschaftler sagen deshalb gern: »Soweit wir bisher wissen« oder »Wir stützen uns auf folgende Erkenntnisse«. Immer mit dem Hintergrund, dass andere Studien, weitere Forschung neue Erkenntnisse bringen können. Genau da liegt das Wesen der Wissenschaft. Ergebnisse werden publiziert, andere Forscher beschäftigen sich mit ihnen und bestätigen sie oder kommen zu anderen Schlüssen. Je mehr dies getan wird, desto aussagekräftiger sind die Ergebnisse. Wie lange glaubte die Wissenschaft, dass Radioaktivität völlig ungefährlich für den Menschen sei? Die Wirtschaft vermarktete sie, versprach Wunderdinge. Sie fand ihren Weg in Arzneien, ins Wasser und Zahnpasta, mit dem Versprechen »strahlender« Zähne. Aber die Wissenschaft sollte weiterforschen. Das tat sie auch, allerdings in diesem Fall mit tödlichen Auswirkungen. Die Nobelpreisträgerin Marie Curie starb an einer durch Strahlung verursachten Knochenmarkschädigung. Also sagen wir, sie sollte gewissenhaft und mit gebotener Vorsicht forschen. Je mehr sie Hypothesen aufstellt, belegt oder zurückweist, desto mehr nähert sie sich einer vergleichsweise hochwertigen Form von Wissen an. Auch hier geht es um ein Kollektiv, in diesem Fall von Forschern, die sich gegenseitig überprüfen. Nur so können Fehler reduziert und Täuschungen aufgedeckt werden. Daran sollte sich die Wissenschaft orientieren, statt daran, was ein Auftraggeber oder was die Politik erwartet. 

			Wissenschaft bleibt ein wahrhaftiger und ein wichtiger Beitrag für unsere Gesellschaft. Der Politik kommt die Aufgabe zu, ihre Ergebnisse zu bewerten und Handlungsanweisungen daraus abzuleiten. Die Öffentlichkeit sollte sich derweil fragen, wem bestimmte Studien nutzen, wem sie schaden, welche Gefahren sie bergen und wie man sie missbrauchen kann. Auch ist es hilfreich, der Spur des Geldes zu folgen. Wer profitiert von einem Ergebnis, wer hat die Forschung finanziert, wie kommt die Studie zustande? Diese Fragen müssen zwar mit wissenschaftlicher Expertise, aber letztlich politisch und gesellschaftlich beantwortet oder entschieden werden. Da kommt das große Kollektiv zum Tragen und dafür gibt es eigentlich die Demokratie. Natürlich bleibt am Ende aber ein klarer Unterschied zwischen Meinungen und überprüfbaren Fakten, auch wenn sie nicht die allerletzte Wahrheit darstellen. Die Schmähkampagnen, die teilweise gegen Wissenschaftler geführt werden, sind sicher jenseits jeder Vernunft und Moral. Sie erzeugen gerade keine größere Sorgfalt und Differenzierung. Wie ernst zunehmend ist jemand, der zwar zigmal überprüfte wissenschaftliche Erkenntnisse leugnet, aber gleichzeitig jede steile These aus den Weiten des Äthers unkritisch verbreitet? 

			Zum Schluss noch mal Jörg Starkmuth: »Wir verwenden die Sprache zur Beschreibung von Konzepten, für die sie ursprünglich nie gedacht war, und glauben irrtümlich, mit Worten ließen sich grundlegende Wahrheiten beschreiben.«63 Wissenschaft ist kein Heiligtum, kein Ort der absoluten Wahrheit, aber ein Instrument, uns ihr anzunähern. Sie war nie unfehlbar und stellt man sie als solche dar, grenzt das schon an Missbrauch. Wissenschaft muss frei und unabhängig sein, geprüft und gewichtet werden. Sie braucht einen Kodex, gerade im Umgang mit Politik und Wirtschaft. Es geht um Sorgfalt und um die Kritik, die wir Denkgebäuden, Begriffen und moralischen Bewertungen entgegenbringen sollten. Auch unseren eigenen. Dafür müssen wir immer wieder bewerten, weiterentwickeln und umbauen. 

			




III. (Demokratie-)Montage 

			Die Demontage der Demokratie ist im Prozess, die Karambolagen nehmen zu. In welche Richtung die Kugeln fliegen, lässt sich nur bedingt vorhersehen. Wie ein Kaninchen vor der Schlange zu sitzen und abzuwarten oder die Entwicklung so lange zu ignorieren, wie es nur geht, ist sicher nicht die beste Taktik. Zumindest nicht für die große Mehrheit der Bevölkerung. Die Demokratiegefährdung allein auf die »Rechten« zu schieben ist ein Selbstbetrug und nur eine andere Form der Ignoranz. Es bedarf einer Gesamtbetrachtung. Die Zeit des Herumdokterns, der Flucht zu Nebenschauplätzen ist vorbei. Wir brauchen eine Montage – mitsamt unbequemen Wahrheiten, Vorbildern und Vorreitern. 

			Ich bin schon immer ein Praktiker gewesen. Kritik und Analyse sind unabdingbar, ebenso wie eine Vision – aber daraus sollten entsprechende Vorschläge und Taten folgen. Ich möchte es deshalb nicht bei reinen Betrachtungen belassen, auch wenn ich nicht den Stein der Weisen gefunden habe. Was tue ich also gerade selbst, wie engagiere ich mich nach meinen 19 Jahren Bundestag und wo könnte man ansetzen? Ich beginne mit einer fatalen Karambolage, die ich bisher nicht benannt habe: die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen. Diesen Missstand adressiert die Initiative #überLeben, um die es im folgenden Kapitel gehen wird. Danach kommen zwei Kapitel zu meinem »9-Punkte-Plan«, der ganz konkret die Montage der Demokratie adressiert. 

			1. ÜberLEBEN

			»Was auch immer geschieht: 

			Nie dürft ihr so tief sinken,

			von dem Kakao, durch den man euch zieht,

			auch noch zu trinken« 

			– Erich Kästner

			Alle Jahre wieder 

			Die Konferenz endet mit Nachtsitzungen und Nachspielzeit. Wie jedes Jahr. Die Show verlangt es, der Eindruck soll erweckt werden, dass man alles gegeben, hart gerungen habe. Mehr sei gerade nicht rauszuholen, aber der erkämpfte Kompromiss doch aller Ehren wert. So können alle nach der ganzen harten Arbeit noch zufrieden nach Hause gehen und die vielen Stunden Vorbereitung, die vielen verbrauchten Ressourcen, Emissionen und hohen Kosten rechtfertigen. Kaum eine Delegation, die das Ergebnis nicht schönredet, schließlich müssen doch alle ihren Einsatz und ihre Teilnahme legitimieren. Schon ruft die nächste Konferenz. Was nicht funktioniert hat, schiebt man auf die Bremser, auf die man sich jedes Jahr verlassen kann. Engagierte Verbände kritisieren, dass nicht genug herausgekommen ist, aber selbst sie unterliegen dem Rechtfertigungsdruck. Auch bei ihnen gibt es genug Menschen, die nächstes Mal wieder dabei sein wollen. Eigentlich wissen aber alle, dass die Konferenz vollständig gescheitert und erneut ein Jahr verloren gegangen ist, wo doch gerade Zeit den wichtigsten Faktor, die wichtigste Ressource darstellt. Wie jedes Mal eben. Bei den Konferenzen wird Stillstand zu einer Hoffnung auf das nächste Mal gedreht. Das Glas bleibt immer mindestens halb voll. So läuft es gerade mit vielen internationalen Konferenzen. Speziell gemeint ist hier aber die Vertragsstaatenkonferenz der UN zum Klima, kurz COP (»Conference of the Parties«). Sie fand 2023 in Katar statt, 2024 dann ausgerechnet in Aserbaidschan, unserer neuen Lieblingsautokratie.1 Da stecken wir jetzt unsere Energie, unsere Arbeit rein und unsere Hoffnung. So kommen wir nicht auf »dumme« Gedanken, wie etwa die Ressourcen in wirkliche Veränderungen zu investieren. 

			Zurück zur Realität zu Hause, zu denjenigen, die am Ende die Konsequenzen tragen müssen. Frank klappt seinen Laptop zu und seufzt: »Ist doch alles nicht normal.« Damit meint er die Beiträge, die er gelesen hat, aber speziell das politische Handeln – oder eher Nichthandeln. Die ganzen Umschreibungen, die Begriffe, die benutzt werden: »›Transformation‹, wenn ich das schon lese, ›Green New Deal‹, ›Ökologischer Fußabdruck‹, ›Overshoot Day‹, ›planetare Grenzen‹ – da kann doch keiner was mit anfangen. Raffen die nicht, dass es hier längst nicht um Tiere, nicht um das Wetter, nicht mal um das Klima oder die Natur geht, sondern um uns Menschen? Um unsere Lebensgrundlagen, unsere Zukunft. Wir sind noch keine Cyborgs, die mit dem nächsten Elon-Musk-Raumschiff einfach einen neuen Planeten suchen können.« Frank hat sich schon immer für Naturwissenschaften und Natur begeistert. Er mochte die Schule nicht und deshalb war es nichts mit Abi und Studium. Aber er liebt, was wächst und gedeiht, deshalb kann er seinem prekären Job im Gärtnerbetrieb dennoch was abgewinnen. Und er mag es absolut nicht, wenn etwas verdorrt oder zertrampelt, zerstört wird. 

			Frank ist diese Horrornachrichten leid. Er kann seine Kumpels verstehen, die das alles nicht hören oder gar verstehen wollen. Aber er will verdammt noch mal überleben, und dass auch seine Kinder leben und etwas von der Natur haben. Gerade hat er einen Artikel über die nächste Klimakonferenz gelesen und darüber, dass sechs von neun »planetaren Grenzen« nicht in 10, nicht in 20 Jahren, sondern Stand heute bereits überschritten wurden. Also Grenzüberschreitungen von Bereichen unseres Planeten, die für unsere menschlichen Lebensgrundlagen notwendig sind. Auch hier wieder betitelt mit umständlichen Fachbegriffen, so als wollten die Wissenschaftlerinnen nicht, dass wir sie verstehen. Meine Güte, es geht um die Böden, in denen unsere Nahrung wächst, um sauberes Wasser, um die Luft, die wir zum Atmen brauchen, um den massiven Rückgang der Wildtiere. Um die Verseuchung unserer Lebenswelt durch Chemikalien, Schadstoffe, Plastik. Wäre der Planet doch eine Bank – wir hätten ihn nicht nur längst gerettet, sondern er würde gehegt und gepflegt. Nachhaltig sind wir bisher hauptsächlich in zwei Bereichen gewesen: beim Geld der Vermögenden und bei der Zerstörung der Umwelt.

			Auch Iris beschäftigt sich gerade mit den planetaren Grenzen, aber für die Schule. Sie wollte sie in Beziehung setzen mit der anstehenden Klimakonferenz in einer Autokratie, die eh wieder so enden wird, wie die letzten »Labertreffen«. Wie sollte sie dieses Wissen vermitteln, vor allem kritisch hinterfragen? Muss man nicht gerade bei jungen Menschen Hoffnung verbreiten, statt den ganzen deprimierenden Kram durchzupauken? Iris ist doppelt skeptisch. Sowohl ob diese Nachrichten wirklich stimmen als auch bezüglich unserer Fähigkeit, die Probleme anzugehen. Konferenzen über Konferenzen, Studien, Vorhaben, Versprechen, Zusagen und am Ende sind doch wir die Dummen. Die wenigen Maßnahmen, die ergriffen werden, zahlen vor allem diejenigen, die schon genug arbeiten und dennoch keine großen Sprünge machen können. Dann heißt es von den »Großkopferten« wieder, der Gürtel müsse enger geschnallt werden. Das kann man schon an den ganzen Militärausgaben sehen, die an anderer Stelle eingespart werden. Eine Zahl hat sie sich neulich aufgeschrieben: Die reichsten 10 Prozent der Weltbevölkerung sind für die Hälfte und die ärmeren 50 Prozent nicht mal für ein Zehntel der Emissionen verantwortlich – was für ein immenses Missverhältnis. Sie hat sich außerdem notiert, dass die Weltgesundheitsorganisation (WHO) den Klimawandel als größte Ursache gesundheitlicher Beschwerden für die Menschen betrachtet. Wer kann sich da wohl am besten schützen? Auch in Deutschland verbrauchen die Reichsten deutlich mehr Emissionen und Ressourcen als alle anderen. Dann sollen die doch erst mal einsparen und für den Klimaschutz bezahlen. Iris weiß genau, dass es so nicht laufen wird, deshalb bleibt sie skeptisch und weigert sich dafür geradezustehen. 

			Schauen wir uns noch eine dritte Person neben Frank und Iris an. Marco beschäftigt sich schon sehr lange mit unseren schwindenden, ausgebeuteten Lebensgrundlagen. Im Bundestag war dies 19 Jahre lang sein Thema. Ursprünglich kommt er aus Dortmund, war dort auf einer Brennpunktschule und kennt die Verhältnisse fernab der bürgerlichen Sonnenseite sehr gut. Es ging ihm immer darum, dass die Bewahrung der ökologischen und der sozialen Lebensgrundlagen zusammengehören, weil – da gibt er Frank recht – es am Ende vor allem um uns Menschen geht. Beides ist umfassender Menschenschutz. Genau das will die Politik nicht verstehen. Oder sie versteht es teilweise schon, aber es ist praktisch, die beiden Seiten gegeneinander auszuspielen. So kann man einer Mehrheit einreden, dass Änderungen sie belasten und einschränken würden. Nach der herrschenden Unlogik kostet die Rettung der Lebensgrundlagen viel Geld und das muss vor allem von der Allgemeinheit aufgebracht werden. Die meisten hätten also etwas zu verlieren. Aus der Unlogik ist eine Lobbystrategie geworden und daraus ein politisches Dogma. Dazu beigetragen haben all die »grünen« Vorhaben und Maßnahmen, denen der soziale Ausgleich fehlt. So wächst der Unmut gegen Veränderungen. Das spielt wiederum denjenigen in die Karten, die bereits sehr vermögend sind, den Hauptanteil zur Zerstörung beitragen und damit zumindest in Teilen sogar noch Profit machen. Welchen Einfluss mächtige Profitlobbys beispielsweise im Energiebereich ausüben, hat Marco im Bundestag schnell lernen müssen. So ist er eher unfreiwillig zum Experten für Lobbyismus und Demokratiemontage geworden.

			Während seiner Zeit im Bundestag sprach Marco öffentlich darüber, wie sehr Beschlüsse nicht von Argumenten, Fakten oder Bevölkerungsmehrheiten, sondern von Profitlobbyinteressen und Parteitaktik abhängen. Karrierefördernd war das nicht. Nach dem Austritt aus der Naivität, aus seiner Partei und zuletzt aus dem Bundestag, hat ihn das Thema aber nicht in Ruhe gelassen. So hört er von der Ausrichtung der nächsten COP in Aserbaidschan und denkt an die Worte des früheren sozialdemokratischen Vordenkers Hermann Scheer. Der Abgeordnete und Träger des Alternativen Nobelpreises prophezeite schon vor 15 Jahren, dass diese Konferenzen Teil des Problems und nicht Teil der Lösung seien. 

			Dieses Jahr mal nicht

			Drei Perspektiven – meine eigene eingeschlossen – die nicht annähernd die vielfältigen Ansichten abbilden, die es zu dem Thema gibt. Schon allein, weil viele das Thema immer noch oder inzwischen wieder ignorieren und wegdrängen. Dies geschieht nicht nur, weil die Profitlobby im Verbund mit der Politik weiterhin ganze Arbeit leistet, sondern weil wir fast alle psychologische Schutzmechanismen aufgebaut haben. Sie machen uns das Leben für den Moment leichter. Keiner will sich lange schuldig oder ohnmächtig fühlen. Was kann eine Person schon ausrichten? Zudem sind die Auswirkungen im reichen Westen noch nicht so bedrohlich und eher bei einzelnen Ereignissen zu spüren. Im Alltag haben viele Menschen noch ganz andere Probleme. Zusammenhänge werden nicht hergestellt. Die Angst vor Krieg und Krisen, vor Epidemien, Inflation und Geldknappheit nehmen uns – und damit auch die Medien – in Beschlag. Es gibt viele Gründe und Erklärungen, warum unser Handeln oder besser gesagt, Nichthandeln so fundamental von unserem Wissens- und Erkenntnisstand abweicht, aber sie werden nicht benannt. 

			Es geht dabei gar nicht um den Klimaschutz als solchen. Ich halte es sogar für fatal, sich auf dieses Thema isoliert zu konzentrieren. Neben der globalen Erwärmung gibt es eine Reihe von Entwicklungen, die ineinandergreifen, einander verstärken und deren fatale Folgen sich kaum erahnen oder gar beziffern lassen: Wir erleben ein Artensterben, den Verlust der Lebensvielfalt und der Fruchtbarkeit der Böden, die (Plastik-)Vermüllung und Vergiftung von Luft, Wasser und Böden, die Zerstörung von naturnahen oder gar unberührten Lebensräumen, die Verknappung von Trinkwasser – und das alles in einer Dimension und in einer Geschwindigkeit, welche die Menschheit so noch nicht einmal ansatzweise erlebt hat. Die Liste ist nicht vollständig. Insgesamt werden diese Faktoren der Bedrohung überhaupt. Auch wenn vieles noch nicht erforscht ist: Die Belege, die Untersuchungen und Analysen der letzten Jahrzehnte sind zusammengenommen so eindeutig, dass die Restzweifel und Unklarheiten nichts daran ändern. Der Wissensstand, verglichen mit dem, was wir beispielweise während der Pandemie über Corona wussten, ist gigantisch. Als würde man das Wissen über zwei, drei Wetterereignisse auf eine Stufe mit der Bilanz von 20 Jahren Wetteraufzeichnungen stellen.2 

			Wenn man sich kritisch mit wissenschaftlichen Studien, Vorgaben auseinandersetzen will, sollte man sich vor allem drei Fragen stellen: Erstens, wie viele Studien und Untersuchungen gibt es dazu und kommen sie auch aus verschiedenen Fachbereichen? Ergeben sie zusammen eine ähnliche Aussage? Welche wissenschaftlichen Erkenntnisse und Aussagen werden von der Politik und der Öffentlichkeit eher gehypt und welche ignoriert? Liegen Metaanalysen oder -studien, also Zusammenfassungen und Untersuchungen auf Basis der bisherigen Publikationen, vor? Zweitens, »Follow the money«: Wer sind die Auftraggeber und wer könnte aus den Ergebnissen einen Profit ziehen? Schließlich drittens, was für eine Gefahr droht, wenn wir das Thema ignorieren? Welchen Schaden könnte Leugnen und Nichtbeachtung anrichten? Ist es sinnvoll, die Sache genauer zu prüfen und vorsichtig zu bleiben? Mir ist es ziemlich egal, wie hoch der Anteil genau ist, den wir Menschen in den einzelnen Bereichen selbst verantworten. Es ist absurd und fahrlässig, darüber zu streiten, ob bestimmte kata­strophale Folgen ein oder zwei Jahre später eintreffen, ob die Stärke der Hochwasserflut, die viele Menschen tötet und obdachlos macht, zu 50 oder zu 80 Prozent auf eine Erwärmung zurückgeführt werden kann.3 Zusammengenommen gefährden die vielen Einwirkungen, Zerstörungen, die Ausbeutung und Überbeanspruchung unsere Lebensgrundlagen. Davon profitieren jetzt schon Superreiche, mächtige Konzerne und Lobbys, während die Mehrheit die Zeche bezahlt – und in Zukunft wird es nur noch schlimmer. Nur wir Menschen, die jetzigen Generationen, sind in der Lage, vielleicht noch etwas daran zu ändern. 

			Aber darum soll es hier nicht im Einzelnen gehen. Der erhobene Zeigefinger, weitere Fakten, weitere Warnungen, haben uns nicht vorangebracht. Immer mehr Handlungsvorschläge verstauben in den politischen Schubladen. Was keinen schnellen Profit oder riesige Subventionen bringt, fasst die Wirtschaft nicht an. Was wir nicht haben, ist ein ernsthaftes, wirksames Verfahren, die Handlungsverweigerung aufzulösen. Die Hauptverantwortlichen werden nicht zur Verantwortung gezogen und es gibt keine Hilfe für die Geschädigten und Betroffenen. Was uns zudem fehlt, ist eine ehrliche Gesamtbetrachtung. Und damit meine ich nicht nur die oben aufgelisteten Entwicklungen, sondern auch den Einbezug der Wechselwirkungen und Konsequenzen für uns als Gesellschaft. Nehmen wir nur das Thema Migration. Wir haben derzeit eine gewaltige Kontroverse in ganz Europa, die uns schon jetzt zu zerreißen droht. Menschen flüchten oder migrieren aus sehr unterschiedlichen Gründen, über die sich streiten lässt. Immer mehr werden sie dies aufgrund ihrer zerstörten Lebengrundlagen wegen Dürre, Überflutungen, Mangel an fruchtbaren Böden, leergefischten Meeren, Hungersnöten und instabilen politischen Verhältnissen tun. Nicht Millionen, sondern Milliarden von Menschen können dann in ihrer angestammten Heimat nicht mehr überleben. Konflikte, Kriege werden zunehmen. Allein vom Schmelzwasser des Himalayas hängen etwa 1,5 bis 2 Milliarden Menschen ab.4 Weil schlicht immer weniger und irgendwann nichts mehr zum Schmelzen da ist, sind ihre Lebensgrundlagen akut gefährdet. Die Situation, die wir gerade in Europa wegen der Migration haben, mutet dagegen wie ein Witz an. Wir kriegen diesen Konflikt deshalb aber jetzt schon nicht gelöst – wie soll es dann in Zukunft werden? Das ist nur eine Facette, die sich verschärft. Bringt es der Evolutionsbiologe Matthias Glaubrecht auf den Punkt, wenn er sagt: »Wir denken schlau und handeln blöd« und dies dann als Ende der Evolution bezeichnet?5 Gefährdet unser Instinkt, uns auszubreiten, uns ungehemmt zu vermehren und zu wachsen, der uns früher das Überleben sicherte, dieses nun?

			Zu unserem Bewusstsein kommen wir noch. Jedenfalls ist die Gefährdung der Lebensgrundlagen kein isoliertes, kein Luxusthema. Alles wird dadurch beeinflusst und davon dominiert. Es geht darum, uns Menschen und unsere Lebensgrundlagen zu schützen und uns auf die weiteren Einschläge und Veränderungen einzustellen. Wir sollten vor diesem Hintergrund auch nicht von Krisen reden, denn die ziehen herauf, wüten und werden schließlich überwunden – die zeitliche Begrenzung steckt praktisch im Begriff. Aber bei den Lebensgrundlagen werden sich die Auswirkungen und Konsequenzen steigern, bis sie nach dem Überschreiten von immer mehr Kipppunkten völlig entgleisen. Um Zeit zu gewinnen, sieht der neoliberale Weg vor, die Verantwortung zu privatisieren, sie auf Einzelne abzuwälzen. Jedem Individuum wird die Freiheit zugestanden, eigenverantwortlich mit den heraufziehenden Problemen umzugehen. Genial. Absurd! Über die künftige Freiheitseinschränkung, die dadurch entsteht, spricht aber niemand. Diese Form der Individualisierung ist die Erfindung eines Thinktanks der Energielobby. So entstand auch der »ökologische Fußabdruck« – ein genialer Trick, um davon abzulenken, wer denn eigentlich die Verantwortung trägt. 

			Jeder kann sich seinen ökologischen Fußabdruck ausrechnen und wird dabei aufgerufen, mit gutem Beispiel voranzugehen, vor allem diejenigen, die am wenigsten zum Klimawandel beitragen. So zeigt man immer mit dem Finger auf andere, national und international. Die Foren, die öffentlichen Debatten sind voll von Tipps, Aufrufen, Hinweisen, wo wer was einsparen kann, wie nachhaltig ich mich verhalten soll. Gerade auch engagierte Klimaschützerinnen spielen mit. Von Ratschlägen bis Anfeindungen reicht ihr Repertoire. Auf was ich nicht alles achten soll, was ich alles nicht mehr darf. So wünschenswert das auch sein mag – fast niemand schließt sich ihnen an. Drohungen und Beschimpfungen fördern eher ein Gefühl der Bevormundung, der Drangsalierung und der Schuld. Wenn die gutverdienende Familie einen Stadtteil weiter sich als drittes Auto einen SUV zulegt und das Paar von gegenüber eine Kreuzfahrt macht, soll ich dann auf meine einzige Flugreise für dieses Jahr verzichten? Unser System setzt falsche Anreize: Wenn ich nachhaltiger, fairer, menschen- und umweltfreundlicher leben möchte, ist das für mich automatisch teurer und zeitaufwendiger. Solange sich daran nichts ändert, verpufft die Energie, die Verantwortung des Einzelnen.6

			Natürlich sind alle mitverantwortlich und ich begrüße jedes aufrichtige Bemühen, bei sich anzufangen und weniger zerstörerisch zu leben. Ich versuche es auch selbst: Das eine Mal zum Beispiel, als ich im Café mit der Bedienung diskutierte, dass für den Coffee-to-go mein Mehrwegbecher genommen wird oder ich sonst wieder gehe. Mein Versuch war von Erfolg gekrönt und der Kaffee wurde ganz ohne Barista-Kunst in meinen klobigen Behälter gefüllt. Beim ersten Schluck bekam ich mit, dass die hinter mir geduldig wartende Dame ihren Coffee-to-go mit dem lächelnden Hinweis bestellte, dass sie gern zwei Becher hätte, weil der Kaffee so heiß sei. Gleichzeitig trifft ein Limonadenhersteller die Entscheidung, eine ganze Insel – ohne Recycling – nicht mehr mit Mehrwegglas-, sondern mit Plastikflaschen zu beliefern. Verstehen alle, was ich meine? 

			Als sich 2016 die Weltgemeinschaft auf das berühmte Pariser Klimaziel verständigte, die Erwärmung auf unter 2 Grad und möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen, ging man davon aus, dass nur 100 globale Konzerne für 70 Prozent der weltweiten jährlichen Emissionen verantwortlich seien.7 Die Regierungen und die Teilnehmerinnen der Klimakonferenz zelebrierten ihre Leistung, klammerten dabei die Verantwortung der Unternehmen aber aus. Stattdessen hatte der ökologische Fußabdruck, die Eigenverantwortung, Konjunktur; ergänzt durch Regierungshandeln, das sich meist auf die Investitionen in neue und grüne Technologien konzentrierte. Nach dem Pariser Beschluss heizte sich der Planet natürlich weiter auf. Bis 2022 waren es nur noch 57 Konzerne, die für 80 Prozent der Emissionen verantwortlich zeichnen.8 Das macht wie kaum etwas anderes deutlich, in was für einer Lobbywelt wir leben. An die großen Player traut sich niemand ran, stattdessen wird alles auf das Individuum abgewälzt. Scheitern ist damit vorprogrammiert, und den größten Schaden tragen diejenigen, die am wenigsten zum Problem beigetragen haben. Man privatisiert die Profite und vergesellschaftet die Schäden. Selbstverständlich möchte ich der Förderung und dem Einsatz neuer Technologien nicht die Notwendigkeit absprechen. Aber ein Umdenken hin zu mehr Vermeidung, Effizienz und Nachhaltigkeit, das der Allgemeinheit am meisten nutzen würde, bleibt aus, weil es den fossilen Konzernen und ihren Lobbys keinen Profit einbringt. Stattdessen werden die neuen Technologien eher ergänzend gefördert und eingesetzt – so lange es das Geschäft der alten Player nicht kaputt macht. 

			Es mag vielleicht überraschen, aber entgegen dem Anschein, den die obigen Bemerkungen erwecken könnten, schiebe ich die Hauptverantwortung nicht allein den großen Konzernen zu. Letztlich nutzen sie nur ein System aus, das wir geschaffen haben. Sie leben von den Subventionen, Bevorteilungen und Ausnahmeregelungen, die ihnen die Politik bereitet hat; insbesondere in der westlichen Welt mit ihren hohen moralischen Ansprüchen, die nicht den Taten entsprechen. Natürlich sind Konzerne trotzdem verantwortlich und wir dürfen ihnen ihr Handeln nicht durchgehen lassen. Hauptverantwortlich für die Rahmenbedingungen ist und bleibt die Politik. Sage ich jetzt: »Die wird doch eh nichts machen«, selbst wenn wir das mehrheitlich wollen – dann muss ich eingestehen, dass mit der Demokratie etwas nicht stimmt. 

			Als im Jahr 2016 das immer wieder beschworene und gefeierte 1,5-Grad-Ziel beschlossen wurde, steckten die gleiche Weltgemeinschaft, die gleichen Regierungen laut den Berechnungen des IWF 4 100 Milliarden, also 4 100 000 000 000 Dollar in fossile Subventionen. Damit wären sie der politische Hebel überhaupt, um die Emissionen ohne die Kosten zu reduzieren oder sogar beides gleichzeitig zu senken. Was bewirkte Paris? Die Subventionen stiegen 2019 auf 5 000, 2022 auf 5 700 und 2024 auf gigantische 7 000 Milliarden Dollar an.9 Deutschland reiht sich da gut ein mit seinen 50 bis 60 Milliarden Euro jährlich an klimaschädlichen Subventionen. Da behaupte noch jemand, es gebe nicht genug Geld. Und wir haben wieder nur über das Klima gesprochen. Wie hoch fallen erst die Subventionen aus, die insgesamt in die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen fließen? Die Politik beschließt und die Allgemeinheit zahlt. Ein Wahnsinn, welche harten Konsequenzen aus den Paris-Beschlüssen wirklich gezogen werden, welche spürbare Wirkung die Klimakonferenzen entfachen. 

			Es bleibt dabei: Angesetzt werden muss bei der Politik. Sie macht die Regeln. Marktkonforme Demokratien kümmern sich nicht in erster Linie um das jetzige und künftige Allgemeinwohl. Diesen Widerspruch hat es in unserer Gesellschaft schon immer gegeben, aber die Folgen und Nebenwirkungen des einseitigen Profits treffen mehr und mehr Menschen. Und dann wird so getan, als habe der Staat zu wenig Geld, um die Ungleichheit und Ungerechtigkeit ausgleichen zu können. Deshalb befreit man sich von der politischen Beteiligung der Bevölkerung und deshalb ist die Postdemokratie längst Realität geworden. Gerade was unsere Lebensgrundlagen angeht, wird der angerichtete Schaden aber irreparabel sein. Das ist der Kern meiner Aussagen. Wir leben in einem politischen System mit vorgegebenen Denkmustern, denen sich selbst diejenigen beugen, die ahnen, was auf uns zukommt, und die sich sogar für Änderungen engagieren. Aber alle behandeln höchstens die Symptome …

			#badCOP 

			Ich habe das Beispiel der COPs gewählt, weil ich in dem Bereich lange gearbeitet habe, selbst dabei war, die Abläufe kenne. Diese Klimakonferenzen unterstütze ich nicht – im Gegenteil: Sie sind zu einer Hoffnungsindustrie geworden, bei der sich alle wirklich engagierten Gruppen ohne Wirkung austoben können, die Regierungen zeigen, dass sie ja eigentlich wollen würden, die Lobbys gute Deals einfädeln und am Ende – außer einiger wohlfeiler Worte und Absichten – alle Maßnahmen wieder nach hinten verschoben werden. Die Konferenzen sind Teil des Problems und können daher nicht mehr Teil einer Lösung sein. Auch seltene Beschlüsse wie 2016 in Paris ändern nichts, wenn keine wirksamen Konsequenzen gezogen werden, sondern im Gegenteil noch mehr öffentliches Geld in die Zerstörung gesteckt wird.

			Hier sei nochmals Albert Einstein zitiert: »Probleme kann man niemals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind.« Genau das tun gerade aber diejenigen, die sich immer wieder an den Konferenzen beteiligen, die immer wieder an die Politik appellieren, die immer wieder – so wie ich lange – die üblichen Wege beschreiten. Wir müssen nichts weniger, als unsere Denkstrukturen neu aufbauen, wenn wir wirkungsmächtig werden wollen.

			Genau da wollte ich ansetzen. Mit zwei Freundinnen sprach ich immer wieder darüber und wir beschlossen, zusammen etwas aufzubauen. Den doppeldeutigen Namen hatten wir schnell: über (das) Leben – und wie wir überleben. Mit einigen engagierten Menschen meiner Initiative Lobbyland und dem gemeinnützigen Verein PlattformPro gründeten wir 2024 die Initiative überLEBEN. Unser erstes Projekt: die Illusion der Klimakonferenzen zu zerstören. Wir sprechen deshalb von der #badCOP, der wir bewusst die #goodCOP als Signal entgegensetzen wollen. Zeit und Aufmerksamkeit werden zunehmend zu den wertvollsten politischen Gütern, und Handeln ist nach den jahrzehntelangen Reden die oberste Priorität. Wir mussten schnell feststellen, wie stark selbst engagierte Menschen ihren Denkmustern verhaftet sind.

			Also beginnt alles doch wieder mit Reden und mit einem Papier. Meist endet es auch damit, aber das wollen wir natürlich vermeiden. Unser erstes Projekt soll in einer Konferenz münden, die zeitgleich mit der nächsten Klimakonferenz in Aserbaidschan Anfang November 2024 startet. Ich muss kein Prophet sein, um bereits zu wissen, wie die COP in der fossil-dominierten Autokratie enden wird. Paris gilt gemeinhin als der große Durchbruch; jede Konferenz danach fällt es selbst Marketingprofis immer schwerer, schönzureden. Aber nun zu unserem Papier, das ich hier nur in Auszügen zitiere.10 

			»Die jährlichen COPs sind eine Geschichte des Scheiterns

			(…) 45 Jahre wird verhandelt! – noch länger wissen wir, zu welchen verheerenden Auswirkungen die zunehmende Erderwärmung führt. Seit Anfang der 1970er-Jahre erforscht gerade die Ölindustrie den Treibhauseffekt. Seitdem kennt sie die Auswirkungen der Verbrennung von fossilen Ressourcen. Danach starteten sie ihre Lobbykampagnen, welche den menschlichen Einfluss konträr zu ihren Erkenntnissen leugnet. Das gut geschmierte, korrumpierende Netzwerk des Leugnens wurde nach und nach in ein gutgeschmiertes Netzwerk der Beschwichtigung und des Schönredens umgewandelt. (…) 

			Fehlgeleitete Debatten 

			(…) Es wird ignoriert, dass global 80 Prozent der Menschen mehr Klimaschutz von ihren Regierungen erwarten. (…) Die weltweit reichsten 10 Prozent der Menschen sind für fast die Hälfte der Emissionen verantwortlich. Die ärmere Hälfte für weniger als 8 Prozent. Selbst in einem so reichen Land wie Deutschland gibt es eine unglaubliche Diskrepanz. Die reichsten 10 Prozent emittieren pro Kopf fast 30 und das reichste Prozent gar über 80 Tonnen CO2 pro Jahr. Dagegen produziert die ärmere Hälfte in Deutschland nur 5 bis 6 Tonnen pro Kopf und liegt damit in dem Bereich, wo wir alle hinkommen sollten. Diese Hälfte müsste sich also erst mal gar nicht beteiligen, wenn die Einsparungen fair vorgenommen würden. Klimaschutz wird niemals gelingen, wenn die Maßnahmen auf dem Rücken der ärmeren Bevölkerung ausgetragen werden. (…)

			An die ›Mächtigen‹ und die ›Superreichen‹ – diejenigen, die auch die Politik maßgeblich mitbestimmen – traut sich keiner ran. Eher führt man eine unsinnige Kostendebatte, so dass die Menschen ohne großes Vermögen die Angst haben, dass sie die Lasten zusätzlich zu tragen haben. So spielt eine ehrliche Analyse und Gelddebatte bei den Vertragsstaatenkonferenzen keine Rolle. Selbst die Länder, die Klimaschutzmaßnahmen ergreifen, wälzen reale Kosten ohne sozialen Ausgleich an den ärmeren Teil und den Mittelstand der Bevölkerung ab. Damit wird das Klima zu der sozialen Frage der nächsten Jahrzehnte. (…)

			Folge der Spur des Geldes 

			Nicht erst seit dem ›Stern-Report‹ – den Berechnungen von 2006 vom ehemaligen Weltbank-Chefökonomen Nicholas Stern – wissen wir, dass nicht handeln, sondern ein ›weiter so‹ die Gesellschaft teurer zu stehen kommt. Nach Stern zieht jeder nicht eingesetzte Euro in den Klimaschutz 20 Euro Folgekosten nach sich. Diese Diskrepanz wird immer höher, je später gehandelt wird. (…)

			Fehlgeleitete Debatte, Falsches Prinzip 

			Wir alle haben uns auf diese falsche Debatte eingelassen und versucht, mit noch mehr wissenschaftlichen Fakten und Erkenntnissen eine Überzeugungsarbeit zu leisten, obwohl es längst nicht mehr um Überzeugung, sondern um Machterhalt, Machtausbau und Taktik ging. Auch die COP folgt dieser fehlgeleiteten Debatte und unterstützt die Systematik. (…) Längst ist es offensichtlich geworden, dass das Prinzip, auf den Langsamsten, auf den größten Blockierer zu warten, nicht funktioniert. Nur wenige können alles aufhalten. Für die mächtigen Lobbys wird die Blockade zu einem leichten Spiel. (…)

			Lobbyismus und Profit

			Immer mehr verkommen die eigentlichen Verhandlungskonferenzen zu Shows, Messen, Märkten und Treffen von Lobbyisten. 70 000 Teilnehmende erreicht die COP in Dubai 2023. Unglaublich viele Ressourcen und Zeit werden dafür verbraucht. Staatsoberhäupter fliegen einzeln mit Jets an, um eine wohlfeile Rede zu halten, eine Pressekonferenz zu veranstalten und schnell wieder weiterzufliegen. Die Verhandlungsdelegationen der Länder stellen mittlerweile die wenigsten Teilnehmenden. Dafür immer mehr Lobbyisten. (…) Nur für die Öffentlichkeit geht es bei der COP noch um Klimaschutz, ansonsten gleicht es einer Show, in der sich die Prominenz zeigt und ihre Meinung verkündet. (…) Die Konferenz in Dubai, aber auch die davor, hätten dabei kaum desaströser laufen können. Genau der ›Ausstieg‹ aus den fossilen Energien wurde eben nicht beschlossen, erst recht keine konkreten, verbindlichen Maßnahmen vereinbart. 

			#badCOP Aserbaidschan 

			Um den jährlichen Gipfeln des bewussten Scheiterns die Krone aufzusetzen, wählt man Gastgeber, die gleichzeitig die größten Bremser beim Klimaschutz sind und harte Autokratien, Unrechtsregime darstellen. Natürlich sind sie gern Ausrichter, weil sie dann sowohl ihren Beitrag an der Erwärmung grünwaschen und ihre Menschenrechtsverletzungen weißwaschen können. (…)«

			#goodCOP 

			Und dennoch beteiligen sich etliche Verbände, Engagierte an der nächsten Konferenz und der danach. Sie schicken Personal hin, verbrauchen viel Energie und Geld, um wieder dabei zu sein. Dazu fällt mir ein Zitat von Erich Kästner ein: »Den Kakao, durch den man dich zieht, darfst du nicht auch noch trinken«. Wie lange wollen sie das Spiel mitmachen? Ähnliches gilt für die meisten Medien, die ihre Ressourcen vor Ort weitestgehend einsparen könnten. Einige schicken ganze Teams dorthin. Sie stehen am Ende da und fühlen sich genötigt, doch unbedingt auch etwas Positives zu berichten. So wird jede Million für ein Projekt wie ein Durchbruch gefeiert, obwohl dem Milliarden, die in zerstörerische Strukturen fließen, gegenüberstehen. Wohlfeile Reden werden geschwungen, die jedes Jahr ähnlich klingen. Dann noch ein Beitrag über einen besonders effizienten Solarkocher oder eine andere Technologie, mit deren Einsatz sich in einer afrikanischen Siedlung, in der die Menschen nicht mal ein Zehntel unserer Emissionen ausstoßen noch ein Quäntchen Treibhausgas einsparen lässt. Ansonsten sind die Informationen aber spärlich. Was bleibt, ist, dass überhaupt darüber gesprochen wird. Das rasante Artensterben kommt dagegen zu kurz, obwohl die Auswirkungen vielleicht noch bedrohlicher sein werden. Aber es geht um keinen Wettbewerb, es geht um die Kombination und Wechselwirkungen. Dazu noch ein Auszug aus dem überLEBEN-Text: 

			»Showkonferenzen, Schönreden und falsche Hoffnungen ersetzen alle Jahre wieder die fehlende Wirkungsmächtigkeit und konkretes Handeln. Lassen wir uns davon nicht mehr narren, boykottieren wir den Irrsinn. Eine gute COP würde Veränderungen herbeiführen, Handlungen einleiten. (…) Wir müssen raus aus dieser Falle. Wir wollen eine neue Denkweise, andere Konzepte anregen, wachrütteln. Wir wollen kooperieren, vernetzen, nicht auf den letzten Blockierer warten, sondern mit den Willigen vorangehen. Wir wollen die Täuschungen und Mythen zertrümmern und deutlich machen, woran der Schutz der Lebensgrundlagen wirklich scheitert. Dazu brauchen wir Unterstützung und viele Menschen, welche das Denkmuster durchbrechen, sich dem Lobbyeinfluss entziehen. Macht mit bei der #goodCOP. Sie soll hier ihren Anfang nehmen.«

			Die Klimakonferenzen stehen nur stellvertretend für unsere derzeitige Situation und die Machtstrukturen, in denen wir uns befinden. Alle möglichen Symptome treten dabei auf, werden, wenn überhaupt, separat behandelt. Die Demokratien unterscheiden sich dort hinsichtlich ihres Handelns nicht mehr besonders von den Autokratien, obwohl sie ganz anders darüber reden. Mich regen die Schönrednerinnen mittlerweile sowieso eher auf, als die Scharen an bezahlten und unbezahlten Leugnerinnen – ihnen ist es zu verdanken, dass weiter gehofft, abgelenkt und stillgehalten wird. Die Zerstörung der Biodiversität, der Klimawandel und der dadurch zunehmende Hunger, die zunehmenden Konflikte und Flüchtlingsbewegungen gehören zusammen, verstärken und bedingen sich gegenseitig. Sie müssen deshalb auch zusammen gelöst werden. 

			Das ist am Ende eine Herausforderung für uns alle. überLEBEN will den Beitrag leisten, die Sichtweise, die Denkstruktur insgesamt zu verändern, weil sich sonst nichts wirklich verändern kann. Ich möchte nicht zuschauen, wie die Ohnmacht und Resignation immer größer wird. Der Perspektivwechsel ist die Voraussetzung für die Montage, gerade in einer Demokratie, die wir trotz aller Einschränkungen, Verzerrungen noch haben. Aber in unserem System braucht es Aufmerksamkeit und die bekommt man nur mit Geld oder Unterstützern. Daran arbeite ich mit der Initiative überLEBEN und der Startpunkt ist, die #goodCOP als Alternative zur Klimakonferenz zu setzen. Dabei soll nicht nur geredet werden. Überzeugungsarbeit und Vernetzung mit denen, die sich noch in den üblichen Mustern engagieren, stehen am Anfang. 

			Ich möchte beispielsweise eine Denkfabrik gründen, die genau da ansetzt.11 Sie müsste Mythen bloßstellen, klarmachen, wer profitiert und wer verliert sowie populäre, psychologische Methoden entwickeln, wie wir vom Wissen zum Handeln kommen. Psychologinnen und Marketingprofis sind an dieser Stelle wichtiger als diejenigen, die sonst das Thema dominieren. Die #goodCOP soll der Auftakt sein, diesen Thinktank ins Leben zu rufen. Ich bin es leid, auf die wissenschaftliche Debatte, auf Argumente und die Vernunft zu setzen. Schön brav nach den Spielregeln und innerhalb der vorhandenen Strukturen. So lange habe ich genau das getan. Ich bin in den Bundestag gekommen und Sprecher einer Arbeitsgruppe geworden, habe mit massivem Aufwand Mehrheiten eingeholt, mich dem Fraktionszwang unterworfen, Kompromisse am laufenden Band geschluckt. Was hat es am Ende gebracht? »The lobby takes it all.« Nur anfangs, als die Strukturen noch andere waren, zu Beginn der Postdemokratie und dank vieler Mitstreiterinnen, konnte ich auf diesem üblichen Weg zumindest an einigen Stellen etwas erreichen. Unliebsame Parteitagsbeschlüsse werden dagegen schon lange ignoriert. Zur Not schiebt man es auf den Koalitionspartner, auch wenn man mit dem nie darüber verhandelt hat. Die üblichen demokratischen Möglichkeiten führen heute zu 99 Prozent in die Sackgasse, wenn überhaupt, mildern sie Beschlüsse ab. Deshalb muss sich die Perspektive, die Denkstruktur ändern. Ein #goodCOP kann man auf einer Klimakonferenz nicht werden, nicht in einer Partei, nicht als Bittsteller und Gesprächspartner der Politik – solange die Strukturen so sind, wie sie sich entwickelt haben. 

			2. Gutes Leben

			»Die Krise besteht gerade in der Tatsache, dass das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann: in diesem Interregnum kommt es zu den unterschiedlichsten Krankheitserscheinungen.« 

			– Antonio Gramsci 

			Das Neue in die Welt bringen

			Bevor das Neue auf die Welt kommen kann, müssen wir das in Abbildung 1 dargestellte »Neun-Punkte-Problem« bewältigen.12 
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			Abbildung 1: Verbinde alle Punkte mit vier oder weniger geraden Linien, ohne den Stift abzusetzen. Neun-Punkte-Problem, abgedruckt bei Rainer Mausfeld in Hybris und Nemesis, erstmals beschrieben 1914 in der Cyclopedia of Puzzles.

			An dieser Stelle folgen in politischen Büchern dann normalerweise die Hinweise, was denn getan werden müsse. Eine praktische Anleitung: Hoffnung + Motivation + Taten = Erfolg, dazu einen Schuldigen oder eine schuldige Gruppe präsentieren. Es liegt nur an uns, diese oder jene Wende einzuleiten. Eigentlich doch ganz einfach? Nein, ganz und gar nicht. 

			Ich habe zu meiner Zeit als Politiker auch immer gern mit Worten wie »Wende« oder »Umbau« gearbeitet. Jetzt scheint »Transformation« allseits das neue Lieblingswort zu sein. Was nicht alles transformiert, also umgeformt werden sollte. Zudem stehen wir immer vor oder mitten in einer Zeitenwende. Dem würde ich sogar zustimmen, aber wenden wir das Blatt wirklich oder lassen wir uns wenden? Klar ist, dass der bisherige Modus Operandi, Überreichtum auf Kosten des Gemeinwohls zu steigern, die Lebensgrundlagen zu zerstören, Hunger und Kriege auszuweiten, Demokratie und Mitbestimmung abzubauen, irgendwann an seine Grenzen stößt. Aber alles scheint noch dehnbar zu sein. »Neben uns die Sintflut«, kommentiert der Soziologe Stephan Lessenich.13 Der Sozialpsychologe und Publizist Harald Welzer nannte sein letztes Buch Zeitenende und schreibt darin: 

			»Wir sehen mit Bestürzung: Eine Zeitenwende ist etwas anderes. Nämlich etwas, was nicht wir machen, sondern was geschieht. Und damit eine Aufgabe, vor der wir zivilisatorisch stehen und für die wir einstweilen noch keine gar keine Lösung gefunden haben. Wir spüren diese Aufgabe nur (…), als Angst davor, dass die Rezepte von früher nicht mehr helfen, dieses neue Problem zu meistern.

			Es gibt drei Möglichkeiten: das Problem kognitiv zu bewältigen – also so zu tun, als existiere es nicht. Oder Nebenkriegsschauplätze zu eröffnen und mitzuteilen, man habe jetzt mal wieder wichtigeres zu tun. Oder es real anzugehen – und dabei davon auszugehen, dass sehr Vieles anders und gelegentlich unkomfortabler werden wird als gewohnt.«14

			Welzer knüpft damit an Antonio Gramsci und seine Betrachtungen zur Zeitenwende nach dem Ersten Weltkrieg an.15 Von den drei aufgeführten Möglichkeiten wählen wir meist eine der ersten beiden – teilweise auch, weil wir unserem Bauchgefühl nicht vertrauen oder wir einfache Lösungen und Schuldige suchen. Die dritte Möglichkeit jedoch ist unbequem und erfordert eine Menge Bewusstseinsarbeit. Fast würde ich behaupten, sie ist gegen unsere Natur. Wenn wir sie wählen, das Problem also real angehen, stellt sich die Frage, wo und wie? Haben wir nicht schon so viel ausprobiert und sind wir nicht eh machtlos?? Meist »doktern« wir innerhalb der Denkstrukturen, innerhalb des Systems, an einem Symptom herum. Sonst sind die Chancen, die Möglichkeiten ja noch geringer, etwas zu erreichen. Aber genau das ist der Fehlschluss. Wenn man so will, erschaffen wir dann einen persönlichen »Nebenkriegsschauplatz«. Damit will ich natürlich nicht sagen, dass das jeweilige Thema nicht wichtig ist. Aber das Engagement beispielweise zur Wohnungsnot, zu Bildungschancen, zu Umweltbelastungen kann bestenfalls ein Symptom lindern, bekämpft jedoch nicht die Ursache. Trotz der kurzfristigen Wohltat kehrt das Symptom zurück oder ploppt an einer anderen Stelle wieder auf. 

			Der US-amerikanische Autor Thomas Pynchon hat einmal treffend gesagt: »Wenn sie dich dazu bringen können, die falschen Fragen zu stellen, brauchen sie sich über die Antworten keine Sorgen zu machen.« Ich würde es so ausdrücken: »Wenn sie dich dazu bringen, die Spielregeln zu beachten und nur innerhalb der gesetzten Denkstrukturen und zu Einzelthemen Fragen zu stellen, brauchen sie sich selbst vor kritischen Menschen und Antworten nicht zu fürchten.« Genau so weit geht unsere Freiheit. Deshalb müssen wir Denkmuster durchbrechen, uns von ihnen befreien. Das ist die Höhle, in der wir immer noch sitzen. Es hilft nichts, wenn wir wissen, dass wir nur Schatten sehen und nicht die Realität. Aber es ist auch kein kleiner Schritt, die Höhle zu verlassen, die Illusion zu bekämpfen, um draußen in der Welt die Realität erkennen zu können. Hinter der Demontage der Demokratie, den Deals mit autokratischen Machthabern, dem Finanzsystem und den Billionenausgaben für Waffen, den zerstörerischen Subventionen, dem Schutz von Vermögenden, Privilegierten und Privilegien steckt ein Muster, das auch bewirkt, dass unsere Politiker so tun, als wäre gleichzeitig nicht genug Geld für Bildung, Gerechtigkeit, die Sicherung der Lebensgrundlagen sowie Hunger- und Armutsbekämpfung da. 

			Ich schlage hier keine Verschwörungstheorie vor. Da sitzen nicht einige graue Herren in einem Hinterzimmer und dirigieren die Welt. Aber es liegt in unserer Natur, dass diejenigen, die privilegiert, die reich sind, ihren Status verteidigen oder sogar ausbauen wollen; und dazu nutzen sie gerne ihre immensen Mittel und Möglichkeiten. Gerade von Macht und Geld lassen wir uns korrumpieren. Selbst die Systemfrage zu stellen, greift also zu kurz – vor allem mit der scheinbar einfachen Lösung: Der Kapitalismus muss weg. Doch der Kapitalismus ist wandelbar und am Ende auch nur ein Symptom. Er hat deshalb so gut funktioniert und sich zu der vorherrschenden Denkstruktur entwickelt, weil er einige menschliche Eigenschaften wunderbar anspricht. Aber er ist kein Naturgesetz und widerspricht eigentlich unserem Gerechtigkeitssinn. Die Verschwörung besteht darin, dass viel dafür getan wurde, uns seine Alternativlosigkeit vorzugaukeln. Dass »das Ende der Geschichte« erreicht sei, wie es Francis Fukuyama millionenfach zitiert bereits 1989 behauptete. 

			Es ist wahrlich keine neue Erkenntnis, dass Geld und Macht stark im Vordergrund des menschlichen Strebens stehen. Folgerichtig hat sich das wirtschaftliche System nahezu überall auf der Welt auf Profit ausgerichtet, und zwar global, egal wo, und unabhängig von der herrschenden Staatsform. Lange glaubte man noch an den Mythos, dass am Ende alle oder zumindest die meisten am Profit teilhaben werden. Wer Geld hat, ist in unserem System automatisch auch mächtig. Viele weitere Bedürfnisse wie Anerkennung, Sicherheit, ein gutes Leben, Gesundheit können mit Geld gekauft oder zumindest verbessert werden. Selbst Glück, Zufriedenheit und der Zugang zu Gemeinschaft, Kultur, Vergnügungen sind zumindest ohne Geld immer schwieriger zu erlangen. Natürlich ist Geld, wie bereits beschrieben, ein Konstrukt und wir hätten unser Glück nicht einzig daran knüpfen sollen. Gerade hier wirkt eine lange Entfremdung von unseren ursprünglichen Werten. Es ist leider wahrscheinlich, dass alle Lebensbereiche ökonomisiert und finanzialisiert werden. Wir sind mittlerweile darauf konditioniert, zu arbeiten und – kostenpflichtig – zu konsumieren. In der westlichen Welt werden Menschen seit langer Zeit mit Brot und Spielen gefügig gemacht, versüßt durch die Chance, selbst Wohlstand und Einfluss zu erlangen. Ich habe nun viele Seiten damit gefüllt, deutlich zu machen, wo die Macht wirklich liegt. Sie muss eingegrenzt, breiter verteilt werden und das geht nicht mit einfachen Lösungen, mit dem Blick auf einzelne Themen, mit Petitionen oder Konferenzen. 

			Wenn wir beim Bild von Gramsci bleiben, plagen wir uns gerade mit den Krankheitserscheinungen, bevor »das Neue« geboren wird. Nicht alle neuen Ansätze werden unser Leben verbessern. Drohen schon bei der Geburt viele Gefahren, kommt es dann auf die Bedingungen, die Prägungen, die Begleitung gerade in der ersten Zeit an. Doch die Chance ist da, wenn man nicht nur Zuschauer bleibt. Passend zu diesem Bild schrieb Hannah Arendt in der Vita Activa: »Weil jeder Mensch auf Grund des Geborgenseins ein Anfang und Neuankömmling in der Welt ist, können Menschen Initiative ergreifen, Anfänger werden und Neues in Bewegung setzen«. 

			Ich nenne meinen Beitrag: den »Neun-Punkte-Montageplan«, kurz 9-Punkte-Plan. Die Lösung zum entsprechenden Problem kann ich vorab schon mal lüften; siehe Abbildung 2.
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			Abbildung 2: Eine Lösung des Neun-Punkte-Problems. Nirgends stand, dass man das Quadrat mit den Linien nicht verlassen darf. Hat man sich erst einmal aus den gewohnten Denkmustern befreit und die selbstauferlegten Beschränkungen abgelegt, ist die Herausforderung plötzlich keine mehr.

			Und, dahintergekommen? Ich habe lange dazu gebraucht. Daher hoffe ich, dass mein 9-Punkte-Plan schneller einleuchtet, auch wenn es dafür einer anderen Denkrichtung bedarf. Den Montageplan werde ich anhand von neun Stichwörtern, Bedeutungen und Forderungen erläutern. Ich beginne mit drei Punkten, die unseren Kopf und unsere Einstellung, unseren Verstand und unsere Emotionen betreffen. Dann kommen drei Punkte, welche die notwendigen inhaltlichen, gesellschaftlichen Veränderungen – mit drei möglichen Maßnahmen – skizzieren. Im nächsten Kapitel folgen schließlich drei Punkte, die konkrete Montage-Maßnahmen der Demokratie beschreiben. 

			Punkt 1: Bewusstseinskultur → Robuster Realismus

			Es geht nicht anders, als erst ein Bewusstsein für unsere Situation zu schaffen und die Denkstrukturen zu durchbrechen, bevor wir die Gegenwart und damit die Zukunft beeinflussen können. Dazu muss man in Konflikt mit denen treten, die mit Geld und Macht ihre Privilegien und ihre Position verteidigen. Dies wird nur über die Politik gehen, sonst bleibt es – in Anlehnung an Harald Welzer – etwas, »was wir nicht machen, sondern was geschieht«. Die ersten beiden Schritte sind die schwierigsten, weil die Verantwortung bei jeder Einzelnen liegt, auch wenn es zentral ist, möglichst parallel die Denkstrukturen, die Spielregeln in der Politik zu ändern. 

			Über das Bewusstsein in der Politik habe ich schon einiges geschrieben. Der Begriff wird häufig benutzt, aber wir definieren ihn sehr unterschiedlich. Darüber sind im Laufe der Jahrhunderte viele philosophische Abhandlungen verfasst worden. Die Diskussion zieht sich bis heute fort, nur beteiligen sich seit Beginn der Moderne auch die Naturwissenschaften daran. Ohne zu tief in das Thema einzusteigen, möchte ich doch meine Vorstellung dazu kurz skizzieren – weil sie für den 9-Punkte-Plan wichtig ist. Unter Bewusstsein verstehen wir meist, einen geistigen Inhalt oder Zustand nicht nur zu haben, sondern darüber hinaus zu wissen, dass wir ihn haben. Dies kann sich sowohl auf die Wahrnehmung der Außenwelt beziehen (»Es ist laut hier«), als auch der Innenwelt (»Der Lärm stresst mich«). René Descartes’ »Ich denke, also bin ich« dürfte weitreichend bekannt sein. Ich weiß, dass ich existiere, weil ich weiß, dass ich denke. Doch wie kommt es dazu? Unsere modernen Überzeugungen legen nahe: Bewusstsein entsteht im Gehirn. Dieses wird zwar immer weiter entschlüsselt, aber noch ist vieles ein Geheimnis. Die Wissenschaft geht mehrheitlich davon aus, dass es sich bei Bewusstsein um ein neuronales Phänomen handelt, das sich in der Entwicklungsgeschichte der Menschheit nach und nach ausgeprägt hat. 

			Die wohl schwierigste und zugleich spannendste Frage lautet: Was ist »real« und was empfinden wir nur als »real«? Was ist wirklich die Wirklichkeit? Womit wir wieder in der Höhle oder bei der Matrix wären. Nur gibt es keine rote Pille, die wir schlucken können, um sicherzugehen, dass wir in der Realität angekommen sind. Aus der Höhle hinauszugehen, verleiht uns auch noch keine Gewissheit, wie die Welt wirklich ist. Wir sammeln Eindrücke, wir wissen etwas mehr, werden aber gleichzeitig neuen Täuschungen und Illusionen ausgesetzt. Eigenes »Wissen«, Erkenntnisse, sollten immer wieder mit dem Wissen und den Erkenntnissen der anderen Menschen abgeglichen werden. Lustigerweise stammt eines der tiefsinnigsten Zitate dazu von dem Humoristen Heinz Erhardt: »Sie dürfen nicht alles glauben, was Sie denken!«. Austausch und Resonanz führen uns näher an die Realität, an die Wahrheit, zumindest an die Wahrheit, die für Menschen möglich und wahrnehmbar ist. 

			Womit wir zur nächsten und für viele vielleicht der wichtigsten Frage kommen: Bestimmt das Sein unser Bewusstsein oder prägt doch unser Bewusstsein das Sein? Mit meinen Worten: Natürlich prägt unser Sein, also was wir sind, wie uns andere Menschen wahrnehmen und wie sie auf uns reagieren, unser Bewusstsein. Da bin ich klar bei Karl Marx und das beweist auch das Monopoly-Experiment, auf das wir gleich zu sprechen kommen. Ich glaube aber außerdem, dass Gedanken, Erkenntnisse – bewusst eingesetzt – unser Sein beeinflussen können. Dies geschieht dann weniger von selbst, sie müssen, wie man so schön sagt, proaktiv eingesetzt werden. Vielleicht lässt sich aber auch gar nicht wirklich voneinander trennen, was welche Wirkung hervorruft. 

			Dazu müssen wir eine Unterscheidung zwischen dem Unterbewusstsein und dem Bewusstsein vornehmen. Was läuft automatisch ab, ohne dass wir es wirklich bewusst wahrnehmen? Zahlen kursieren, denen zufolge unser Gehirn 90, 95 oder sogar 99 Prozent der Informationen im Unterbewusstsein verarbeitet. Ist der Mensch am Ende überhaupt in der Lage, einen freien Willen zu entwickeln, bewusst sein Tun und Handeln zu steuern und damit auch dafür verantwortlich zu sein? Bedeutende Philosophen wie der Klassiker Arthur Schopenhauer oder heutzutage Peter Carruthers,16 der sich an den Befunden der Neurowissenschaft orientiert, stellen den freien Willen infrage. Von Platon über Hegel, Kant bis hin zu Sartre und den Existenzialisten besteht eine lange Tradition, welche die Eigenverantwortung des Menschen für sein Tun einfordert und damit zumindest die Möglichkeit eines freien Willens voraussetzt. 

			
					Maßnahme: Robuster Realismus

			

			Trotz meiner Skepsis bezüglich der menschlichen Vernunft bleibe ich davon überzeugt, dass wir durchaus dazu in der Lage sind, unser Bewusstsein zu aktivieren. Wir uns so frei machen können, uns von Denk- und Machtstrukturen zu lösen und mehr Verantwortung für unser Handeln zu übernehmen. Nicht alle, nicht in allen Bereichen und nicht vollständig – aber dazu kommen wir noch. Der Mensch wird in sein Leben geworfen und ist sich seiner Existenz bewusst. Jean-Paul Sartre benennt die eigentliche Freiheit, die für ihn eine politische und individuelle Dimension hat. Ein individuelles Bewusstsein, das ihm erlaubt, sein Leben zu reflektieren und zu verändern. Die Kehrseite dieser Freiheit ist allerdings die Verantwortung: 

			»Dagegen betreffen nach Sartre, Freiheit und Verantwortung jeden einzelnen Menschen in jeder Situation. Wer sich dem Widerstand nicht anschließen will, kann sich nicht darauf berufen, dass er den Krieg, in den er verwickelt wurde, nicht verursacht und nicht gewollt habe. Wer frei ist, der ist auch verantwortlich.«17

			So bringt der Philosoph Hans-Martin Schönherr-Mann Sartres Verbindung von Freiheit und Verantwortung auf den Punkt. Wir besitzen eine »geistige Freiheit«, einen »freien Willen«, den wir auch dann nutzen müssen, wenn er eingeschränkt wird, etwa durch Religion oder Staatsmacht. Diese äußeren Faktoren liefern uns eine gute Ausrede, nicht selbst verantwortlich zu sein, nicht selbst zu denken und keine bewussten Schlussfolgerungen zu ziehen. Dann kommt auch noch die Naturwissenschaft, die sagt, dass die meisten Dinge sowieso im Unterbewusstsein ablaufen, und dass wir das Bewusstsein nur einschalten, wenn etwas nicht nach Plan läuft. Wenn unser Leben im Laufrad stattfindet, können wir ohnehin nichts daran ändern. Das führt zu Ausreden wie: »Ich allein kann nichts machen«, »Es ändert sich eh nichts«, »Die da oben sind viel zu mächtig«, »Dafür wähle ich doch, dass man mir die Verantwortung abnimmt«. 

			Dabei bekommen wir immer wieder Unterstützung seitens unserer »netten« Mitmenschen, denen es lieb ist, dass wir Gefangene bleiben. Bei aller möglichen Freiheit bleibt zu bedenken, inwiefern auch das Sein das Bewusstsein prägt. Die Gesellschaft, das vorherrschende System, die Erziehung und (Aus)Bildung haben einen großen Einfluss darauf, welche Eigenschaften eines Menschen sich entfalten und welche verkümmern. 

			Tief durchatmen! Ich weiß, ich habe allen, die bis hier gekommen sind, einiges zugemutet. Aber genau darauf will ich hinaus: Eine neue Bewusstheitskultur bedeutet, dass sich immer mehr Menschen bewusst machen, selbst zu denken und mitzubestimmen. Und das unabhängig davon, was sie wissen, gelernt oder erfahren haben. Es sollte zum eigentlichen Wesen einer Demokratie werden, diese Kultur anzunehmen, zu erlernen. Die Verantwortung wiegt manchmal schwer; die Verlockungen des »Weiter so« und die Sehnsucht nach der starken Macht, die einem alle Entscheidungen abnimmt, können groß sein. 

			Wir brauchen einen Robusten Realismus, diese Kultur zu verinnerlichen und zu verteidigen. Einen »Realismus ohne Illusionen«, wie ihn Jürgen Habermas beschrieben hat. Dazu muss er robust sein. Heute spricht man gern von »Resilienz«, also einer Anpassungsfähigkeit. Nichts ist wirklich sicher und die Täuschungen und Illusionen sind allgegenwärtig. Wir sollten es aber in die eigene Hand nehmen, sie zu enttarnen und uns von ihnen zu befreien. Das geht mit einem freien Willen und einem Kollektiv.

			Zuletzt ist Redlichkeit für die Bewusstseinskultur grundlegend. Deshalb muss zu dieser neuen Kultur auch eine weitere schmerzvolle Erkenntnis gehören: Ein wirklicher Bewusstseinswandel kostet Zeit, doch das Neue muss schnell geboren werden. Gramsci schreibt dazu:

			»Man muss nüchterne, geduldige Menschen schaffen, die nicht verzweifeln angesichts der schlimmsten Schrecken und sich nicht an jeder Dummheit begeistern, Pessimismus des Verstandes, Optimismus des Willens.«18 

			Punkt 2: Befreiung → Emotionales Engagement

			Die Befreiung aus unseren Zwängen und den herrschenden Denkstrukturen ist eng verknüpft mit einer neuen Bewusstseinskultur. Wir kommen nicht voran, wenn wir innerhalb der herrschenden Spielregeln mit der herrschenden Kommunikation und den herrschenden Machtstrukturen versuchen, punktuelle Veränderungen zu bewirken, jedes Jahr immer wieder darauf hoffen, dass weitere Konferenzen, Wahlen, Erkenntnisse zu anderen Handlungsweisen führen. Erst, wenn uns das bewusst wird, können wir uns davon befreien. 

			Nur dann bekommen wir eine Chance, die Verhältnisse zu verändern. Ich bin fest davon überzeugt, dass nur auf diesem Weg das Neue in die Welt kommen kann. Sehr lange habe ich versucht, innerhalb des Systems zu wirken, fast wie aus dem Lehrbuch. Ich war in einer einflussreichen Partei, die seit 1998 fast ununterbrochen an der Regierung beteiligt ist, saß im Bundestag mit einem nahezu sicheren Mandat und einer Basis, die mich stützte, verfügte über alles Rüstzeug sowie gute Kontakten zu Lobbys und Verbänden und kämpfte um Beschlüsse und Mehrheiten in der Fraktion und auf Parteitagen. Am Ende hatten Argumente, Fakten, politische und gesellschaftliche Mehrheiten keine Chance gegen die Fliehkräfte des Profits und des Lobbyismus. Auch wenn ich weiter Karriere gemacht hätte, hätte ich nicht mehr durchsetzen können, denn ich hätte mich noch stärker dem System und seinen Spielregeln unterordnen müssen. Anpassung und Einbindung bedeuten, die Aufgabe von Veränderungen und Einfluss bekommt man nur bei völliger Akzeptanz der herrschenden Strukturen. Ich hätte weiterhin bloß an den Symptomen herumgedoktert. 

			Deshalb habe ich mich aus dem System und seinen Zwängen befreit – auf Kosten meiner Position, meines Mandats und meines Einflusses. Mir blieb sowieso nichts anderes übrig, als Themen öffentlich zu machen. Das kann ich jetzt auch – aber ohne Verbündete, ohne einen breiten Bewusstseinswandel werde ich weiter nicht viel bewirken können. Auch deshalb: Befreien wir uns von den herrschenden Denkstrukturen, dass wir nichts verändern können oder wenn, dann doch erst mal im eigenen Umfeld anfangen sollen. Nein, wir müssen zwar selbst denken und handeln, aber nicht nur, um bewusster, nachhaltiger zu leben, sondern um die Politik zu zwingen, die Spielregeln zu ändern. 

			Ich spreche von einer doppelten Befreiung: einerseits von den Denkstrukturen, andererseits von den wirklichen Blockaden und Profitstrukturen. Dafür brauchen wir mehr Wissen und Akzeptanz. Damit sind jedoch nicht mehr Studien oder wissenschaftliche Erkenntnisse gemeint, sondern mehr Wissen und Akzeptanz bezüglich der Natur des Menschen. Denken wir an das Kapitel »Zertrümmert« zurück: Wir müssen akzeptieren, dass der Mensch nicht das vernunftgeleitete, im Grunde gute Wesen ist, das wir voraussetzen. Mehr Bildung führt nicht zu weniger Ego und weniger Illusionen. Dafür braucht man sich nur anzuschauen, welchen Anteil gerade die gut ausgebildeten und erfolgreichen Menschen an der Zerstörung der Lebensgrundlagen und der steigenden Ungleichheit haben.

			
					Maßnahme: Emotionales Engagement

			

			Akzeptieren wir, dass in den Menschen die Möglichkeit der gesamten Spannbreite von gut bis böse, von dumm bis weise, von bewusst bis unbewusst angelegt ist. Dass alles auch in einem Individuum vorhanden sein und sich auf diese oder jene Art äußern kann. Dass Doppelmoral und Täuschungen nicht aussterben und gerade von mächtigen Menschen gefährlich eingesetzt werden. Dass die Suche nach einfachen Lösungen, nach Sündenböcken, das Treten vor allem nach unten, genauso in unserer Natur liegen, wie der Sinn für Gemeinschaft, Fürsorge und Freundschaft. Dass unsere Emotionen uns beeinflussen, sogar beherrschen können, aber auch wichtig sind, um uns zu befreien und uns zu engagieren. Zweckoptimismus und eine Flucht in die Hoffnung werden uns allerdings nur davon abhalten:

			»Zweckoptimismus führt zu Heuchelei, und das Festhalten an Heuchelei führt wiederum zu einem Verlust gegenseitigen Vertrauens und zu einer Schwächung des sozialen Zusammenhalts. Das Festhalten am Zweckoptimismus raubt uns darüber hinaus die geistige Energie, (…).«19 

			So schreibt es der Philosoph Thomas Metzinger, der sich in seinem neuesten Buch mit dem Begriff der »Bewusstseinskultur« beschäftigt. 

			Ich halte Utopien und Visionen für zwingend notwendig, gerade weil es das klassische »Paradies« mit echten Menschen nicht geben kann. Das Streben danach muss ins Zentrum, um die bestmögliche Welt – nicht nur für einige und nicht nur für diese Generation – zu schaffen. Es ist der Auftrag für uns alle, die Chance auf ein gutes Leben für möglichst viele Menschen auch in der Zukunft zu ermöglichen. Jürgen Habermas nennt das »Idealismus ohne Illusionen.« Wir müssen dafür sorgen, die Ausschläge, Ausreißer und negativen Impulse zu zügeln. Dem Zweckoptimismus und der Doppelmoral sollten wir den Robusten Realismus und das Emotionale Engagement gepaart entgegensetzen. 

			Punkt 3: Bedeutungshoheit → Kooperative Kommunikation

			»Wir verstehen uns nicht blind, wir verstehen uns sprechend. (…) Wir müssen ganz einfach sprechen und auch schreiben und lesen, um miteinander kommunizieren zu können. Wir sind explizit auf das Wort in dem Satz, den Text angewiesen. Die Sprache ist Ausdruck des Bewusstseins und das Bewusstsein ist Ausdruck der Sprache, sie gehen ineinander über, bezeichnen nur unterschiedliche Aspekte, (…).«20

			Dieses Zitat stammt vom Historiker und Publizisten Franz Schandl und läutet perfekt den Übergang zum nächsten Punkt ein. Ich habe ganz am Anfang des Buches, in der Vorbemerkung, geschrieben, dass viele Denkweisen durch Sprache geprägt werden, dass sie Menschen bewusst von Debatten und Wissen ausschließen und ein Machtinstrument sind. Auch dazu noch einmal Schandl: 

			»Die herrschende Sprache ist die Sprache der Herrschenden. Sie wird nicht nur gelehrt in den Bildungseinrichtungen von den Volksschulen bis zu den Universitäten, sie wird auch unablässig reproduziert durch das ökonomische, mediale und politische Geschehen. Ihre Präsenz ist eine Omnipräsenz. Ihre Sätze und Redewendungen, ihre Phrasen und Begriffe setzen sich durchständiges Wiederholen und abspulen durch.«21 

			Gerade die Menschen, die aktiv gegen die Strukturen aufbegehren, also am ehesten ein Bewusstsein dafür entwickelt haben, nutzen Sprache aber vor allem für interne Debatten, den Streit um Halbsätze, für die Organisation und Formalismen. Zudem wird gern an den alten Begriffen, Formulierungen, Konstrukten festgehalten, die bestimmte Emotionen und Wirkungen auslösen sollen. Oft war ich an solchen – am Ende wenig konstruktiven – Debatten beteiligt. Abgrenzungen, Endlosdiskussionen, die x-te Strömung oder Plattform innerhalb einer Organisation lassen die Energie verpuffen. Um wirkliche Veränderungen herbeizuführen, brauchen wir neben dem Bewusstsein und der Befreiung eine Bedeutungshoheit. Die schaffen wir, indem wir vorhandene Muster entweder umdeuten, gerade um sie zu entzaubern, oder indem wir sie mit neuen Schlagwörtern, Halbsätzen, mit neuem Leben und Bedeutung füllen. Nicht im eigenen, geschützen Bereich, sondern in Netzwerken, in der Öffentlichkeit. 

			Dabei gilt es zu beachten, wie viele Menschen gerade bei politischen Diskussionen oder bei der Wissensvermittlung ausgegrenzt werden. Wie Franz Schandl meint, »ganz einfach sprechen und schreiben«, also Fachsprache und Akademisierung runterfahren. Zurückhalten mit »Moralkeulen«, die andere sofort in eine Schublade stecken und ihre Würde untergraben: »Das ist populistisch, ideologisch, extremistisch« sind Unterstellungen, die das Gegenüber natürlich nicht zum Nachdenken anregen, sondern die destruktive Spirale antreiben. Nicht selten wird dabei auch die eigentliche Bedeutung ignoriert oder durch inflationären Gebrauch relativiert. Dort, wo sie unweigerlich ausgesprochen werden muss, achtet dann niemand mehr darauf. Die Grenzen verschieben sich. Zum Robusten Realismus gehört eine kooperative Sprache. 

			
					Maßnahme: Kooperative Kommunikation »Bevor du sprichst, frage dich: Ist es wahr? Ist es freundlich? Ist es notwendig? Ist es besser als Schweigen?«
– Sathya Sai Baba


			

			Eine ähnliche Prüfung, die »drei Siebe«, geht auf Sokrates zurück: »Ist es wahr, ist es gut, ist es notwendig?« Ähnlich sollte es heute wieder gelten. Wir können uns einer Realität durch die Rede, die Diskussion annähern. Diese Kunst der Gesprächsführung, eine konstruktive Debatte zu führen, wird Dialektik genannt.22 Bei einer hohen Beteiligung und einem fairen Prozess der Ergebnisfindung bereitet sie den Weg zu einer allgemeinen Wahrheit. Dafür ist es wichtig, dass alle Beteiligten bei öffentlichen Beiträgen die drei Siebe benutzen. Gerade erleben wir das Gegenteil und es wäre schon ein großer Schritt, wenn man statt freundlich oder gut zumindest nicht beschimpfend oder verunglimpfend miteinander sprechen würde. Die Worte müssen redlich sein, also der eigenen Überzeugung entsprechen. Das macht sie noch nicht automatisch wahr, aber es sind dann keine Täuschungen.

			So viele Wörter benutzen wir fahrlässig und vorschnell. Das ist eine weitere Aufgabe, die Sprache bewusster einzusetzen und nicht nur als Waffe, um jemanden anzugreifen, etwas schönzureden oder als Floskel.23 Trotzdem braucht es wirkungsvolle Begriffe, kräftige Schlagwörter und Symbolik. Schließlich sollten wir nun wissen, wie stark uns die Emotionen beeinflussen und wie entscheidend sie dafür sein können, ob eine Bedeutungshoheit errungen werden kann. Eine Vernunftsprache, eine Aufzählung von Fakten reicht nicht aus. Argumente müssen eine Emotion auslösen, schon allein, damit sie haften bleiben. Das ist ein wichtiger Grund, warum viele wichtige Vorhaben scheitern: Die Emotionen werden nicht angesprochen. Natürlich ist es deshalb ebenso einfach wie effektiv, wehrlose Sündenböcke für alles mögliche verantwortlich zu machen. Wenn Emotionen aber mehr als nur einen reinen Symbolcharakter aufweisen, wenn dahinter Werte und das Gemeinwohl stehen, sollten sie angesprochen werden. Setzt sich eine Politikerin gegen Armut und für soziale Themen ein, dann ist es völlig legitim, dies auch zu zeigen, Fakten mit Bildern zu verstärken. Schnallt sie sich aber nur kurz im Wahlkampf bei der Tafel die Schürze um, ist das reine Symbolik, eine Täuschung, wie wir sie ständig in der Politik erleben. Dann spreche ich von einer Show, denn es wäre schließlich ihr Job, dafür zu sorgen, dass die Menschen es nicht nötig haben, zur Tafel zu gehen. 

			Auch eher negative Emotionen anzusprechen – bewusst oder unbewusst –, kann notwendig sein, um schneller eine Wirkung zu erzielen. Gebraucht man diese Strategie jedoch zu häufig, nutzt sie sich ab. Für eine mittel- und langfristige Wirkung müssen maßgeblich positive Emotionen vermittelt werden. Nur so kann man statt Wut- auch Mutbürgerinnen erzeugen. Die Publizistin Rebecca Solnit setzt in Orwells Rosen dessen Werk und Engagement seiner Liebe zum Gärtnern gegenüber.24 Ihr Buch behandelt aber auch das schwierige Verhältnis der Linken zur Natur und Schönheit. Gerade wenn es konkret wird, wenn es wichtig wird, geht es in politischen Gefilden nicht um »Gedöns« wie Natur, Schönheit und Poesie, mit dem sich eher Müßiggängerinnen und Zartbesaitete beschäftigen. Das gilt aber entgegen Solnits Beobachtungen nicht nur für die politische Linke, sondern auch für Rechte und Technokraten. Dennoch sehnen sich Menschen nach der Natur und suchen die Schönheit. Mich würde interessieren, wie viele sich von der Politik abwenden, weil dort nichts Schönes mehr zu entdecken ist, weil es dort nicht mehr um das gute Leben und um schöne Visionen geht. Das muss es aber, denn überleben allein reicht nicht. Die entfremdeten Menschen müssen eher wieder dafür geöffnet werden, man muss ihnen zeigen, wie schön und faszinierend unsere Welt ist und was wir noch alles entdecken können. »Überleben« hat eine doppelte Bedeutung, über das Leben und seine Faszination zu sprechen, gehört auch dazu. 

			Rebecca Solnit erinnert in Bezug auf George Orwells Leidenschaft an einen alten Slogan der New Yorker Gewerkschafterin Rose Schneidermann aus dem Jahr 1911: »The woman worker needs bread, but she needs roses too.«25 Verkürzt als »Brot und Rosen« taucht die Parole seitdem in Liedern und Gedichten auf.26 Neben dem Brot als Nahrung für den Körper soll die Rose als Nahrung für das Herz, die Fantasie und die Sinne stehen. Ein Slogan, der Identität schafft, gerade abseits der harten Fakten, die nicht trennen, sondern verbinden und ein starkes Mittel, um Bedeutungshoheit zu erlangen. Wir brauchen eine bewusste, gute und einfache Sprache, um die Denkmuster zu durchbrechen, die Menschen direkter anzusprechen und mitzunehmen. Diese Kooperative Kommunikation sollte gerade auch in den Medien, in den Schulen und im öffentlichen Raum vermittelt werden. 

			»Orwell begreift: Ein Mensch ist immer ein Inbegriff von Erwartung, Sehnsüchten. Einfühlungsvermögen ist kein bürgerliches Relikt, sondern eine Kardinaltugend der Veränderung (…) ›Die soll nicht die Verdoppelung der totalen Ökonomie sein, ›sondern gerade der Hebel, um die beherrschte Wirtschaft an die Peripherie zu stellen und den Menschen erstmals in die Mitte‹, wie es bei Ernst Bloch heißt.«27

			Punkt 4: Machtverteilung → Fairness-Versicherung

			Bei den ersten drei Punkten ist es um unseren Geist gegangen, unsere Emotionen und darum, welches Rüstzeug wir benötigen, um das Neue in die Welt zu bringen. Sie bilden die Grundlage für die Handlungen und konkreten Veränderungen, die angestoßen werden müssen. Bei den nächsten drei Punkten werde ich jeweils eine konkrete Maßnahme benennen, bei der wir politisch ansetzen sollten – beginnend mit den schwersten, aber wichtigsten Vorhaben, ohne die jedes weitere Engagement wenig ausrichten würde.

			»Macht ist ein Urphänomen gesellschaftlicher Organisation. (…) Eine Gesellschaft ohne Macht ist kaum denkbar. Wie man Macht auch genauer verstehen mag, sie ist in allen menschlichen Verhältnissen und Beziehungen als Möglichkeit oder als Realität präsent. Es wäre also wenig sinnvoll, Macht als solche als moralisch gut oder schlecht zu kategorisieren.«28

			Diese nüchterne Beschreibung stammt erneut von Rainer Mausfeld, der sich in Hybris und Nemesis eingehend mit der Funktionslogik der Macht und des Machtmissbrauchs auseinandersetzt. Das ist ein zentrales Element in der menschlichen Geschichte. Der Fürst, den Machiavelli vor über 500 Jahren beschwor oder die Herrschaft der Besten, die Platon bevorzugte, sind selten für die breite Bevölkerung von Vorteil. Darum sollte es aber eigentlich gehen und nicht darum, die ohnehin schon Mächtigen und Reichen zu fördern. Das Prinzip von Tyrannei und Ausbeutung umzukehren, ist deshalb so schwierig, weil dort die Gegenwehr am größten ausfällt. Historisch betrachtet, konnten meist nur Revolutionen eine eingefleischte Machtelite stürzen, und selbst das nur für kurze Zeit. Bald darauf kamen stets neue Eliten an die Macht, der Missbrauch wiederholte sich, das Spiel ging von vorne los. Ist die Situation also ausweglos? Nein, denn um genau das zu vermeiden, leben wir heute in einer Demokratie, einer Herrschaft des Volkes. Die Teilung der Macht auf viele Köpfe, zum Wohle aller  – eine schöne Theorie, die leider, wie oben beschrieben, nur halbherzig umgesetzt wurde. Doch selbst in einer repräsentativen Demokratie sollte die Bevölkerung in der Position sein, Machtmissbrauch sofort zu ahnden. 

			Demokratie wurde von den Mächtigen nur zugelassen, wenn sie ihre Profite sicherte. Den Einfluss der Bevölkerung mussten sie dafür hinnehmen, also begrenzten sie ihn von Beginn an. So war Demokratie nur in Kombination mit dem Kapitalismus zulässig. Wenn es gut lief, konnte vom Gewinn ein größerer Teil der Bevölkerung zumindest ein wenig profitieren. Doch trotz allen Einfallsreichtums und aller Anpassungsmöglichkeiten sind die Grenzen des Wachstums immer deutlicher zu spüren. Zudem gehört es zur menschlichen Begierde, dass man vom Geld nicht genug besitzen kann. Genau in dem Widerspruch befand und befindet sich die Demokratie mit ihrem Wirtschaftssystem. So lange noch die Natur, unsere Lebensgrundlagen, Arbeitskräfte und andere Länder ausgebeutet werden können, profitiert im eigenen Land mehr als nur eine Elite. Da diese Ressourcen jedoch zur Neige gehen, die Möglichkeiten zur Ausbeutung sich verknappen, schrumpft allmählich auch der Kreis der Profiteure. Immer mehr wird deshalb versucht, aus Spekulation, Wettgeschäften, virtuellen Werten, Geld zu genieren. 

			Der Staat lässt sich über Vergünstigungen, Subventionen und Rettungsgelder ausbeuten. Alle Bereiche des privaten und öffentlichen Lebens werden ökonomisiert. Das weltweite Vermögen nimmt noch zu, aber in der westlichen Welt profitieren immer weniger Menschen vom Wachstum. Der Wohlstand konzentriert sich auf eine zusehends geringere Zahl von Menschen. So klafft mittlerweile nicht nur, wie bereits beschrieben, die Schere zwischen Arm und Reich auseinander, sondern auch zwischen Reich und Superreich. Derzeit gelten 73 000 Menschen auf der Welt als superreich.29 In Deutschland sind es 3 300 Individuen, die allein 23 Prozent des Finanzvermögens hierzulande besitzen.30 Das Kapitalismusversprechen »Wohlstand für Alle« kehrt sich immer sichtbarer um in »Raffgier für Wenige«. Der Milliardär Warren Buffet sagte dazu einmal: »Es herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg führt, und wir gewinnen.«31

			Der Einfluss der Gesellschaftsstruktur auf diese Entwicklung verschwimmt. Auch in den Demokratien haben sich die meisten politischen Akteure von der Macht- und Geldelite korrumpieren lassen oder halten sich zumindest an die Spielregeln, die ihre Vorherrschaft sichern. Die Gewaltenteilung leidet, die gewählten Repräsentantinnen beugen sich mehrheitlich den Vorgaben der Regierenden und der mächtigen Lobbys. Ein Teil der Bevölkerung lässt sich durch Brot und Spiele ruhigstellen oder zieht sich zurück, ein anderer Teil tritt nach unten oder wettert gegen Sündenböcke, und der kleinste Teil versucht innerhalb der Denkstrukturen einige Symptome zu mildern. Natürlich sind das keine trennscharfen Kategorien. Die Unzufriedenheit ist diffus und entlädt sich dort, wo sich nichts verändert. Gerade sieht es so aus, dass nach der Demontage der Demokratie die Liberalität das nächste große Opfer zur Rettung des feudalen Finanzkapitalismus sein wird. 

			Die einzige Lösung, die ich noch sehe, besteht darin, die Macht in der Demokratie kollektiv zu verteilen; es reicht nicht, die Demontage rückgängig zu machen. Zusätzlich muss die Macht der Wenigen beschnitten und die großen Vermögen begrenzt werden. Der Ökonom Martin Schürz schreibt in seinem Buch Überreichtum, er »verletzt Gerechtigkeitsprinzipien und gefährdet die Demokratie«. Gesichert durch eine »Politik der Verachtung, die keine Maßnahme gegen Vermögenskonzentration ergreift, leistet eine Gefühlspolitik zugunsten der Reichen einen bislang unterschätzten Beitrag«.32 Mit Geld kann man in unserem System Einfluss, Öffentlichkeit und Aufmerksamkeit kaufen. Die Politik darf nicht »gefühlsmäßig« näher am Reichtum als an der Armut sein. Unsere Gesellschaft sollte also so aufgebaut sein, dass, neben der breiteren Machtverteilung, die Einflussmöglichkeiten sowohl von Individuen als auch von Profitinteressen radikal begrenzt werden. Wie das aussieht, beschreibe ich im nächsten Kapitel genauer. 

			
					Maßnahme: Fairness-Versicherung

			

			Wir können uns den extremen Reichtum und die extreme Ungleichheit nicht mehr leisten. Armut muss ebenso wie Überreichtum abgeschafft werden. Ich erinnere daran, welchen immens großen Anteil Reiche und besonders Überreiche am Ressourcenverbrauch, der Zerstörung der Lebensgrundlagen haben. Hätten wir ein anderes Geld- oder Wirtschaftssystem, könnte das Kapital nachhaltig investiert werden und dadurch vielen Menschen zugutekommen. Würden Eigentum und Vermögen – wie es bei uns im Grundgesetz steht – eine besondere Verantwortung für das Gemeinwohl hervorrufen, wäre diese Maßnahme nicht notwendig. Aber so müssen Instrumente entwickelt werden, die genau das tun. Immense Summen fließen nur noch in Wertanlagen, Fonds, Aktien und Steuerparadiese. Zu viel Geld macht träge und erübrigt Leistung und Bildung. 

			Wohlstand wird immer mehr vererbt. Vor allem dort wäre es gerecht, Maßnahmen einzusetzen, die Reichtum abschöpfen, wie auch bei all den Finanzgeschäften, mit denen der größte Teil aller Menschen nie etwas zu tun hat. Vermögende sind besonders darauf angewiesen, dass Sicherheit herrscht: Sie wollen sich und ihr Eigentum von der staatlichen Ordnung und ihren Organen schützen. Ironisch, weil dieses ohne Infrastruktur, ohne investierte Steuergelder, ohne ausgebildete und gesunde Arbeitskräfte und ohne zahlstarke Konsumenten nie hätte entstehen können. Ohne ein Finanzsystem und die Banken, die der Steuerzahler, egal ob Gut- oder Geringverdiener, gerne mal retten muss, ganz nicht. All dies wird auch von denjenigen mitgetragen, die kaum die wachsenden Mieten bezahlen können. 

			Würden wir eine Obergrenze für Vermögen ziehen und die beim Überreichtum ansetzen, läge sie bei 100 Millionen Dollar. Für diese Summe müsste eine deutsche Vollzeitbeschäftigte, auch wenn sie von allen Abgaben befreit wäre und keine Lebenshaltungskosten hätte, 1 800 Jahre arbeiten.33 Selbst ein Luxusleben in Saus und Braus, Vorsorge für eine Großfamilie, Geschenke für eine riesige Gemeinde, das zehnte Auto, Privatjet und Yacht können diesen Betrag nicht ausgeben. Meines Erachtens sollte die Obergrenze noch darunterliegen, aber man könnte dort beginnen, wenn dafür auch das gesamte Vermögen berücksichtigt würde. Dann wären in Deutschland sicher mehr als die derzeit rund 3 300 Überreichen betroffen. Doch selbst, wenn sich diese knapp 0,004 Prozent Betroffene auf 0,04 Prozent der Bevölkerung verzehnfachen sollte – seit wann nehmen wir hierzulande Rücksicht auf so kleine Minderheiten? Dann, wenn sie reich sind. 

			Hört sich wie eine Satire an, eine Perspektive, die kaum jemand einnimmt. Genau, weil wir in den herrschenden Denkstrukturen gefangen sind. Wir denken so was nicht mal mehr, dabei wäre nur ein Anflug von Anstand höchstens Maß und Mitte. Extrem sind die realen Verhältnisse. Das Prinzip lautet, je größer der Reichtum ist, desto weniger anteilig bezahlt werden muss. Eigentlich bräuchten wir ein ganz neues System. Aber solange nicht die ersten drei der neun Punkte wirklich verinnerlicht worden sind, müssen Maßnahmen her, die im System sofort Wirkung entfachen und mehr als nur »rumdoktern«. Dazu bedarf es absoluter Grenzen von Reichtum und Ungleichheit, einer Art fairer Versicherung. Insgesamt betrachtet, müssen Steuern und Abgaben gar nicht erhöht werden, denn der Staat nimmt genug Geld ein, nur die Verteilung ist das Problem. Der Rechtsstaat sollte klarer und besser ausgestattet gegen Steuerraub sowie Finanzkriminalität vorgehen und die Politik entschiedener vorgehen gegen die Auflösung des Überreichen. Die genaue Ausgestaltung der Fairness-Versicherung kann das Kollektiv entscheiden, was in meinen drei letzten Punkten zum Zug kommt. Mein Orientierungspunkt ist das Fairness-Prinzip, das ich vor allem an die Vorstellung des politischen Philosophen John Rawls anlehne. 

			Zur besseren Vorstellung eine spieltheoretische Erwägung: Nehmen wir einen hypothetischen Konzern mit 100 Mitarbeiterinnen. Von der Geschäftsführung über die Fachkräfte bis hin zur Hausmeisterin muss jede Person ihren Posten abgeben und gleichzeitig eine Bewertung verfassen, was jede einzelne Position – ausgehend von einem Gesamtbudget – verdienen sollte. Danach werden alle Posten zufällig neu verteilt. Die resultierende Verteilung wäre deutlich fairer als in der Realität. Unterschiede bleiben sehr wohl bestehen, auch die unteren Gehaltsstufen würden keine gleichmäßige Verteilung vorschlagen. Doch die Sprünge gerade hin zum Management verkleinern sich. 

			Reinigung und Sicherheit sind sowieso ausgelagert und werden meist mit Niedriglöhnen abgespeist. Nicht selten verdient die Topmanagerin das 100-Fache des Gehalts einer Fachkraft, ohne Boni versteht sich. Aber es geht hier nicht allein um Einkommen, sondern um das Prinzip, das ich insgesamt als Grundlage für die Geldverteilung gerade bei den Vermögen einsetzen möchte. Ungleiche Löhne, ungleiche Vermögen sind durchaus akzeptabel, allerdings nur bis zu einem gewissen Punkt. Sind sie fair? Hatten alle die gleiche Chance und Voraussetzung, sie zu erreichen? Wo übersteigen sie ein Maß gegenüber der erbrachten Leistung? Werden am Ende alle ausreichend am Wohlstand beteiligt? Die Entwicklung, seit Rawls und andere ihre eher liberalen und keinesfalls sozialistischen Gerechtigkeitsvorschläge unterbereitet haben, gehen genau in die andere Richtung. 

			Punkt 5: Menschenschutz → Demo-Deal

			Bei diesem Punkt kann ich die Erklärung kurzhalten und zügig zur Maßnahme kommen, denn zum Menschenschutz habe ich im ersten Abschnitt des Kapitels bereits viel geschrieben. Dabei geht es gerade nicht allein um die Bewahrung unserer Lebensgrundlagen, soweit, wie dies noch möglich ist, sondern auch wie wir überleben und uns den immensen Veränderungen anpassen können. Die Natur an sich wird fortbestehen, egal, wie viel wir zerstören. Es gibt da einen Witz, über den ich vor 20 Jahren anders gelacht habe als heute: Fragt ein Planet die Erde: »Du siehst aber schlecht aus, was ist denn los?« »Ach, ich habe Homo sapiens«, antwortet die Erde. Darauf der Planet mitfühlend: »Hui das kenne ich, ist schlimm, aber geht schnell wieder vorbei.«

			Erfolgreicher Menschenschutz bezieht die sozialen Verhältnisse mit ein und bekämpft die krassen Missstände und Ungerechtigkeiten. Nur so lässt sich eine breite Mehrheit miteinbeziehen. Dazu müssen jedoch die Machtverhältnisse aufgebrochen werden, was zeigt, wie eng alle neun Punkte verflochten sind. Nicht nur, weil es zu den weiteren wichtigsten Bedürfnissen des Menschen gehört, sondern weil sonst kaum ein Fortkommen möglich ist, gehören auch Frieden und Sicherheit zum Menschenschutz. Die Rüstungs- und Gewaltspirale weltweit nach oben zu drehen, immense Kosten und Emissionen zu verursachen, Ressourcen für eine Kriegswirtschaft aufzubringen, wird nicht mehr, sondern weniger Sicherheit bringen. Jeder schaukelt den anderen weiter hoch, dabei sind die Gewinner immer die Scharfmacher sowie natürlich die Rüstungs- und die beteiligte Finanzlobby. Auch weil so viel Geld versickert, nicht wirklich in Verteidigung, sondern in offensive Waffen und in Rüstung fließt, die teuer, aber teilweise kaum oder gar nicht nutzbar ist. Niemand schert sich um Effizienz und Wirksamkeit, wenn es um das Militär geht. Beim Geschäft mit der Angst stellt man fast keine Fragen – viel hilft viel. Niemanden interessiert etwa, dass die Streitkräfte dieser Welt einer der größten Emissionsherde überhaupt sind. Schätzungen zufolge verursacht das Militär zwischen 5 bis 6 Prozent des globalen Ausstoßes an Treibhausgasen.34 Die genaue Zahl ist unbekannt, denn die Emissionen müssen nicht bilanziert werden. Gleichzeitig kürzt man die Investitionen in Katastrophenschutz, Diplomatie, Entwicklungszusammenarbeit und Sicherheit. Hunger, Armut, Wetterextreme und die Zerstörung von Lebensräumen geraten noch mehr aus dem Fokus, Konflikte, Zerstörung und Migration werden noch weiter angeheizt. 

			Menschenschutz geht alle diese Punkte gemeinsam an. Konferenzen zu Einzelthemen mit vielen Beschwichtigern, Bremsern und Lobbyisten an Bord sind nicht nur von gestern, sondern Teil des Problems geworden. Ziele dürfen nicht Zahlen in der Zukunft, sondern sollten Handlungen und Maßnahmen in der Gegenwart sein. Ich befürchte, dazu muss man die ersten vier Punkte zumindest im Ansatz verinnerlicht haben. Bis dahin sollten diejenigen vorangehen, die noch nicht aufgegeben haben, die sich zu Einzelpunkten engagieren und ihre Energie in Konferenzen und andere Relikte des alten Denkmusters stecken. Der Ansatz muss sein, die Spielregeln in der Politik zu verändern, die Macht zu verbreitern und sich auf Maßnahmen zu verständigen, die insgesamt etwas bewegen. 

			
					Maßnahme: Demo-Deal

			

			Natürlich muss am Ende eine andere Lebensweise stehen. Wir brauchen eine Kreislaufwirtschaft, nicht mehr Ressourcen dürfen entnommen werden als nachwachsen: Renewable, Recycling, Reparatur, Vermeidung und Effizienz sind die Stichworte. Da können wir unseren Wachstumsdrang, unseren Wettbewerb ausleben. Aber es wäre unredlich zu sagen, dass dies ohne harte Kämpfe und ohne Einschränkungen aufseiten der Reichen, gelingen kann. Da unser System hauptsächlich auf Geld und Profit basiert, setzen wir zuallererst da an. Eine Maßnahme muss her, die Geld umleitet und das in solcher Dimension, dass sich das System verändert. Ich habe bereits beschrieben, dass es derzeit oft günstiger und einfacher ist, zerstörerisch zu leben und kostspieliger oder zeitaufwendiger ist, achtsam und nachhaltig zu leben. Das gilt vor allem dann, wenn es nicht nur um Verzicht, sondern um Alternativen geht. Die sind wichtig, wenn man nicht bloß überleben, sondern ein gutes Leben führen will. 

			Der momentan praktizierte Emissionshandel gibt jeder Tonne CO2 einen festen Preis, den die Verursacher über den Kauf von »Verschmutzungsrechten« bezahlen müssen. Dadurch verteuert sich die Herstellung von Gütern, je mehr Treibhausgase bei ihrer Produktion ausgestoßen werden. Wer größere Mengen CO2 emittiert, als er in Form von Zertifikaten besitzt, muss nachkaufen, wer weniger produziert, kann seine Verschmutzungsrechte weitergeben. Die Gesamtmenge an Zertifikaten ist begrenzt und sinkt jährlich. Dabei gibt es jedoch einige Fallstricke.

			
					Problem 1: Der Handel ist auf wenige Branchen begrenzt. Einige Bereiche mit hohen Emissionen wie Verkehr, Landwirtschaft und Bau sind bisher ausgenommen. 

					Problem 2: Nur die Hälfte der Einnahmen fließen in Klimaschutzmaßnahmen und auch dabei wird getrickst. Gleichzeitig steigen, wie bereits beschrieben, die Subventionen und Investitionen in klimaschädliche Technologien. 

					Problem 3: Selbst in den betroffenen Branchen existieren Ausnahmen, denen in jeder Handelsperiode kostenlose Zertifikate ausgestellt werden. 

					Problem 4: Es geht nur um Treibhausgase. Viele Belastungen für unsere Lebensgrundlagen, für uns Menschen ganz direkt, sind völlig ausgenommen. 

			

			Über das letzte Problem wird gar nicht geredet, aber genau darum müsste es gehen. Jede produzierte Ware verursacht sogenannte »externe Kosten«. Das sind ausgelagerte Kosten, die nicht vom Produzenten, vom Verursacher, sondern von der Gesellschaft getragen werden, beispielsweise in Form von sozialen, ökologischen und gesundheitlichen Auswirkungen. Ich zähle dazu Folgekosten, die bei der Herstellung entstehen, aber auch beim Konsum oder dann, wenn das Produkt im Müll oder in der Umwelt landet. Treibhausgase sind ein prominentes Beispiel. Plastik, das Gewässer, Böden und Tiere belastet, landet als Mikroplastik auch in unseren Körpern. Eine ähnliche Kette gibt es bei Chemikalien und Giften, deren Wirkungen wir immer noch nicht abschätzen können. Auch miserable Arbeitsbedingungen, die Menschen krank machen, würde ich dazurechnen. Insgesamt stecken in unseren konsumierten Waren und Dienstleistungen zahlreiche versteckte Folgekosten, und das nicht nur in Produkten im herkömmlichen Sinne. Jede Suchanfrage im Internet, jeder gestreamte Film setzt Treibhausgase frei. Weder die Anbieterin zahlt die Folgekosten noch die Konsumentin – außer, das Produkt wirkt sich direkt negativ auf die Gesundheit aus. Die daraus resultierenden Gesundheitsschäden, die Zerstörung der Lebensgrundlagen, führen zu immensen, auch messbaren Kosten.35

			Die Berechnung der Externalitäten gestaltet sich komplex und wird bewusst selten unternommen. Wir müssten uns darauf einigen, was alles dazugehört und daraufhin klare Richtlinien vorgeben. Diese Maßnahme würde einiges verdeutlichen, einen Ausgleich schaffen und viel Geld einbringen. Wenigstens müssten dann die Verursacher die der Allgemeinheit aufgebürdeten Folgekosten tragen. Die Konzerne würden diese natürlich einpreisen, so dass ihre Güter, je nach Wirkung und Bemühen, teurer oder günstiger wären. Dadurch erkennt die Verbraucherin, welchen Schaden ein Produkt anrichtet, ganz ohne Ampeln, Bewertungen, Siegel und umständliche Informationsbeschaffung. Vor allem umgeht diese Regelung die Ungerechtigkeit, dass diejenigen die Folgekosten tragen, die nicht oder nur im geringen Maße dafür verantwortlich sind. Menschen, die aufgrund eines geringeren Einkommens weniger konsumieren und jene, die bewusster, nachhaltiger leben, müssen anteilig für Externalitäten geradestehen, die vor allem diejenigen hervorrufen, die ohne Maß kaufen, kaufen, kaufen. 

			Ich nenne diese Maßnahme den Demo(kratie)-Deal, denn sie könnte zu einem demokratischen Instrument werden, mehr Gerechtigkeit zu schaffen und für das Überleben in der Zukunft zu sorgen. Der Name ist eine Anspielung auf den Green New Deal, der, wie der Emissionshandel selbst wenn er denn mal wirklich umgesetzt würde – viel zu kurz greift und im Prozess durch den Lobbyeinfluss sowieso immer weiter aufgeweicht wird. Wichtig ist, dass Waren und Dienstleistungen einen angemessenen Preis bekommen. Auch Langlebigkeit, Reparatur- und Recyclingfähigkeit sollten endlich belohnt, beziehungsweise das Gegenteil sanktioniert werden. 

			Um einen möglichen Einwand gleich vorwegzunehmen: Der Demo-Deal ist keine zusätzliche Steuer, die obendrauf kommt. Im Gegenzug müssen andere Abgaben wegfallen, auch die Mehrwertsteuer könnte dazugehören. Insgesamt bin ich für eine deutliche Vereinfachung des Steuersystems. Der Faktor Arbeit, lebensnotwenige Waren und Dienstleistungen sowie die unteren bis mittleren Einkommen müssen entlastet, Finanztransaktionen, große Vermögen und zerstörerischer Konsum stärker belastet werden. Trotz der betonten sozialen Komponente des Demo-Deals sollten die Einnahmen nicht nur dazu dienen, andere Steuern zu reduzieren. Das Geld muss genutzt werden, um Zukunftsinvestitionen zu tätigen, über die die Gemeinschaft bestimmt. So unsinnig ich die Schuldenbremse und so wichtig ich Investitionen gerade in Krisenzeiten finde, glaube ich dennoch, dass der Staat insgesamt nicht mehr Steuern als jetzt einnehmen müsste. Wichtig ist, wo sie eingenommen und wofür sie ausgegeben werden. 

			Punkt 6: Montagebündnis → Großer Gesellschaftsvertrag

			Der sechste Punkt kann kürzer ausfallen, weil er sich aus allem zusammensetzt, was ich bisher beschrieben habe, und in die letzten drei Punkte überleitet. Ich halte es für wichtig, dass man neben der Vernunft auch das Gefühl, die Emotionen anspricht, da sich die beiden im Menschen ohnehin nicht voneinander trennen lassen. Deshalb müssen die Selbstwirksamkeit und Verantwortung nicht nur geweckt, sondern auch besiegelt werden. Dazu brauchen wir Sprache und eine symbolische Kraft. Wir sprechen viel davon, Netzwerke zu bilden, Bündnisse zu schmieden. Alles richtig, aber wir müssen noch größer denken und eine Mehrheit in unserer Gesellschaft mitnehmen. Wenn das Haus der Demokratie neu montiert werden soll, dann können wir nicht nur das Dach flicken und einzelne demontierte Bereiche wieder zusammensetzen. Die Welt und das Leben haben sich verändert. Wir brauchen neue Säulen, neue Räume, mehr Platz, mehr Licht und mehr Menschen, die Hand anlegen. 

			Es muss ein Montagebündnis geben und eine Art Vertrag, der gemeinsam erstellt und besiegelt wird, eine gesellschaftliche Grundlage, ohne die Fokussierung auf Geld und Profit. Wenn Staat und Politik dies nicht initiieren, dann muss die Zivilgesellschaft, müssen Einzelne den Prozess selbst in die Hand nehmen, dabei aber die unterschiedlichen Meinungen zu Wort kommen lassen.

			Kaum jemand erinnerte beim 75. Geburtstag des Grundgesetzes 2024 daran, dass dieses nur eine Art provisorische Verfassung darstellen und im Falle einer Wiedervereinigung dann voll ausgearbeitet werden sollte. Stattdessen hat man, auf einer Linie mit der sonstigen Behandlung des Ostens, einfach verlangt, dass alles aus dem Westen ohne Debatte übernommen wird. Ein Mosaiksteinchen, warum immer noch eine Teilung in den Köpfen vorhanden ist. Das Grundgesetz wurde ab und an verändert, es überbrückt aber die klaffenden Lücken zur Realität bis heute nicht vollständig. Deshalb wäre eine neue Verfassung ein wichtiges Ziel. 

			
					Maßnahme: Großer Gesellschaftsvertrag 

			

			Ein Gesellschaftsvertrag ist ein wenig anders gelagert als eine Verfassung. Er manifestiert vor allem zentrale Absichten und Vorhaben, denen wir uns stellen müssen. Auch berücksichtigt er unbequeme Wahrheiten und entsprechende Gegenmaßnahmen, für die den gewählten Abgeordneten, wider besseren Wissens, meist der Mut fehlt, weil sie sich derzeit maßgeblich um ihre Karriere und Wiederwahl sorgen. Die politische Konkurrenz und die finanzkräftigen Lobbys würden über sie herfallen. Vorhaben und vor allem Grundlagen müssen von einer breiten Mehrheit getragen werden und brauchen eine hohe Beteiligung. Der Philosoph und Politiker Raphael Glucksmann hat ein Buch über einen »neuen Gesellschaftsvertrag« geschrieben, den er für genauso notwendig hält wie ich. Seinem ersten Paragrafen kann ich mich nur anschließen:

			»Eins: der Bürger ist nicht nur Wähler, sondern Akteur in der Regierung des Gemeinwesens. Damit die Demokratie nicht zu einer Aristokratie oder Monarchie degeneriert, wird sie partizipativ und die Bürger übernehmen wieder die Kontrolle über ihre Institutionen.«36

			Ich würde einzig einwenden, dass die Bürgerinnen die Kontrolle über ihre Institutionen wohl nie wirklich hatten, sie also erstmals erhalten sollten. Gerade die demokratischen Grundsätze, die Mitbestimmung, die Stärkung der Gewaltenteilung, die Rechte und Pflichten der Politiker sowie die Grenzen des Lobbyismus gehören in die ersten Zeilen des Gesellschaftsvertrags. Darauf kommen wir in den letzten drei Punkten wieder zurück. Vor dem Gesellschaftsvertrag muss ein Montagebündnis geschlossen werden, das festlegt, auf welchem Weg mit welchen breiten Beteiligungsmöglichkeiten der Vertrag zu verhandeln und zu beschließen ist. 

			Aber auch weitere inhaltliche Grundsätze müssen sich dort wiederfinden. Es geht nicht um die Tagespolitik, sondern um Fundamente wie eine soziale Grundordnung. Dazu gehört beispielsweise der Umgang mit den Lebensgrundlagen, mit Bildung und mit Finanzen. Diese Punkte aufzustellen, muss ein Prozess sein, der von der Politik zwar begleitet, aber weder vorgegeben noch moderiert wird. Deshalb darf auch keine Vorentscheidung bezüglich der verhandelten Themen stattfinden. Derartige Aufgaben sollten meiner Auffassung nach einem Gesellschaftsrat zukommen, der in Punkt 9 näher diskutiert wird. Gerade bei der Erstellung des Vertrages müssen wir Demokratie neu lernen: Wie schaffen wir Resonanz statt Beschallung, wie kommen diesmal auch die zu Wort, die sonst nicht laut oder mächtig sind, wie streiten wir ohne Verletzungen, wie kommen wir zu Ergebnissen, die von einer großen Mehrheit getragen werden? 

			3. Demokratie leben 

			»Der Kern der Daseinsberechtigung von Demokratien liegt darin, dass sie glaubhaft und dauerhaft den Menschen einen Rahmen von gerechten Chancen, Ausgleich, eine stabile Rechtsordnung, persönliche Freiheit, Friedenssicherung nach innen und außen, eine verlässliche, soziale Daseinsvorsorge und gute Zukunftsaussichten für die nächste Generation garantieren.«

			– Antje Vollmer

			Das Monopoly-Experiment

			Im Jahr 2013 startete in den USA das sogenannte Monopoly-Experiment. 100 zufällig ausgewählte Paare spielten unter Beobachtung eines Teams von Sozialpsychologen das bekannte Brettspiel. Per Los wurden die Spielerinnen einer von zwei Gruppen, der reichen oder der armen, zugewiesen. 

			Die reiche Gruppe bekam vor Spielbeginn die doppelte Menge Startgeld. Beim Zug über Los erhielten die Spielerinnen das doppelte Gehalt und durften anstatt einen, wie die arme Gruppe, beide Würfel benutzen, so dass sie viel mehr Spielzüge machen konnten. Monopoly ist grundsätzlich eher von Glück und Risiko als von Taktik und Strategie geprägt. Deshalb haben normalerweise alle Spielerinnen die gleichen Chancen. Durch die unterschiedliche Ausgangslage verschieben sich diese jedoch dramatisch zugunsten der reichen Gruppe. Spannend ist, was beobachtet wurde. Dazu der Leiter des Experiments Paul Piff: 

			»Die reiche Spielerin begann, sich lauter auf dem Brett zu bewegen und während der Züge regelrecht mit ihrer Spielfigur auf das Spielbrett einzuhämmern. Unter den reichen Spielerinnen war dominantes Verhalten häufiger, sie legten Machtgehabe an den Tag und jubelten öfter.«37

			Insgesamt wurde bei den reichen Spielerinnen der Ton rauer und lauter. Vor allem aber hielten sie ihren Sieg für gerechtfertigt, der ihrer Ansicht nach aufgrund ihrer Spielweise und ihres Verstandes zustande kam. Den riesigen Vorteil, den sie anfangs erhalten hatten, schienen sie vergessen zu haben, als sie nach dem Spiel befragt wurden. 

			Paul Piff nahm zahlreiche vergleichbare Experimente mit tausenden Versuchspersonen vor, stets vor dem Hintergrund der Frage, inwiefern sich Reichtum auf das Verhalten und die Selbsteinschätzung auswirkt – und immer mit ähnlichen Ergebnissen. Zudem stellte Piffs Team fest, dass, je reicher die Menschen sind, desto eher wird Geiz zu einer Tugend und desto so weniger sind sie bereit, etwas abzugeben.38 Andere Untersuchungen zeigen, dass schon bei Kindern Geld das soziale Verhalten negativ beeinflusst.39

			Es ist also kein Mythos: Zu viel Geld schadet dem Charakter. Das wissen wir eigentlich und dennoch fördern wir ein System, das genau diesen Überreichtum anfeuert, ihn beschützt. Wir wissen auch, dass sich Ungleichheit ab einem bestimmten Punkt negativ auf die Gesellschaft auswirkt. Ich habe die Spielregeln in der Politik wie die eines ungerechten Monopoly-Spiels beschrieben. Sie sorgen dafür, dass sich die hohe Ungleichheit verfestigt und teilweise sogar weiter ansteigt. Alles in einer Demokratie, in der die Mehrheit der Bevölkerung benachteiligt wird und dennoch die Spielregeln, die dazu führen, akzeptiert. Das ist fast so, als würde man bei dem Monopoly-Experiment darüber abstimmen lassen, ob es die unterschiedlichen Ausgangssituationen geben sollte und eine Mehrheit wäre dafür. Dieses Muster lässt sich nur durch erlernte Denkstrukturen und komplexe psychologische Zusammenhänge erklären, bestärkt von einer immensen Werbe- und Lobbyschlacht. 

			Die eingangs zitierte Passage der ehemaligen Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer über die Daseinsberechtigung einer Demokratie bringt es auf den Punkt: gerechte Chancen, stabile Rechtsordnung, Freiheit, Friedenssicherung, soziale Daseinsvorsorge und gute Zukunftsaussichten. Doch die demontierte repräsentative Demokratie schafft es nicht einmal im Ansatz, die ungerechten Spielregeln anzugleichen oder die ungleichen Lebenswirklichkeiten zu nivellieren. Wir sind alle Figuren in einem riesigen Monopoly-Spiel, bei dem jeder andere Start- und Spielbedingungen hat. Die eh schon ungerechten Regeln können mit Geld noch weiter gedehnt oder umgangen werden. Teils ist es sogar möglich, sich aus dem Gefängnis freizukaufen. Das liegt auch daran, dass Korrektiv und Kollektiv in den Parteien und in der Zivilgesellschaft kaum noch funktionieren – ihre Instrumente sind stumpf geworden. 

			Punkt 7: Korrektiv → Kooperative Kontrolle 

			»Korrektiv«40 und »Kollektiv« gehören zu meinen wichtigsten Begriffen und sie kommen im Buch immer wieder vor. Sie sind unabdingbar für eine funktionierende Demokratie, aber genau da hakt es bei uns zunehmend. Die Kontrollinstanzen greifen gerade dort nicht, wo es um Macht, Einfluss und Geld geht und es gibt an vielen Stellen kein Korrektiv mehr. Das Kollektiv wiederum verabschiedet sich, hofft, alles über Wahlen regeln zu können oder kümmert sich um Einzelthemen. 

			Ich habe beschrieben, dass das auch psychologisch begründet, letztlich menschlich ist. Immer mehr Fakten helfen dabei nicht weiter. Aber die Eigenschaften des Menschen können sich auf diese oder jene Weise entwickeln, darum sind Prägungen und faire Spielregeln so wichtig, Spielregeln, deren Einhaltung kontrolliert werden muss, gerade bei Mächtigen und politischen Repräsentantinnen. Das Kollektiv sollte deshalb die Grundlagen und die Spielregeln aufstellen und sie immer wieder hinterfragen, anpassen. Es ist wie in der Wissenschaft: Nur durch das Korrektiv der anderen Forscherinnen können Thesen und auch Erkenntnisse überprüft und bestätigt werden. Wenn es allerdings um unser Zusammenleben geht, gibt es im Gegensatz zur Wissenschaft weniger Gewissheit, weniger Wahrheit, weniger Naturgesetze. Deshalb müssen sich alle mehr beteiligen, um eine Politik zu gestalten, die dem Gemeinwohlinteresse dient. Es kann weiterhin Parlamente geben, aber selbst mit einer Reform reicht diese Form der Repräsentanz nicht aus. Auch wenn es zusammengehört, immer wieder verflochten ist, beginne ich bei den letzten drei Punkten mit dem Korrektiv, dann folgt das Kollektiv und abschließend gibt es eine Auflistung von Korrekturvorschlägen

			Würde die Demokratie nicht demontiert, hätten viele die Freiheit, sich von Politik fernzuhalten. Da das jedoch nicht so ist, müssen alle zum Korrektiv werden. Hier greift meiner Ansicht nach die Eigenverantwortung am stärksten, weil die Politik ihrer Verantwortung nicht mehr nachkommt. Eigentlich sollten die Parteien und ihre Mitglieder das wohl wichtigste Korrektiv unserer repräsentativen Demokratie sein. Sie sind für die Willensbildung verantwortlich, mit etlichen Privilegien und bei Erfolg auch mit viel Macht und Geld ausgestattet. Bei hoher Beteiligung und zahlreichen innerparteilichen Debatten um den richtigen Kurs korrigieren, prüfen sie sich selbst. Das hat bei einigen Parteien auch bedingt funktioniert, obwohl die Nibelungentreue gegenüber der eigenen Spitze schon immer problematisch gewesen ist.41 Nun haben sich die Mitgliedszahlen jedoch deutschlandweit halbiert, die Parteien sind meist überaltert, ihre Debattenkultur geschwächt. Heute müsste man sie eher als Wahlvereine denn als Korrektiv betrachten. Auch als korrigierende Alternative zu anderen Parteien taugen die meisten von ihnen nicht mehr, weil sie sich in der realen Regierungspolitik zu sehr angenähert haben, die gleichen Spielregeln vertreten. Erst bei hoher Unzufriedenheit und nach dem Sinkflug der Wahlbeteiligung bekommen neue Parteien eine Chance – wenn sie ungeachtet ihrer Grundsätze eine deutliche Gegenmacht darstellen. 

			Dennoch bleiben Politik und Parteien in unserem System in der Hauptverantwortung. Das Korrektiv an sich muss deshalb besser verteilt werden; es braucht eine transparente Kooperative Kontrolle. Für Veränderungen sollte sich das neue Korrektiv anfangs vor allem auf die Politik als Machtfaktor konzentrieren und darf sich nicht mit Einzelthemen aufhalten. Ihre Macht muss fairen Spielregeln, einer transparenten Kontrolle unterworfen sowie ergänzt und geteilt werden. Vielleicht wird am Ende das ganze parlamentarische System zu einer Kooperativen Demokratie umgebaut. Meine Vorschläge konzentrieren sich hier aber auf die Montage, auf Erweiterungen, auf Grenzen und Kontrollen. 

			
					Maßnahme: Kooperative Kontrolle 

			

			»Die Maßnahme« gibt es beim Korrektiv natürlich nicht. Stattdessen müssen viele Ansätze gemeinsam wirken. Allein die Medien, eines der wichtigsten Korrektive, kommen dieser Rolle – zumindest als Ganzes – schon längst nicht mehr nach. Ansätze und Maßnahmen dazu sind aus berufenerem Munde bereits in vielen Büchern beschrieben worden. Ich konzentriere mich deshalb auf die Verbindung zur Politik. Keine aktive Politikerin darf gleichzeitig in einem Rundfunkrat sitzen oder irgendeine andere leitende Funktion in den Medien bekleiden. Gerade Hauptstadtjournalistinnen und Medien mit Reichweite werden wie die Politik einseitig stark lobbyiert und sind daher anfällig für Interessenskonflikte. Auch da muss es einen Kodex und Regeln geben.42 Für mich besteht die maßgebliche Aufgabe der Medien außerhalb der Unterhaltung darin, nicht auch noch das zu verbreiten, was ihre Konkurrenten schon in Dauerschleife bringen. 

			Wichtig ist es, dass der Bevölkerung überprüfte Hintergründe, Wissen und unterschiedliche Positionen und Diskussionen vermittelt werden und sie sich ihr eigenes Bild machen kann. Außerdem müssen die Medien prüfen, aufdecken, hinterfragen, was die Politik beschließt und wie sie es tut. Die wichtigste Information ist meist, wer von einem Beschluss profitiert. Auch da gilt: »Follow the money.« Die Medien sollten mithelfen, dass wir mündige und kritische Bürgerinnen werden. Hier würde jedoch ein gutes Bildungssystem in meinen Augen die wichtigste Arbeit leisten. Ein fähiges Korrektiv und Kollektiv müssen gut ausgebildet werden. Dabei geht es nicht in erster Linie um Formeln, Fremdwörter und Jahreszahlen. Wichtiger ist, dass junge Menschen kritisch mit Nachrichten, mit Medien, mit Wissen umgehen können. Dass sie in der Lage sind, Fakten zu prüfen, Informationen zu beschaffen, zu verstehen, wie die Gesellschaft funktioniert. Auch dazu müsste man viel mehr sagen. 

			Neben der Überbrückung dieser Lücke – die bei den Parteien entstanden ist – wird es vordringlich sein, die Gewaltenteilung wieder ins Lot zu bringen, um das Korrektiv innerhalb des Systems zu stärken. Der Bundestag würde die Regierung kontrollieren und die Bevölkerung hätte über ihre Abgeordneten überhaupt einen Zugang zu den Entscheidungen. Gerade die Justiz muss ein unabhängiges und auch scharfes Korrektiv sein. Cum-Ex- und andere Finanzverbrecher dürfen weder wegen politischen Einflusses noch wegen fehlender Mitarbeiterinnen und Ressourcen geschont werden. Die Wissenschaft sollte ebenfalls unabhängig agieren, sowohl von der Politik als auch von Profitinteressen. Dort kann dann, beispielsweise über Beiräte und Beratungen, ein zusätzliches Korrektiv entstehen. Gerade in der Wissenschaft werden jedoch viele Posten durch die Politik verteilt. Deshalb müssen überall Kontrollgremien entstehen, welche die Abläufe unabhängig transparent machen und notfalls sanktionieren können. Wer Macht hat, sollte kontrolliert werden, unabhängig und nicht durch sich selbst. Der Mensch ist leicht korrumpierbar und die Demokratie ständig im Kampf gegen ihre eigene Unterwanderung. Dagegen lehne ich das Konzept eines »gläsernen Bürgers« im Bereich des Privaten natürlich strikt ab. 

			Punkt 8: Kollektiv → (Gesellschafts-)Rat und Tat 

			Angesichts der Schwächen unserer Demokratie, der bereits vorangeschrittenen Demontage und der Beinflussbarkeit des Volkes bin ich davon überzeugt, dass nur das Kollektiv den Machtmissbrauch, die Korruption effektiv einschränken und eine neue Ordnung schaffen kann. Die Repräsentanz, die Parteien versagen zunehmend. Nur die Vielen können noch in der Diskussion und Kooperation nachhaltige Verbesserungen für die Vielen erwirken. Es braucht den Wettbewerb der Ideen und die stetige Prüfung, Weiterentwicklung und Anpassung, geleistet von einer großen Zahl an Köpfen. Die Vernunft ist eine flüchtige relative Größe, auf die man sich nicht verlassen kann, schon gar nicht auf die des Individuums. Daraus muss noch kein Plädoyer für die Schwarmintelligenz folgen. Aber die Angst vor dem »Pöbel«, dem »Mob« und seiner angeblichen Unwissenheit ist nicht nur verfehlt, sondern überheblich und verlogen. Die eigentliche Sorge dahinter lautet, dass Profitsucht und Überreichtum beschnitten werden. Deshalb bedarf es einer neuen Balance, die deutlich mehr Mitbestimmung und Wirksamkeit der Bevölkerung garantiert, Kooperationen mit den bereits vorhandenen demokratischen Gewalten schafft und in der die eine der anderen Korrektiv ist. 

			Im Buch und Podcast Lobbyland spreche ich von »Demokratorinnen«, die sich nicht nur für Aufklärung einsetzen, sondern auch Strukturen verändern wollen. Ich nenne dabei einzelne Personen, aber insbesondere Organisationen wie Abgeordnetenwatch, Bürgerbewegung Finanzwende, Frag den Staat, LobbyControl, Mehr Demokratie und Taxmenow. Ich halte zudem Journalistinnen oder Medienformate für besonders wichtig, die aufklären und Mythen ruhig aus unterschiedlicher Perspektive zertrümmern, wie dies zum Beispiel vorbildlich im Podcast Wohlstand für Alle praktiziert wird. Wir brauchen Menschen und Gruppen, die sich für die Demokratie einsetzen und ihre Gewalten kontrollieren. Die Gemeinnützigkeit müsste ausgeweitet und nicht eingeschränkt werden – insbesondere, wenn Organisationen sich politisch zu Wort melden. Gerade weil sie ein wichtiges Korrektiv darstellen und zu wenig zu Wort kommen. 

			Das Kollektiv kann und sollte an vielen Stellen aktiv werden, vor allem, um neue faire politische Spielregeln zu vereinbaren. Nur da kann die Demontage beendet werden und eine Montage erfolgen. Den Einsatz etlicher Menschen in Initiativen und Vereinen, oft ehrenamtlich, können wir kaum genug würdigen. Ohne ihr Engagement würde die Lage noch deutlich schlechter aussehen. Leider mildert ihr Verdienst meist nur die Auswirkungen der Demontage und die immer ungerechteren Verhältnisse. Obendrein ist manches Engagement sogar kontraproduktiv, weil es die unfairen Strukturen festigt oder sie vor Veränderung bewahrt. Dazu gehören für mich beispielsweise die Klimakonferenzen und diverse wohltätige Aktionen. Mal eine Spende für arme Kinder hier, mal ein wenig Einsatz für Obdachlose da – das ist zwar gut gemeint, aber letztlich nicht mehr als ein Mittel, das eigene Gewissen zu beruhigen. In solch einem reichen Land sollte es weder arme Kinder noch Wohnungslosigkeit geben. Dafür müssten wir politisch sorgen. 

			Zu meinem Plan gehört, dass diejenigen, die sich engagieren, dies weiter tun, gleichzeitig aber infrage stellen, wie wirksam ihr Einsatz ist. Ich möchte, dass möglichst viele Organisationen aus allen möglichen Bereichen sich auf zwei, drei fundamentale Forderungen einigen, die sie alle vertreten. Eine »oberste Direktive«, würde man bei Star Trek in der Sternenflotte sagen. Forderungen, die Strukturen verändern, Instrumente schaffen, die mehr Beteiligung ermöglichen. 

			Eine neue, stützende Säule muss in das Haus der Demokratie gezogen werden. Viel hört man von einem direkten oder partizipativen System: Die Palette reicht von Volksabstimmungen bis hin zu Bürgerinnenversammlungen. Insgesamt sollte dann auch die Bevölkerung darüber entscheiden, wie die zusätzliche Säule genau aussieht und wie sie sich einordnet. Die Profipolitik wird ihre eigene Macht nicht beschneiden und in Deutschland herrscht eh eine große Armut an direkten Beteiligungsmöglichkeiten. Ich werde hier nicht die ewigen Kritikpunkte an den einzelnen Ansätzen aufführen und sie gegeneinander abwägen. Die Alternative ist es, gar nichts zu verändern.43 Ich präsentiere im Folgenden kompakt meinen Vorschlag, den ich jetzt schon vielen Organisationen vorgetragen habe und versuche, dies im nächsten Schritt zu einem Netzwerk auszubauen, das auf einer gemeinsamen Basis steht. 

			
					Maßnahme: (Gesellschafts-)Rat und Tat

			

			Der Kern der neuen Säule ist für mich eine Versammlung der Bevölkerung, die per Losverfahren zusammenkommt. Dabei muss gewährleistet sein, dass sie einen wirklichen Querschnitt der Menschen des Landes abbildet. Schon dies wäre ein gewaltiger Vorteil gegenüber dem Bundestag.44 Der Name ist zweitrangig, ich neige zum neutralen »Gesellschaftsrat« und werde ihn im Weiteren so auch nennen. Im Gegensatz zu den bisherigen Bürgerinnenräten, die mit Symbolkraft, aber ohne Wirkung in Deutschland einberufen worden sind,45 hätte diese Instanz, praktisch als vierte Gewalt, echte Kompetenzen. Die dort mit einer Zweidrittelmehrheit gefassten Beschlüsse würden an den Bundestag zur Beratung weitergeleitet, in Gesetzesvorlagen gegossen, beraten, diskutiert und dann zur geheimen Abstimmung gestellt. Es gibt keine Festlegungen der Fraktionen, damit fallen Parteitaktik, Regierungsvorgaben und Fraktionszwang weg. Die Beratungen fänden, ähnlich wie bei hochethischen Fragen, beispielsweise Organspenden, statt: überfraktionell. Der Einfluss der Lobbys wird schon dadurch stark minimiert, weil ja niemand sicher sein kann, wer wie gestimmt hat. Für den Fall, dass keine Mehrheit im Bundestag existiert, können Abgeordnete überfraktionell weitere Anträge zu dem Thema einbringen.

			Nur so wird gewährleistet, dass einerseits die Entscheidungen tatsächlich eine Wirkung entfalten und andererseits die Hürde des gewählten Parlamentes erhalten bleibt. Es kommt zu einer Kooperation der Gewalten. Die Judikative muss prüfen, ob das Gesetz zulässig ist und die Exekutive, also die Regierung, hat dafür zu  sorgen, dass es umgesetzt wird. Wenn dies gegen das Gewissen eines Regierungsmitgliedes verstößt – wie der Berliner Volksentscheid bei Franziska Giffey – muss die Person ihr Amt aufgeben. Mit diesen Kompetenzen versehen, wird der Rat und vor allem das Thema, das er behandelt, auch für die Medien und die Öffentlichkeit sehr viel interessanter. So könnten Debatten und eine Resonanz ausgelöst werden, die wir heute kaum noch erleben. Dabei würde vielleicht auch mal der Inhalt mehr im Vordergrund stehen als die Personen. Zudem wäre nicht wie sonst schon vorher klar, wie der Bundestag entscheidet. Auf diesem Weg könnten Beschlüsse gefasst werden, die überraschen, die wirklich etwas verändern. Die Demokratie rückt näher, denn mit Iris oder Frank im Gesellschaftsrat würden sich die Menschen identifizieren. Schließlich könnte man selbst das nächste Mitglied sein. 

			Demokratie könnte erfahrbarer, lebendiger werden. Ich habe bereits mit mehreren Teilnehmenden solcher Räte gesprochen. Einigkeit herrschte, dass sie die Erfahrung als wichtig empfinden, und dass mehr Menschen sie teilen sollten. Jeder Rat wird wieder neu verlost und bleibt nur für dieses eine Thema in der gleichen Konstellation beisammen. Das würde den größten Vorteil gegenüber der Profipolitik bedeuten: Beschlüsse, die weitestgehend frei vom einseitigen Lobbyeinfluss sind. Für eine eingehende Manipulation ist die Zeit einfach zu kurz und die einmaligen Mitglieder zu unbekannt und unbedeutend. Es zählen auch keine Parteitaktik, keine Deals, kein Vitamin B. Halten wir so viel Demokratie aus?

			Natürlich müssen die Mitglieder entschädigt und dafür gesorgt werden, dass sie von ihren sonstigen Verpflichtungen, der eigentlichen Arbeit, für die Dauer ihrer Aktivitäten beim Rat freigestellt sind. Dies ist vielleicht die größte Herausforderung, denn eine Selbständige, eine Alleinerziehende kann sich die Zeit, auch vergütet, nicht immer ohne Weiteres nehmen. Hierzu gibt es jedoch verschiedene Modelle, die selbst Betreuung umfassen. Ein Teil der Sitzungen könnte etwa in geschützten Videokonferenzen stattfinden – doch anfangs und zu wichtigen Terminen sollten alle zusammenkommen. Zudem müssen die Gesellschaftsräte gut organisiert und moderiert werden. Dazu gibt es aber schon gute Erfahrungen. Es ist wichtig, dass auch diejenigen, die sich anfangs nicht trauen, die nicht laut sind, Gehör finden. Auf Expertise können die Sitzungen bei Bedarf zugreifen, nur nicht über Politik und Profitlobbys – ihre Positionen sind öffentlich abrufbar und ohnehin omnipräsent. Die vierte Gewalt kennt vor allem eine Lobby: die Menschen. 

			Ja, Demokratie ist aufwendig, aber wie viel Aufwand wird für Parlament und Regierung betrieben? Dagegen sind die Räte gut zu bewältigen. Sie sollen nicht stetig und zu jedem Thema tagen. Auch hier möchte ich eine Verknüpfung mit anderen politischen Instrumenten herstellen. So könnten Petitionen – die fast immer völlig verpuffen, weil die Politik sie nicht ernst nimmt – aufgewertet werden. Eine gewisse Stimmenzahl wäre etwa denkbar, ab der eine Petition nicht nur im Bundestag landet, sondern einen eigenen Gesellschaftsrat einberuft. Vorerst würde ich die Räte aber vor allem dort einsetzen, wo die Demokratie, die Gewaltenteilung und die Regeln für die Politik, für Lobbyismus und Transparenz auf dem Prüfstand stehen. In diesen Bereichen sind die Parteien, die Abgeordneten befangen und entscheiden teilweise über sich selbst. Nicht alle Mitglieder des Bundestags entscheiden gern über ihr Gehalt, ihre Rente und es wäre vielen wohler, wenn sie solche Entscheidungen abgeben könnten. Dies ist bei einigen Themen so; auch deshalb folgen viele bereitwillig den Vorgaben der Fraktion, hinter denen sie sich dann verstecken. Ein letzter wichtiger Punkt wäre, dass die Gesellschaftsräte möglichst auf allen Ebenen – also Kommune, Land und Bund – eingerichtet werden sollten. 

			Der größte Einwand steht allerdings noch im Raum: »Die haben doch keine Ahnung, das sind keine Profis.« Aber wer hat denn schon wirklich Ahnung? Im Bundestag wird so viel entschieden, dass niemand das inhaltlich alles überblicken könnte – teilweise nicht mal im eigenen Fachgebiet. Der Gesundheitsminister wird von jetzt auf gleich zum Energie-Experten seiner Fraktion, der Landesinnenmister zum Bundesverteidigungsminister. So läuft es auch bei den kleineren Posten. Lobbyinteressen und Parteitaktik wiegen bei Entscheidungen oft schwerer als Argumente. Wo bleiben also im Bundestag Sachverstand und Expertise? – Meist auf der Strecke. Ahnung haben viele vor allem davon, wie sie sich und die Positionen ihrer Partei verkaufen und welche Lobbys welche Interessen vorbringen. Selbst da sehe ich keinen Nachteil, sondern sogar eher einen Vorteil beim Gesellschaftsrat; vor allem aber einen Ausgleich. Zudem tagen die Räte zu einem speziellen Thema, so dass die Beteiligten Zeit haben, sich damit auseinanderzusetzen und gegebenenfalls Expertise von außen einzuholen. Und ganz ehrlich: Wenn mangelndes Wissen ein Ausschlusskriterium wäre, dürfte auch fast niemand wählen gehen, denn wer weiß schon genau, wen und was man da wirklich wählt? Selbst das Wahlprogramm sagt ja leider nur wenig darüber aus. 

			Punkt 9: Korrekturen → Kurz und knapp 

			Die folgenden Korrekturen ergänzen und erweitern die Bemerkungen zum Korrektiv und Kollektiv. In Reden, Artikeln, in meinem letzten Buch46 und im Podcast47 Lobbyland habe ich immer wieder auf konkrete Vorschläge hingewiesen, aus denen teils eigene Projekte und Initiativen entstanden sind. Dies bleibt ein Kern meiner Aufklärungsarbeit und meines Engagements. Hier sind sie in neun Punkten kurz und knapp zusammengefasst. 

			1. Die Bevölkerung ist die Chefin

			
					Die Bevölkerung wählt die Abgeordneten nicht nur, sondern bezahlt sie auch. Ihr muss Rechenschaft abgelegt werden, auch außerhalb der Wahlen. Entsprechend bestimmt sie die Höhe der Diäten und Entschädigungen.48 

					Alle Abgeordneten sind verpflichtet, ein öffentliches Büro im Wahlkreis einzurichten und Sprechstunden sowie Informationsveranstaltungen vor Ort durchzuführen. 

					Vor Abstimmungen sollten zu wichtigen Themen Wahlkreiskonferenzen – auch parteiübergreifend – organisiert werden, um ein Stimmungsbild der Menschen vor Ort zu erhalten.

					Zur Schaffung und Bewahrung von politischen Begegnungsräumen sollten in allen Kommunen Demokratie-Cafés entstehen.49

			

			2. Die Gewalten teilen

			
					Das Parlament wird wieder zur Entscheidungsmitte: Abgeordnete sind nur der Bevölkerung und ihrem Gewissen verpflichtet. Der Fraktionszwang wird unterbunden, wichtige Abstimmungen finden geheim statt. Die Haushaltsberatungen und -entscheidungen sind die alleinige Angelegenheit des Bundestages. 

					Der Regierung kommt wieder die primäre Aufgabe zu, die Entscheidungen des Parlamentes auszuführen. 

					Die Justiz und ihre Behörden und Vollzugskräfte sollten frei von politischer Einmischung arbeiten. Sie müssen, gerade was die Wirtschafts- und Steuerkriminalität angeht, gut ausgestattet sein. Dazu bedarf es einer Koordination auf Bundesebene. Steuerräuber dürfen sich nicht freikaufen oder ihre Unterlagen vernichten können. Ebenso müssen ihre Straftaten von der Verjährung ausgeschlossen sein.50 

			

			3. Die Eindämmung von Profitlobbyismus und Korruption:

			
					Die Einhaltung der Regeln muss unabhängig kontrolliert und Verstöße entsprechend sanktioniert werden. Damit gehen harte Strafen und eine weitere Verschärfung des Straftatbestands der Korruption einher.51

					Den Zugang zum Parlament und den Ministerien regelt nicht nur ein Lobbyregister, er wird insgesamt beschränkt. Hausausweise mit freiem Zugang für Lobbyistinnen sind fortan verboten. 

					Es gibt ein Höchstbudget für Lobbytätigkeit, um die Waffenungleichheit zu begrenzen. 

					Jedes Gesetz enthält eine Auflistung, wer welche Passage zu verantworten hat. Kein Ministerium darf Lobbyistinnen als Mitarbeiterinnen oder bezahlte Expertinnen beschäftigen.52 

					Sowohl im Parlament als auch in der Regierung arbeitet eine unabhängige Transparenz- und Lobbybeauftragte, die mit einem Büro und einem Budget ausgestattet wird und die Vorgänge dort überwacht und dokumentiert. 

			

			4. Grenzen und Pflichten von Politikern:

			
					Abgeordnete folgen einem Kodex, der von der Bevölkerung vorgegeben wird. Mit dem Verein Plattform.Pro habe ich einen solchen entwickelt, der als Vorbild dienen kann.53 

					Die privaten Nebenverdienste inklusive bezahlter Vorträge werden massiv eingeschränkt.54 Abgeordnete müssen sämtliche Lobbykontakte in einem öffentlichen Forum veröffentlichen. 

					Es dürfen keine Spenden angenommen werden, auch nicht solche, die über die Partei laufen. Dies muss eine Compliance-Abteilung55 regeln und kontrollieren. 

					Bezahlter Lobbyarbeit sollte frühestens zwei Jahre nach dem Ausscheiden aus allen Ämtern wieder nachgegangen werden dürfen. Auch dann ist die Pflege von Kontakten zur Ministeriumsspitze gegen Honorar strengstens verboten.56

			

			5. Lebendiger Bundestag

			
					Der Bundestag muss lebendiger und offener werden. Ausschüsse und Anhörungen tagen in der Regel öffentlich, Parlamentssitzungen orientieren sich möglichst am offenen Schlagabtausch von Rede und Gegenrede. 

					Der Fraktionszwang wird verboten und unterbunden, mehr Abstimmungen finden geheim statt. Fraktionsübergreifende Anträge und Debatten werden normalisiert; allgemein bekommt die Opposition mehr Rechte und Möglichkeiten. Die Einrichtung von Untersuchungsausschüssen wird erleichtert. 

					Maßnahmen müssen ergriffen werden, so dass nicht mehrheitlich Akademiker und Menschen aus vermögenderen Schichten im Bundestag vertreten sind. 

			

			6. Neue Vierte Gewalt 

			
					Gesellschaftsräte werden eingerichtet und weitere neue Beteiligungsformen diskutiert und erprobt. Direkte Partizipation und mögliche Volksabstimmungen finden im Zusammenspiel mit Gesellschaftsräten und Parlamenten statt. 

			

			7. Wahlrecht modernisieren

			
					Die Wahlbeteiligung muss erhöht werden. Das bedeutet kleinere Hürden, mehr Öffentlichkeit und mehr Chancen für kleine Parteien, Bewegungen und Parteilose. Bleiben die Prozent-Hürden bestehen, sollte eine Leihstimme eingeführt werden: Falls die erste gewählte Partei nicht ins Parlament gelangt, geht die Stimme an eine zweite. Damit spiegelt sich der wirkliche Wählerinnenwille unverfälschter wider.57 

					Unterhalb einer bestimmten Wahlbeteiligung sollten die gewählten Parteien nicht alle Mandate besetzen können. Diese fallen dann durch Losverfahren an die Bevölkerung. Die Legislaturperioden werden für alle Abgeordnete begrenzt. 

			

			8. Parteien und Willensbildung

			
					Wahlvereine verlieren die Parteiprivilegien. Parteien müssen sich grundlegend reformieren und modernisieren,58 so dass ihre Basis stärker in die gemachte Politik eingreifen kann. 

					Spenden und Sponsoring von Konzernen und ihren Lobbys werden verboten. Alle anderen Spenden unterliegen einer Obergrenze und sind in einem öffentlichen Register transparent einsehbar.

					Die Bundesgelder für Parteien werden begrenzt und gerechter aufgeteilt. Dabei fallen verschiedene Kriterien wie Wahlergebnisse und Mitgliederzahl ins Gewicht. Gleiches gilt für die Parteistiftungen.

			

			9. Die Zivilgesellschaft, Korrektive stärken

			
					Investigativer, unabhängiger Journalismus muss gestärkt und Whistleblower geschützt werden. 

					Vereine und Organisationen bekommen mehr Rechte, Gemeinnützigkeit wird ausgebaut. Spenden können steuerlich geltend gemacht werden. 

					Es gibt einen bundesweiten Stiftungsrat und die Bundesgelder fließen nicht hauptsächlich in Parteistiftungen. 

					Der öffentlich-rechtliche Rundfunk und der öffentliche Auftrag werden reformiert. Die Politik hält sich aus allen Rundfunkräten raus. Dafür werden dort Vertreterinnen der Bevölkerung gelost oder durch Gesellschaftsräte ernannt.

					Ziviler Widerstand bekommt eine andere Anerkennung und Bedeutung. Kollektiver Protest gegen den Abbau von demokratischen Rechten muss geschützt werden.59

			

			Gerade an Punkt 9 müssen sich noch etliche weitere Vorschläge anschließen und entwickelt werden. Wichtig ist es auch hier, die alten Denkmuster zu durchbrechen und neue Pfade zu beschreiten. Dies versuchen ein Kollege und ich beispielsweise mit dem Projekt: »DIE LOBBY« – eine Interessenvertretung für die Lobbylosen. 60 Abbildung 3 fasst den 9-Punkte-Plan anschaulich zusammen.
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			Abbildung 3: Grafische Darstellung des 9-Punkte-Plans inklusive der geforderten Maßnahmen. Idee: Marco Bülow, Gestaltung: Moritz Bischoff

			Lobby ergreifen

			Die Politik, der Mensch wird immer wieder korrumpiert werden. Dies beeinträchtigt zwangsläufig das Gemeinwohl und führt zu Bevorteilungen und Benachteiligungen. Menschen müssen und werden aber auch immer gegen die Ungerechtigkeit angehen. Eine Voraussetzung für ihren Erfolg ist, dass sie Unterstützung erfahren und sich auf die Demokratie und ihre Instrumente verlassen können. Dafür braucht es faire Spielregeln und ein funktionierendes Korrektiv. 

			Ich wurde fast zu einem Lobbyisten – genauer gesagt, zu einem korrumpierten , erfolgreichen Politiker der Profitlobby. Jetzt engagiere ich mich als Interessenvertreter, aber nicht für Profit oder Karriere, sondern für diejenigen, die keine Lobby haben; und für die Demokratie, eine Staatsform mit Macken und Tücken, die weiter demontiert und entkernt wird. Ich möchte sie wieder montieren und zu einer Kooperativen Demokratie ausbauen, denn nur dann bekommen wir auch die Macken und Tücken des Menschen in den Griff.

			Dazu ist die Demokratie für mich immer noch die beste aller bisherigen Staatsformen, aber nur, wenn der erste Wortteil »Demos« – das Staatsvolk – wirklich als Kollektiv agiert und alle Interessen jenseits des Profits und auch die der nächsten Generationen wirklich berücksichtigt werden. Dafür ist natürlich mehr als der 9-Punkte-Plan nötig, nämlich vor allem viele Unterstützerinnen, die aufwachen und mitmachen. Zuschauen war jedenfalls gestern schon out. Wäre dies eine Rede, würde ich sie beenden mit den Worten:

			»Im Übrigen bin ich der Meinung, dass die Korruption zerstört werden muss.« 61

			– Marco der Jüngere ;) 

			Nachspiel: Permanente Revolte 

			»Ich revoltiere, also bin ich«

			»Die wahre Großzügigkeit der Zukunft besteht darin, in der Gegenwart alles zu geben. Die Revolte beweist dadurch, dass sie die Bewegung des Lebens selbst ist und dass man sie nicht leugnen kann, ohne auf das Leben zu verzichten«. 

			– Albert Camus

			Ein Mann wälzt einen Felsbrocken einen Berg hinauf. Doch kaum oben angekommen, rollt dieser wieder zurück. Erneut schleppt er den Brocken nach oben und wieder geht es nach unten. Alles beginnt von vorne. Es ist die Strafe der Götter, die Sisyphos diese endlose Arbeit auferlegt haben – ein bekanntes Motiv der griechischen Mythologie. Von da fehlt nicht mehr viel zum Bild des Hamsterrades, in dem sich unsere Abläufe wiederholen. Das klingt nach Mühsal und Hoffnungslosigkeit. Aber Camus schreibt: »Wir müssen uns Sisyphos als glücklichen Menschen vorstellen.«62 Das wiederum klingt absurd, doch genau mit dem absurden Leben beschäftigt sich Camus. Wenn wir es uns wirklich bewusst machen, ist nicht vieles, was wir erleben, was ich in diesem Buch beschrieben habe, absurd? Vor allem, wenn wir davon ausgehen, dass wir vernunftbegabte Wesen sind – uns gar gleich zweimal das Attribut »weise«, sapiens, an den Menschen, Homo, angehängt haben? 

			Camus nimmt die Erkenntnis und die Akzeptanz des Absurden als Ausgangspunkt: »Der Überdruss steht am Ende der Handlungen eines mechanischen Lebens, gleichzeitig leistet er aber auch eine Bewusstseinsregung ein.«63 Das Bewusstsein werde »erweckt«, leite ein »Erwachen« und die »nächsten Schritte« ein, so Camus weiter. Der Mensch erkennt, dass er in der Höhle lebt, nur die Schatten sieht, er erwacht und kann handeln. Ist es aber nicht einfacher, wenn man weniger erkennt und vor allem nicht so viel darüber nachdenkt? Vielleicht, doch nur die Erkenntnis über die Welt, das Wesen des Menschen und auch des Absurden kann von der Verzweiflung zur Befreiung und zur Versöhnung führen. Camus nennt dies »Eigensinn«, was jedoch nichts mit dem zu tun hat, was wir gemeinhin unter »Starrsinn« verstehen. Laut Camus enthüllt sich so das wirkliche Antlitz der dinglichen Welt, alle Dinge verlieren »den trügerischen Sinn, in den wir sie hüllten«64 – es kommt zu einer Aufhebung aller vermeintlichen Wahrheiten, die in die Welt hineininterpretiert werden.

			Akzeptieren wir, dass der Fels immer wieder runterrollt, dann befreien wir uns von den Fesseln und versöhnen uns mit unserer Realität. Camus ergänzt, dass wir uns dem Absurden »weder durch die Hoffnung noch durch den Selbstmord noch durch die Einwilligung« entziehen sollten. Das sind genau die drei Ausweichmöglichkeiten, mit der wir vor der Realität fliehen können. Den Selbstmord in Camus Aufzählung würde ich allgemeiner auch mit Aufgabe und Rückzug verstehen. Aber was sollen wir denn sonst tun?

			Camus setzt der Hoffnung, dem Rückzug und der Einwilligung die Revolte entgegen. Ein Mensch, der Nein sagt, sich auflehnt gegen seine eigene absurde Existenz und gegen die Abgründe in der Welt. Ein Mensch mit einem freien Willen, der eine Grenze zieht, aber dann auch Ja sagen kann und dessen Revolte des Einzelnen in einen solidarischen Akt »kollektiver Natur«, einem »Abenteuer aller« mündet. Von der Akzeptanz und dem Erwachen des Bewusstseins zur Befreiung, zur Revolte. Für mich spannt dies den Bogen zu den Punkten, die ich im dritten Kapitel, der Montage der Demokratie, setzen wollte: eine Bewusstseinskultur, einhergehend mit der Befreiung aus den Dogmen und Denkmustern, die sich hin zu einer Kooperativen Demokratie in stetiger Auseinandersetzung entwickelt. Die Revolte stellt dabei das Korrektiv dar. Alle müssen Nein sagen dürfen, wo es ihnen zu weit geht und jede Äußerung erfährt eine Resonanz, wird bewertet und findet im Kollektiv Beachtung. 

			Demokratie am Leben zu erhalten – vor allem sie zu Vorschlag: beleben – bedeutet eine Permanente Revolte: Ein Nein zur Demontage der Demokratie und unserer Lebensgrundlagen. Ein Nein zum Profit weniger, der über das Wohl vieler gestellt wird. Ein Nein zum Geld, das Einfluss und Macht kauft. Ein Nein zur Korrumpierung der Politik und unserer Köpfe. Die Revolte ist kein reines Widerstandsprojekt, sondern auch ein Ja zum Überleben, der heutigen und der zukünftigen Generationen. Ein Ja, sich seinen Gefühlen und denen der anderen zu stellen. Ein Ja zur Begeisterung, Neugier, Schönheit, Genuss und Freude. Die Welt hat noch so viel zu bieten. Alle Menschen sollten die Chance haben, sie zu entdecken und ein gutes Leben zu führen.

			Alles beginnt damit, sich sowohl seines Verstandes als auch seines tiefen Gefühls zu bedienen, um gegen die Bewusstlosigkeit zu revoltieren. Beides gehört zusammen. Dazu ist eine Balance nötig, sich auch mal treiben zu lassen, die Energie dafür zu haben, sich die eigenen Möglichkeiten und die Verantwortung immer wieder bewusst zu machen. Schließlich bedarf es Mut, daraus eine Handlung erwachsen zu lassen, die über eine Stimmabgabe oder die einseitige Schuldzuweisung hinausgeht. Das ist eine permanente Aufgabe, ein Fels, den wir immer wieder bewegen müssen – weil das Leben nicht stehen bleibt. Unsere Errungenschaften haben es verdient, stetig gepflegt und verteidigt zu werden. »Und schon kann die Revolte der Tat, ohne zu behaupten, alles lösen zu können, wenigstens die Stirn bieten. Von dem Augenblick an erglänzt das Mittagslicht auf der Bewegung der Geschichte selbst.«65
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Thesen

			I. Demontage 

			These 1: Ökonomisierung der Demokratie

			Unsere Parteien-Demokratien haben zugelassen oder sogar dazu beigetragen, dass alle Lebensbereiche ökonomisiert, immer mehr dem Markt und dem Profit ausgesetzt werden. Die Demokratie ist mittlerweile finanzialisiert und marktkonform.

			These 2: Geld macht Politik

			Politik und Gesellschaft werden durch das herrschende Profitsystem korrumpiert. Geld, Karriere, Hoffnung und Ablenkung in Form von Brot und Spiele führen dazu, dass viele die Entwicklung ertragen oder sogar aktiv mitmachen. 

			These 3: Eingeschränkte Gewaltenteilung

			Gewaltenteilung funktioniert in Deutschland nicht mehr. Die Regierung übernimmt die Funktionen des Parlaments und die Abgeordneten folgen nicht ihrem Gewissen, sondern dem Fraktionszwang und der Parteitaktik. 

			These 4: Ungleiches Maß 

			Straftaten von Politikern, der Finanzelite und Steuerräubern werden nur in ungenügendem Maße verfolgt und das ist so gewollt. Es fehlen Gesetze, Regeln, Personal und Befugnisse. Die Politik nimmt Einfluss in die Rechtsprechung und schützt Finanzverbrecher.

			These 5: (Un-)Demokratische Spielregeln

			Nicht die demokratischen Faktoren, die Kompromisse, die Debatten, die Willensbildung der Parteien, die Argumente und Fakten formen unser System. Stattdessen bestimmen Geld, Machtspiele und die Profitlobby die Entscheidungen. 

			These 6: Etablierte Korrumpierung

			Korruption in der Politik ist nicht die Ausnahme, sondern gehört mit ihren Schattierungen mittlerweile zum System. Man nutzt Staatsausgaben zur Befriedigung von Lobbyinteressen und besonders in Krisenzeiten werden über private Kontakte von Politikern Geschäfte vermittelt. 

			These 7: Korrumpierte Parteien

			Spenden und Sponsoring korrumpieren Parteien im großen Stil. Insgesamt ist die Parteifinanzierung unübersichtlich, intransparent und benachteiligt neue oder kleinere Parteien.

			These 8: Lobbyland

			Der Lobbyismus ist überwiegend einseitig profitorientiert. Reiche Lobbys nutzen ihren erheblichen Einfluss auf die Politik. Lobbyismus ist vielseitiger, präsenter und dominanter geworden. Er wirkt auf die Politik, aber auch auf die Medien, die Wissenschaft und die Öffentlichkeit. 

			These 9: Monopoly 

			Alles wird in Geld gemessen und die Politik sowie unser Leben daran ausgerichtet. Es fehlt angeblich an dringenden Stellen, gleichzeitig werden aber gewaltige Summen für Subventionen und mächtige Lobbys ausgegeben. Durch fehlende Regeln und mangelhafte Strafverfolgung gehen hunderte Milliarden Euro verloren. 

			II. Karambolage 

			These 1: Demontage-Auswirkungen

			Die Demokratie-Demontage führt zu Verwerfungen, die auch durch Täuschungen und Ablenkungen nicht mehr verborgen werden können. Verwerfungen und Karambolagen sind unvermeidlich.

			These 2: Wert des Menschen

			Alles wird nur noch nach seinem ökonomischen Wert und Nutzen bemessen. Während man Millionen Menschen für wenige Milliarden Dollar vor Armut und Hunger retten könnte, steckt man das Geld stattdessen in Waffen, zerstörerische Technologien und subventionierte Vernichtung. 

			These 3: »Business as usual«

			Die Auswirkung der extremen Ungleichheit und des Feudalkapitalismus zeitigen immer größere Verwerfungen und Krisen. Trotz Wahlen und neuen Regierungen bleibt es im Prinzip bei einem »Weiter so«. 

			These 4: Nach der Postdemokratie

			Wir haben mittlerweile die Phase am Ende oder nach der Postdemokratie erreicht, in der die Volksherrschaft zu einer Fassade verkommt. Der feudalen Markt- und Profitwirtschaft bringt selbst die repräsentative Demokratie keinen Nutzen mehr.

			These 5: Ignorierte Ignoranz

			Wachsende Unzufriedenheit, Wahlenthaltung und der Rückzug ins Private wurden von der Politik ignoriert. Daraus entstehen Wut, Ohnmacht und die Fokussierung auf Sündenböcke, die Wahl extremer Parteien.

			These 6: Kaputtes Korrektiv

			Die demokratischen Instrumente stumpfen ab, das Korrektiv, vor allem in den Parteien, in den Parlamenten, aber auch in den Medien und der Öffentlichkeit versagt. Die Fliehkräfte des Marktes, das Machtgefälle zwischen den Akteuren verschiebt sich ins Extrem. 

			These 7: Unverlässliche Vernunft 

			Auf die Vernunft des Menschen und der Politik ist kein Verlass mehr. Begriffe, Bilder und Denkmuster müssen stetig geprüft, diskutiert und zur Not auch zertrümmert werden. 

			These 8: Maß und Mitte

			Parteien haben sich einer vorgetäuschten Mitte angenähert. Es gibt trotz aller Showkämpfe eine übergroße Koalition, die Maß und Mitte verloren hat und stattdessen extreme Ungerechtigkeiten und (Macht-)Ungleichheiten verursacht. 

			These 9: Wahrheiten

			Wir leben in einer Welt der politischen Fake News, meist hervorgebracht durch Macht- und Profitinteressen. Lügen hat es schon immer gegeben, niemand ist frei davon. Es muss das Ziel sein, bewusste Lügen und Täuschungen einzuordnen, zu bewerten und sich einer vage bleibenden Wahrheit kollektiv anzunähern.

			III. Montage

			Punkt 1: Bewusstseinskultur

			Wir müssen bewusster leben, uns keine Illusionen über das Wesen des Menschen und die Realität machen und dennoch die eigene Wirksamkeit entdecken. 

			Maßnahme: Einen Robusten Realismus entwickeln, mit Redlichkeit eine neue Kultur verinnerlichen und sie verteidigen.

			Punkt 2: Befreiung

			Wir müssen uns aus den Denkstrukturen und von den unfairen Spielregeln befreien. 

			Maßnahme: Emotionales Engagement entwickeln und akzeptieren, dass sich Emotionen und Verstand im (Zusammen-)Leben nicht voneinander trennen lassen.

			Punkt 3: Bedeutungshoheit 

			Sprache und Kommunikation sind ein Machtinstrument der Herrschenden. 

			Maßnahme: Kooperative Kommunikation muss Begriffen, Vorhaben eine sinnstiftende, wirkungsmächtige Bedeutung geben sowie Mythen und Täuschungen entlarven.

			Punkt 4: Machtverteilung

			Alles kommt auf eine faire Machtverteilung an. Dafür gilt es, die Verhältnisse, vor allem bezüglich des Geldes, zu verändern. 

			Maßnahme: Eine Fairness-Versicherung, die für eine Begrenzung des Reichtums sorgt und einen Hebel ansetzt, um auch die Machtverhältnisse gerechter zu verteilen.

			Punkt 5: Menschenschutz

			Es geht bei der Bewahrung der Lebensgrundlagen gerade um uns Menschen! Die damit verbundenen Themen und Probleme müssen zusammen angegangen werden. 

			Maßnahme: Der Demo-Dealal geht weit über einen Green Deal hinaus, weil er den Menschen mitnimmt und beim Verursacherprinzip ansetzt. Allen Waren und Dienstleistungen wird ein fairer Preis gegeben, der die Folgekosten für die Allgemeinheit enthält. 

			Punkt 6: Montagebündnis 

			Wir müssen Netzwerke formen, Bündnisse schmieden, Maßnahmen zusammen im System verändern und einen Vertrag schließen – das alles vor dem Hintergrund einer neuen Denkstruktur.

			Maßnahme: Ein Großer Gesellschaftsvertrag, der über Meinungsgrenzen hinweg, ohne Profitgedanken und Geldeinfluss, die Grundlagen für unsere Gesellschaft und die Zukunft bildet. 

			Punkt 7: Korrektiv 

			Die Kontrollmechanismen versagen und müssen gestärkt und erweitert werden. 

			Maßnahme: Kooperative Kontrolle, die Regeln schafft, überwacht und auf mehrere Schultern verteilt ist. Auch die Gewaltenteilung muss wieder instand gesetztwerden.

			Punkt 8: Kollektiv 

			Das Kollektiv, die Zivilgesellschaft ist unbedingt zu stärken, gerade wenn die Parteien nur noch Wahlvereinen gleichen. Eine neue Säule muss in das Haus der Demokratie eingezogen werden.

			Maßnahme: Gesellschaftsräte als Kernstück, welche die Beteiligung der Bevölkerung garantieren und abseits von Lobbyismus und Machtinteressen das Gemeinwohl stärken.

			Punkt 9: Korrekturen 

			Maßnahmen und Vorschläge, welche die vorherigen Punkte ergänzen.

			Maßnahme: Kurz und knapp, beispielsweise die Eindämmung der Korruption, die Begrenzung des einseitigen Lobbyismus oder ein Kodex für die Profipolitik.1

			Fazit: Kollektive Demokratie und Permanente Revolte 

			Alle aufgelisteten Punkte können eine Grundlage bilden, um der Demontage Einhalt zu gebieten, die Karambolagen auszubremsen und eine Montage zu starten. Das Ziel muss eine Kooperative Demokratie sein, die sich nur durch eine Permanente Revolte, ein stetiges Korrektiv erreichen und verteidigen lässt.
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